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Institut fiir 
Ukologie 

DasInBwxt 
W i r  sind keine geldschwere Einrichtung, besitzen überhaupt kein zentrales Büro - aber das empfinden 
w i r  a l s  Vorteil. I m  Ins t i tu t  f ü r  Ukologie arbeiten BiologInnen, PlanerInnen, UmweltschutztechnikerInnen 
und viele mehr zusammen. Die meisten sind i n  lokale oder regionale Projekte eingebunden, das Inst i tut  
hat die Aufgabe, überregional agieren zu können. 
W i r  bieten: - 

- 

- Referate, Seminare, Veröffentlichungen (auch i m  Auftrag anderer) 
- Planungen, Gutachten, Bewertungen 
- Beratung f ü r  UmweltakteurInnen, Umweltbildung 
- Kritische Beiträge zu Umweltschutzstrategien 
- Diskussion zu Umweltschutz von unten (www.projektwerkstatt.de/uvu) 

D i e  Reader 
M i t  den Readern haben w i r  zu einigen der Themen, die w i r  intensiv bearbeiten, Materialsammlungen zusam 
mengestellt. Sie s ind f ü r  PraktikerInnen i m  Umweltschutz genauso brauchbar wie f ü r  Studium u.ä. 
Folgende Reader sind bereits erschienen (je 6 : 

- Umweltbildung - Naturlehrp ? ade - Software f ü r  UmweltschützerInnen 
- Agenda 21 - Politik von unten - Ukonomie von unten 
- Umweltgerecht bauen - Ukonomie&Ukologie - Ukostrom von unten 
- Herrschaf t sk r i t ik  konkret - Entscheidungsf indung von unten 

Me Adresse 
- Inst i tut  f ü r  Ukologie, Ludwigstr. 11. 35447 Reiskirchen 

Gegen 3 Euro i n  Briefmarken schicken w i r  Ihnen ein Informationspaket aus den Positionspaperen zu 
Umweltschutz von unten und die „Uko-Zeitung gegen Markt und Kapital" zu. 

Für Vorträge zu Themen wie „Ukonomie von unten", ,,Ukonomie und Ukologie", „Umweltschutz von unten (s tat t  
Agenda, Ukokapitalismus & Co.)" oder „Freie Menschen i n  Freien Vereinbarungen" b i t te  i n  der  Projekt- 
werkstatt, 06401/903283, saasen@projektwerkstatt.de melden. Eine Ubersicht über Themenangebote f ü r  
Referate befindet sich unter www.vortragsangebote.de.vu. 

Seattle, Genua, überall. ~inem* Direct Action Taschenkalender fiir 2005. 

""" Kommunikation subversiv, Buch über den Filz von 
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Inhalt und Quellen 

tfkonomle und Ukoiogie sind umereinbar 
Grundsatzaufsatz 
Autor: Jörg Bergstedt 
Quelle: Kurzfassung des Kapitels 7.3 "Weniger Dkonomie ... und die  von unten'' 
des Buches "Agenda, Expo, Sponsoring - Perspektiven rad ika ler ,  
emanzipatorischer Umweltschutzarbeit" (IKO-Verlag) 

E m e ~ i a c h e  ükoiogie 
Grundlagenpapier f ü r  einen Umweltschutz von unten 
Autoren: Ins t i tu t  f ü r  'CJkologie 
Mehr Infos: http://go.to/umwelt 

MenschundNatur 
AutorInnen: Gruppe Gegenbilder 
Quelle: Auszug aus "Freie Menschen i n  Freien Vereinbarungen" 
Buch und Diskussionsforum (www.opentheory.org/gegenbilder) 

Kritik ma&lwirtschaftiicher Ansatze 
Dkologisch-soziale Marktwirtschaft (Kritik, Hintergründe) 
Quelle: Broschüre der BUNDjugend 

Ukosteuern 
Kritik a n  Okosteuern 
Autor: Jörg Bergstedt 
Quelle: Positionspapier des Ins t i tu t s  f ü r  Dkologie 

Auszüge aus dem Konzept der  Umweltverbände von 1997 m i t  
Ausnahmeregelungen f ü r  d ie  energieintensiven Betriebe (siehe Seite 61 Mitte) 
Quelle: Broschüre des Deutschen Naturschutzrings 

Beispiel: Kiimaschutz 
Gründe gegen das Kyoto-Protokoll 
AutorInnen: Ins t i tu t  f ü r  Ukologie 
Quelle: Erklärung zur Bonner Klimakonferenz Sommer 2001 

Rassismus und Neokolonialismus 
AutorInnen: Risingtide, Bonn (Umwelt-Aktions-Netzwerk) 
Quelle: D-Punkte Sommer 2001 

Resümee der Bonner Klimakonferenz Sommer 2001 
Quelle: D-Punkte Herbst 2001 

Klimaschutz von unten (Gegenvorschläge zu Kyoto) 
Quelle: Erklärung zur  Bonner Klimakonferenz Sommer 2001 

Siehe auch www.risingtide.de und www.projektwerkstatt.de unter Zitate! 
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K r ~ a m t f k o n ~ . ~ n m r r n  
Papier der  Gruppe Landfriedensbruch 
Autoren: Ins t i tu t  f ü r  Ukologie 
Mehr Infos: http://go.to/umwelt 

Weniger Ukonomie , und die von unten 
Autor: Jörg Bergstedt 
Quelle: Kapitel 7.3 des Buches "Agenda, Expo, Sponsoring - 
Perspektiven rad ika le r ,  emanzipatorischer Umweltschutzarbeit" (IKO-Verlag) 

(b?mles Geld 4-8 -46 
Infos und kr i t ische Anmerkungen zu ethischen Geldanlagen 
Quelle: 0-Punkte-Schwerpunkt Winter 2001/02 

Filz mischen ibtschaft und i S m w e ~ c h . I f t ~ ~ ~  
Autor: Jörg Bergstedt 
Quelle: Zusammenfassung der  Kapitel 5.1 und 5.2 des Buches "Agenda, 
Expo, Sponsoring - Recherchen i m  Naturschutzf i lz" (IKO-Verlag) 

~ a n ~ ~ c h e n B e t r ~  
Text zu Kommerzialisierung ökologischer Betriebe 
Autor: Jörg Bergstedt 
Quelle: Kapitel 3.9 des Buches "Agenda, Expo, Sponsoring - 
Recherchen i m  Naturschutzf ilz" (IKO-Verlag) 



Ökologie und Ökonomie sind unvereinbar! 
Umweltschutz hat nur eine Chance, wenn ökonomische Zwänge abgebaut werden 

Ausbeutung von Mensch und Natur funktioniert nur dann uneingeschränkt, wenn die Menschen keine andere 
Wahl haben. Daher ist es ein Grundprinzip, den Menschen ihre Selbstorganisationsfähigkeit zu nehmen, um sie 
für die Verwertung im Kapitalismus gefügig zu machen. Der Prozeß der Zerschlagung selbstorganisierter 
Lebensformen (Subsistenz, direkter Handel oder Tausch, ebenso aber auch kulturelle Entwicklungen, 
Kommunikation usw.) ist in den ärmeren Staaten dieser Welt noch in vollem Gange bzw. hat unter dem Begriff 
„Globalisierung" sogar eine besondere Härte entwickelt. Zur Ausbeutung der Menschen kommt die Ausbeutung 
der Natur, die selbst grundsätzlich wehrlos ist und nur von Menschen im Rahmen der Selbstbestimmung in ihren 
Regionen als Wert definiert und verteidigt werden könnte. Doch das endet unter dem Druck auf die Menschen, 
sich selbst und die natürlichen Ressourcen in ihren Regionen dem Zugriff des Profitstrebens fteizugeben. 

Alternative Ansätze der Ökonomie haben bislang nur Teilaspekte der Verwertungslogik und Machtstruktur 
aufheben können oder sind in diesem zentralen Punkt gänzlich unwirksam geblieben. 

Selbstverwaltete Betriebe, Kommunen usw. haben höchstens Nischen aufgebaut, ohne auf das restliche 
Geschehen irgendeine spürbare Wirkung zu entwickeln. Die von außen auf sie wirkenden Zwänge und 
eigene Wünsche der Beteiligten haben sie zudem immer ähnlicher werden lassen den konventionellen 
Strukturen der Gesellschaft. Zudem schüren Zwänge interne Konflikte, die Zeit und Kraft kosten und 
damit viele Gemeinschaften entpolitisiert haben. 
Tauschringe oder alternative Währungssysteme können zwar einige Härten der kapitalistischen 
Gesellschaft abfangen (z.B. die unterschiedliche Bewertung von Arbeit), aber nicht die grundlegenden 
Prozesse. Vielmehr unterliegen sie diesen selbst, denn Angebot und Nachfiage, Vorteile für oft 
nachgeftagte Fähigkeiten und die Reduzierung des Tauschgeschehens auf Randbereiche des täglichen 
Lebens machen sie oft zur (durchaus wichtigen!) Vermittlung sozialer Kontakte, nicht aber zu 
ökonomischen Gegenstrategien. 
Selbstversorgungsversuche in den Industrienationen enden meist in zeitintensiven Anbauversuchen 
ohne wesentliche Wirkung auf den Konsum der beteiligten Menschen, da höchstens der 
Nahrungsmittelbereich, meist aber noch nicht einmal der abgedeckt werden kann. Stattdessen erweist 
sich der Eigenanbau innerhalb kleiner, losgelöster Gemeinschaften eher als zeit- und kraftraubend und 
damit entpolitisierend. 
Das internationale Engagement reduziert sich bislang meist auf direkte Hilfslieferungen oder die 
Organisation fairer Handelsbeziehungen, die allerdings auch nicht das Problem lösen können, daß die 
Nachftage in den reichen Ländern diktiert, was in den ärmeren Staaten angebaut oder hergestellt wird. 
Gleichberechtigte Beziehungen, z.B. der Tausch selbstbestimmt erzeugter Güter, finden nicht statt. 
Marktwirtschaftliche Mittel wie die Ökosteuern, fteiwillige Selbstverpflichtungen oder das 
unverbindliche Öko-~udit schaffen nicht einmal Nischen oder Verbesserungen im Detail, sondern 
stärken den Kapitalismus, in dem sie einen Druck zur Modernisierung, vor allem zur technischen 
Innovation und Rationalisierung aufbauen. Tatsächlich verschlechtern sie das Mächtgefille sogar, in 
dem sie die Kompetenz über die Entscheidung zum Umwe1t"verbrauch" von den zumindest theoretisch 
abwählbaren Regierungen und Parlamenten in den Markt verlegen, wo das Kapital, d.h. in der Regel die 
zahlungskräftigen Großkonzerne entscheiden. 

Die Alternative zur Alternative: Keine Ökonomie 
Das Zielbild einer herrschaftsfreien Gesellschaft sieht die Menschen im Mittelpunkt. Alle Menschen sind frei 
und gleichberechtigt. Was zwischen ihnen bzw. zwischen den Organisationen und Gruppen, zu denen sich 
Menschen zusammenschließen, geschieht, erfolgt auf der Ebene fteiwilliger Vereinbarungen. Die Existenz von 
Strukturen, die den Menschen die Regelung ihres Zusammenlebens abnehmen, widerspricht dem Prinzip der 
Selbstbestimmung. Folglich gibt es auch keine ökonomischen Strukturen, die nicht von den Menschen selbst 
gewollt, getragen und organisiert werden - keinen Handel, kein Wirtschaftsministeriurn, keine 
Welthandelsorganisation und keine Bank, die nicht direkt aus dem Willen und der Vereinbarung der Menschen 
entspringen. 
Eine herrschaftsfieie Gesellschaft ist nicht das Ende von Austausch, Handel und Zusammenarbeit von Menschen 
und ihren Zusammenschlüssen, aber alle Institutionen und Organisationen verschwinden, die heute auch dann 
weiterexistieren, wenn es keine Menschen gibt, die sie wollen und tragen (außer denen, die es machen, um damit 
Geld zu verdienen). 
Auf dem Weg zu einer Gesellschaft ohne oder mit weniger Ökonomie sind verschiedene Teilschritte denkbar, 
die allein das Ziel nicht erreichen, aber dem immer ein Stück näher kommen. 



Absicherung durch Grundsicherung oder Subsistenz 
Subsistenz bedeutet die Fähigkeit, sein Leben selbst zu organisieren. Das beinhaltet die Möglichkeit zur 
Befriedigung der Grundbedürfnisse (Nahrung, Wasser, je nach Wohnort ein Dach über dem Kopf und Heizung 
u.ä.) und zur Entwicklung der kulturellen Gemeinschaft zwischen Menschen. 
Die Absicherung von Menschen kann vor der Auflösung zentraler ökonomischer Strukturen über verschiedene 
Wege führen. Diskutiert wird bereits die finanzielle Absicherung über eine Grundversorgung, d.h. ein staatlich 
gesichertes Gehalt. Dieses darf nicht an Bedingungen geknüpft sein, weil es sonst in gleicher Weise wie ein 
Arbeitsplatz zu konformen Verhaltensweisen führt, also nicht absichert, sondern kanalisiert. Sinnvoller, vor 
allem in Hinblick auf eine Weiterentwicklung in Richtung einer herrschaftsfreien Gesellschaft, wäre die 
Absicherung über materielle Wert, vor allem einen Anteil am Bodenbesitz. Diese müssen unverkäuflich sind, 
damit nicht über Zwang, ökonomischen Druck u.ä. diese Sicherungen wieder entfallen bzw. bei wentigen 
zusammengefuhrt werden. Bei einer Absicherung über einen Anteil am Boden können die Menschen selbst 
entscheiden, ob sie diesen selbst bewirtschaften, anderweitig nutzen oder aber verpachten (auf welcher 
Tauschbasis auch immer) bzw. mit anderen gemeinsam nutzen. 

Individueller und gemeinsamer Abbau ökonomischer Zwänge 
Ein hoher materieller Lebensstandard ist daher für Menschen ohne vorhandenes Kapital gleichbedeutend mit 
starken Zwängen, d.h. der Notwendigkeit, den Gegenwert der materiellen Güter zu erwirtschaften. Der 
einfachste Teilschritt, sich ökonomischen Zwängen zu entziehen, ist daher die Beschränkung der im freien Markt 
erworbenen, materiellen Werte und Dienstleistungen. Das ist nicht gleichbedeutend mit Verzicht. Zum einen 
entsteht ein Gewinn: Zeit und Freiheit. Zum anderen gibt es für die Schaffung eines ausreichenden 
Lebensstandards auch Alternativen zum Markt, z.B. Tausch oder Eigenproduktion. Zu den Möglichkeiten, den 
materiellen Bedarf zu senken, gehören auch Eigentumsgemeinschaften: Wo Sachwerte nicht individuell 
zugeordnet, sondern von mehreren genutzt werden, sinkt der wirtschaftliche Druck auf den Einzelnen, diese zu 
beschaffen, instandzuhalten usw. Der bekannteste Fall solcher Eigentumsgemeinschaften sind das Car-Sharing 
oder geteiltes Hauseigentum. 
Am konsequentesten sind Gütergemeinschaften, d.h. die Teilung aller materiellen Werte innerhalb eines 
Zusammenschlusses von Menschen in freier Vereinbarung. 

Dezentralisikrung von Politik und direkte Demokratie 
Jeder Schritt gesellschaftlicher Machtverlagerung nach unten sowie verbesserter Beteiligungsrechte für die 
BürgerInnen bedeutet einen Fortschritt hin zur Herrschaftsfieiheit. Zur Zeit bietet sich aber nur ein geringer 
Rahmen für solche Veränderungen. Die Bemühungen um direkte Demokratie stärken die Rechte der Menschen 
fur Einzelfalle und meist außerhalb vieler Politikbereiche, die von der Entscheidungsbefugnis ausgenommen 
sind. 
Verbesserungen der Beteiligungsrechte für alle Menschen bzw. die BürgerInnen einschließlich des vollen 
Einsichtsrechts werden auch die Mitwirkungsmöglichkeiten bei ökonomischen Entscheidungen stärken, vor 
allem bei der Gewerbeansiedlung und Flächennutning. Zudem stellt die direkte Demokratie die Mittel bereit, per 
BürgerInnen- oder Volksentscheid weitergehende Veränderungen durchzusetzen. 

ZerschlagunglEntmachtung zwangausübender Wirtschaftsinstitutionen 
Das richtige Tun ist ein Teil des Ganzen, würde aber angesichts der Übermacht der bestehenden 
Ordnungsstrukturen nur in Nischen eine Chance haben und in der Wirkung nur wenige Menschen erreichen. Es 
gilt, sich gegen Institutionen und Organe, die ökonomische Zwänge ausüben, zu erheben. Viele von ihnen 
können unter Druck gesetzt werden, wenn sich viele Menschen einig wären in der Verweigerung und in ihrem 
Protest, z.B. durch 
- Blockaden, Besetzungen oder Aktenvernichtung in Arbeits- und Sozialämter, die mit der Androhung 
der Minderung oder des Entzug der finanziellen Überlebensgnindlage Menschen zur Bereithaltung oder zum 
Verkauf ihrer Arbeitskraft zwingen. 
- Streiks und andere Arbeitskampfformen gegen die Firmenleitungen und für mehr Mitbestimmung oder 
Kollektivierung sowie höhere Autonomie der Menschen. 
- Umsturz innerhalb der Gewerkschaften, um diese zu einer Plattform des Widerstandes gegen die Macht 
der Ökonomie und der Konzerne zu machen. 
- Widerstand gegen die Macher der weltweiten Wirtschaftsordnungen, u.a. die Welthandelsorganisation 
WTO, die Weltbanken und Weltkreditinstitute, die Weltwirtschafisgipfel usw. 
- Widerstand gegen alle Grenzen zwischen Ländern, der Nationalstaaten und ihnen ähnlichen Gebilden 
(z.B. der EU), denn sie alle bedeuten "Ordnungen". 
- Widerstand gegen die lokalen und regionalen AkteurInnen der Wirtschaftsordnung, d.h. dominante 
Konzerne, Industrie- und Handelskammern und andere, die mit Rechten ausgestattet sind und so von oben 
(Wirtschafts-)Ordnungen schaffen. 



- Besetzung von Flächen, die seitens der Politik (z.B. über Baulandausweisung) für die Stärkung zentraler 
Konzerne oder der nötigen Infrastruktur ausgewiesen werden. 

Ökonomie von unten 
Wo ökonomische Strukturen bleiben (das wird am Beginn des Verändemngsprozesses fast überall, mit 
zunehmendem Abbau ökonomischer Zwänge und Institutionen immer seltener der Fall sein), muß sie von den 
Menschen getragen und organisiert, d.h. selbstverwaltet, sein. Wenn alle verbleibenden Arbeitsstrukturen 
selbstverwaltet organisiert wären, wäre eine Ausbeutung von Mensch und Natur schwerer möglich. Im 
günstigsten Fall gibt es die folgenden Wirkungen, wenn alle Bereiche selbstverwaltet sind, also wirtschaftliches 
Handelns nur noch entsteht, wenn sich Menschen in freier Entscheidung dazu entschließen. 
- Der Bau von Großanlagen oder zentralen Versorgungsstrukturen ist nicht oder kaum möglich, weil sich 
kein Mensch freiwillig (also ohne Verfügbarmachung über Lohnzahlung oder Unterdrückungsmaßnahmen) 
da& bereitfinden wird, über viele Jahre und ohne eigene Identifikation an solchen Mammutprojekten zu 
arbeiten. 
- Lokale und regionale Bezüge werden gegenüber überregionalen und internationalen Arbeitsstrukturen 

und Handelsbeziehungen bevorteilt, weil internationale Geflechte ständig Transport- und andere 
Leistungen verlangen, die auf der Ausbeutung von Mensch (Billiglohnarbeiterinnen) und Natur 
(Rohstoffen) basieren. Wenn alle (!) Betriebe selbstverwaltet sind, werden auch im Trikont Kollektive 
als Gesprächspartner fur Kollektive aus dem reichen Norden bereitstehen und keine ausbeutbare, 
verfügbare Masse Mensch 

- Es wird kleinere Betriebe bzw. Betriebseinheiten geben, da nur diese selbstverwaltet arbeitsfähig sind. 
Kooperationen werden durch freiwillige Vereinbarungen und nicht von oben oder per Bankensteuerung 
geschlossen. Die Arbeitsformen werden vielfältiger, alle Menschen arbeiten gemäß ihren Fähigkeiten 
und Zeitmöglichkeiten. 

- Gewerkschaften und ArbeitgeberInnenverbände gibt es nicht mehr. Die Menschen vertreten sich selbst. 

Dezentralisierung ökonomischer Strukturen 
Je direkter wirtschaftliche Kontakte organisiert werden, desto einfacher wird es möglich, daß die beteiligten 
Menschen diese selbst verwalten. Daher sind kleinräumige Strukturen des Wirtschaftens und Handels kleine 
Schritte in Richtung des Abbau ökonomischer Hierarchien. Konkrete Anfänge sind Tauschringe, Tauschhandel, 
Kooperativen, Direktvermarktung und gemeinsames Eigentum. 

Der Text ist die Kurzfassung des Kapitels „7.5 Weniger Ökonomie ... und die von unten" aus dem Buch 
,,Perspektiven radikaler, emanzipatorischer Umweltschutzarbeit", daß im April 1999 im IKO-Verlag erschienen 
ist (39,80 DM, Autor: Jörg Bergstedt). Darin werden genauere Ausführungen zum Thema gemacht, zudem 
finden sich Statements und ergänzende Texte. 



Emanzipatorische 
gegen das Mitmis 
bei Markt und M 

Ein Thesenpapier des Instituts für Ökologie, Fachbereich 

Real: Umwel tschu tz  v o n  o b e n  de wenig. Emanzi- 
Große Teile des Natur- und Umweltschutzes sind immer Ver- patorische, d.h. die 
fechterlnnen eines starken Staates gewesen. Die Menschen, sei- Mit- und Selbstbe- 
en es die Bürgerlnnen im allgemeinen oder Hausfrauen und stimmung fördern- 
-männer, Naturnutzerlnnen usw. i m  speziellen, stehen bei ihnen de, Instrumente feh- 
immer nur in der Rolle des Objektes, noch dazu eines dummen len im Naturschutz 
und unbelehrbaren. Die Menschen müssen Per Bewußtseinsbil- fast ganz. Die betrof- 
dung, Gesetz oder Umwelibildung zu etwas gebracht werden, fenen Bürgerlnnen bleiben außen vor, es ist mehr ein »Dea l~  
was sie scheinbar nicht selbst wollen und was sich »oben« ir- zwischen zwei Mächtigen, der Obrigkeit und dem/der Eigentü- 
gendwelche Mächtigen oder deren Beraterlnnen ausgedacht ha- merln der Fläche. Es wäre klug und, eben wegen der dunklen 
ben. Naturschützerlnnen fordern immer wieder hartere Strafen Vergangenheit, gerecht, wenn gerade der IVatur- und Umwelt- 
oder Polizei- und Behördeneinsätze gegen Umweltzerstörerln- schutz zu einem Vorreiter einer veränderten Strategie würde, in 
nen. International gipfeln die Machtvisionen der Naturschutz- der die bisherige Logik politischer Entscheidungen auf den 
strateglnnen in wilden Phantasien von Grünhelm-Kam~feinsät- Kopf gestellt wird. 
Zen, Schuldenerlaß gegen Umweltschutzleistungen, Groß- 
schutzgebieten, wie sie im eigenen, zerstörten Land nicht mehr ~~i~~ umWeltZerstörung ohne ~ ~ ~ ~ ~ h ~ f t  
möglich sind usw. Herrschaft, d.h. die Überlegenheit von Menschen gegenuber 
Kaum besser sind ihre theoretischen Enhuürfe: Ob  Nationalpark- anderen ~~~~~h~~ (strukturell, durch institutionelle oder indivi. 
konze~te, die ~ ~ e n d a  21 oder die Studie nzukunftsfähiges dueile Gewalt, durch unterschiedliche Zugänge zu Ressourcen 
Deutschland« - überall ist die Herrschaftsfrage ausgeklammert und ~ ö ~ l i ~ h k ~ i t ~ ~  usw,), ist die voraussetzung für alle F~~~~~ 
(im Film "Zukunftsfähiges Deutschland", beworben und vertrie- von ~ ~ ~ b ~ ~ t ~ ~ ~ ,  veWertung auch die umWeltZer. 
ben u.a. vom BUND, darf Ernst Ulrich von Weizsäcker sogar für ~i~~~~ deutlich herauszustellen, ist notwendig, um den 
die Monarchie werben: "Die heutige Demokratie tut sich schwer ~~~~t~ o~mwel~schu tz  d,h, die verbindung von 
mit einer Legitimierung für Langfrisianliegen. Das war in religiö- selbstbeStimmung und okologie, zu begründen, solange 
Sen Gesellschaften viel einfacher, das war selbst in der Monar- tjerrSchaft exisiert, kann es auch umWeltZerstörung geben, D ~ .  
chie einfacher"). her stärken alle Umweltkonzepte, die Herrschaft stärken (Ver- 
Das »Oben<[ und ))Unterm soll unangetastet bleiben, nur daß die wertung, Markt, Macht usw.), auch die Gefahr der Umweltzer- 
Naturschutzfunktionärlnnen gerne oben dabei wären. Statt vor störung. 
Ort mit den Menschen u m  gemeinsame Regelungen zu ringen Warum ist das so? Herrschaft bedeutet (als ein Teil von Herr- 
oder gegen steigenden Machtmißbrauch (wozu auch die Um- schaff) die Möglichkeit, die Folgen des eigenen Handelns auf 
weltzerstörung gehört!) zu kämpfen, fühlen sie sich an runden andere abzuwälzen, ~i~~~~ prinzip von ~ ~ ~ ~ ~ ~ h ~ f t ,  immer mit 
Tischen mit erlauchter Atmosphäre wohler. Sie hoffen, die ihr verbunden, ist die crundlage der umWeltZerstörung, ~~i~ 
Machtigen für ihre Anliegen zu gewinnen, damit dann über de- ~~~~~h p,tomenergie wenn die verStrahlung 
ren Machtapparate die eigenen Ideen umgesetzt werden. durch den Uranabbau das eigene Leben zerstören würde. Kein 
Der Naturschutz hat zudem eine düstere Vergangenheit. Seine 
Instrumentarien stammen aus dem Kaiserreich oder der Nazizeit 
(z.B. die moderne Naturschutzgesetzgebunga). Verändert wur- 

statt Markt Q Macht 
Gegon flgenda, Ökokap~tallsmas Q 

http:llgo.to/umwelt & www. projektwerkstatt. 



Mensch würde giftige Müllberge produzieren, wenn er sie selbst einlagern 
müßte. Kein Mensch würde krankmachende Arbeitsplätze schaffen, wenn 
er selbst dort sitzen müßte. Kein Mensch würde Naherholungsgebiete ver- 
nichten, wenn er nicht auch woanders Natur genießen könnte. Dieses Ab- 
wälzen der Folgen der eigenen Entscheidungen auf andere geschieht über 
Herrschaft - sei es direkte Gewalt bzw. deren Drohung oder das Ausnutzen 
der Abhängigkeiten im Markt, also der unterschiedlichen Möglichkeiten 
von Menschen. 

Wirksamer Umweltschutz muß daher Herrschaft abwickeln und herrschafts- 
freie, selbstorganisierte und selbstbestimmte "Zonen", Kooperationen, Teile 
der Gesellschaft aufbauen - mit dem Fernziel, der herrschaftsfreien Utopie. 

Umweltschutz als Kampf gegen Ausbeutungsstrukturen 
Es gibt keine Alternative dazu, den Umweltschutz als Teil einer die Gesell- 
schaft insgesamt verändernden Bewegung zu begreifen. Es sind die glei- 
chen Mechanismen und Strukturen, welche die Natur (Tiere, Pflanzen und 
unbelebte Teile der Umwelt) ausbeuten und welche Menschen unterdrük- 
ken, ausbeuten, ausgrenzen oder für die Sache des Kapitals (als verbrei- 
tetste Machtform) bzw. anderer Mächtiger zu instrumentalisieren versuchen. 
Es wäre unsolidarisch, die eigenen Ziele mit genau denen erreichen zu wol- 
len, die die Probleme der anderen und auch bisher die Umweltprobleme 
schaffen. Aber es ist auch unsinnig, denn die Ausbeutung der Umwelt ist ei- 
ne der real existierenden Ausbeutungsstrukturen. Die Verursacherlnnen 
können nicht gleichzeitig Partnerlnnen bei der Rettung sein - auch wenn sie 
sich zwecks Tarnung selbst gerne dazu aufspielen. Umweltschützerlnnen 
können sich entscheiden, ob sie einen Umweltschutz "von oben" oder 
"von unten" wollen. 

Der Weg "von unten" ist grundlegend anders als die aktuellen Strategien. 
Ziel ist hier der Abbau von Herrschaftsstrukturen. Nicht zu verwechseln ist 
das mit der Strategie, die Verbraucherlnnen als Zielgruppe zu begreifen und 
in der Steuerung ihres Verhaltens die Lösung der Umweltprobleme zu se- 
hen. "Unten" ist nicht Zielgruppe, sondern dort sind die Akteurlnnen. 
"Unten" muß nicht belehrt oder gar gezwungen werden, sondern entschei- 
det selbstbestimmt. Natürlich geschieht Umweltschutz dann nicht automa- 
tisch (genausowenig, wie Umweltschutz in Parlamenten gesichert beück- 
sichtigt wird - die Politik des letzten Jahrzehnts zeigt eher das Gegenteil!), 
sondern müßte aus der freien Willensentscheidung der Menschen heraus 
verwirklicht werden. Die Menschen werden allerdings die Verantwortung 
für ihr Handeln tragen und können keine Machtmittel einsetzen, um 2.6. 
Umweltbelastungen in andere Regionen und damit zu anderen Menschen 
zu verschieben. Es spricht vieles dafür, daß selbstbestirnmt lebende Men- 
schen, deren Umwelt gleichzeitig ihre Lebensgrundlage darstellt, mit dieser 
anders umgehen als Menschen 2.6. in Parlamenten, die Ent- 
scheidungen treffen, aber von den Konsequenzen in der Regel 
nie berührt werden. 
U m  Umweltschutz durchsetzungsfähiger zu machen und weil die 
Unterdrückungs- und Ausbeutungsverhältnisse zwischen Men- 
schen den Umweltschützerlnnen nicht gleichgültig sein dürfen, 
ist es notwendig, einen Umweltschutz von unten zu entwickeln. 
Der umfaßt alle die Menschen befreienden, Herrschaftsstruktu- 
ren abbauenden, d.h. emanzipatorischen Umweltschutzstrategi- 
en. Nicht Firmen, Grundeigentümerlnnen und Regierungen be- 
stimmen über die Nutzung der Umweltgüter, sondern die Men- 
schen selbst. Der Flächen- und Rohstoffverbrauch muß zur Ent- 
scheidungssache auf unterster Ebene werden, die Gewinnung, 
Verarbeitung und der Handel mit ihnen ist Sache der Menschen 
selbst, nicht höherer Institutionen, Regierungen oder des "Mark- 
tes" mit seinen Institutionen. Die Utopie einer emanzipatori- 
schen Gesellschaft muß auf dieser Grundlage des selbstbestimm- 
ten Umgangs der Menschen mit ihrer Natur aufbauen. 

Ziele und konkrete Forderungen benennen 
Das Ziel eines emanzipatorischen Umweltschutzes rnuß 
zunächst benannt und der Okologie von oben gegenübergestellt 
werden. Veranstaltunqen, Diskussionen in der Offentlichkeit oder 
in Umweltschutz- und anderen politischen Organisationen, sym- 
bolische Aktionen, Bildungsarbeit, Herausgabe von Schriften, 
Pressearbeit und vieles mehr können dazu dienen. Die Diskussi- 
on darf keine Nischendiskussion werden, sondern rnuß auch 
dort geführt, wo die Praktikerlnnen der Umweltschutzarbeit sind. 
Zur Diskussion qehört das Formulieren der Ziele - Utopien für 

die gesamte Gesellschaft, für die Umweltschutzarbeit insgesamt oder für 
Teilfragen. Visionen bieten Zündstoff, können motivieren und bewegen. 
Strategien sind notwendig, das Visionäre in kleine Schritte zu zerlegen, um 
ihnen Stück für Stück näher zu kommen. Die kleinen Schritte wiederum 
müssen immer darauf untersucht werden, ob sie der Vision und den Grund- 
sätzen emanzipatorischer Arbeit entsprechen. 
Selbst im heutigen, realpolitischen Raum lassen sich einzelne Schritte in 
diese Richtung einfordern oder schon konkret verwirklichen: 
I Dezentralisierung statt EU und Weltregierung 

Zur Zeit stellen viele Umweltschutzorganisationen hohe Forderungen 
an die EU, z.T. auch an die UNO, und erwarten von dieser die Durch- 
setzung von Umweltschutzstandards. Abgesehen davon, daß auf diesen 
Ebenen Umweltschutzinteressen 
besonders schwach sind, wider- 
sprechen solche Forderungen 
auch emanzipatorischen Zielen. 
Danach müßte eher eine Dezen- 
tralisierung politischer Entschei- 
dungsbefugnisse und die Stärkung 
direkter Demokratie eingefordert 
werden. 

I Demokratisierung statt ökologi- 
scher Steuerreform 

Die Ökosteuer soll den Verbrauch 
in der Idealform den Rohstoff- und 
Flächenverbrauch, in der z.Zt. ge- 
forderten Variante nur Teile des 
Energieverbrauches über eine Ver- 
teuerung reduzieren. Dabei be- 
dient sie sich allerdings marktwirt- 
schaftlicher Mittel, d.h. in Zukunft 
entscheidet die Finanzkraft der Un- 
ternehmen und sonstigen Energie- 
verbraucherlnnen, wer wieviel En- 
ergie verbrauchen bzw. durch In- 
vestitionen in neue Technik Vortei- 
le erreichen kann. Der Einfluß der 
Menschen wird geschwächt. Ge- 
genmodell wäre eine Demokratisierung des Rohstoff- und Flächenver- 
brauches weltweit, d.h. in Zukunft müßten die jeweils betroffenen Men- 
schen in einer Region allen Nutzungen von Flächen und Rohstoffen 
zustimmen. 
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I Verträge statt Verordnungen 
Wo die Menschen bzw. der Staat die Umweltnut- 
zerlnnen zu umweltgerechter Bewirtschaftung 
bringen will, gelten bislang bevorzugt Verordnun- 
gen, Grenzwerte - und die meist in für den Um-  
weltschutz untauqlicher Form. Künftig werden die- 
se durch freiwillige Vereinbarungen abgelöst, 2.6. 
durch Verträ~e. in denen Nutzerlnnen (z.6. Land- 
wirtlnnen) Rächen und Rohstoffe nat~rver t rä~l ich 
nutzen, dafür aber Gegenleistungen erhalten. Das 
können Fördergelder von Seiten des Staates (Ver- 
tragsnaturschutz) oder Abnahmegarantien der 
Menschen in einem Dorf, einer Stadt oder Region 
(Erzeugerlnnen-Verbraucherlnnen-Gemeinschab 
ten) sein. 

I Selbstbestimmung und Radikaldemokratie statt 
NGOs Viele Umweltorganisationen fordern vor al- 
lem für sich selbst bzw. die Nichtregierungsorga- 
nisationen im allgemeinen mehr Rechte ein - bis 
hin zu einer dritten Kammer neben Bundestag 
und Bundesrat, dem entdemokratisierten "Go- 
vernance" oder gar die Idee des ökologischen 
Rates, eines demokratisch nicht legitimierten, 
nicht abwählbaren Exekutivrates aus Persönlich- 
keiten des Umweltschutzes. Ihr Interesse gilt nicht 
dem Machtabbau, sondern der Beteiligung an der 
Macht. Stattdessen sollte die Verbesserung der all- 
gemeinen Beteiligungsrechte und der direkten 
Demokratie gefordert werden. Umweltschutzorga- 



nisationen sollten ihre Rolle darin finden, die Artikulation bzw. den Pro- 
test der Menschen zu organisieren, lnformationen bereitzustellen usw. 

Einen kleinen Ansatz böte die Direkte Demokratie. Sie ist allerdings 
kein feststehendes Konzept, sondern muß so organisiert bzw. eingefor- 
dert werden, daß es zu wirklicher und gleichberechtigter Bestimmung 
durch die jeweiligen Menschen kommt (siehe dazu das Diskussionspa- 
pier des Instituts für Okologie). Die aktuellen Vorschlage z.B. von 
Mehr Demokratie e.V. reichen dazu nicht. 

Wichtig ist die Ausweitung von Selbstbestimmung, z.B. im Bereich der 
Okonomie, des Zusammenlebens, der "Arbeit" oder der Gestaltung 
von Flachen und Häusern. 

Unabhäng ige  Arbei tsst rukturen 

Neben den inhaltlichen Zielbestimmunqen und Positionen müssen Natur- - 
schutzgruppen ihre Unabhängigkeit und Aktionsfähigkeit zurückgewinnen. 
Emanzinatorischer Umweltschutz ist (wie die meisten anderen Umwelt- 
schutzsirategien auch) nicht machbar über Machtstrukturen, d.h. über die, 
die zur Zeit die Umwelt zerstören. Umweltgruppen müssen öffentlichen 
Druck ausüben können, Widerstand leisten, Alternativen aufzeigen und 
Modelle entwickeln, in denen ökologische und emanzipatorische Ziele glei- 
chermaßen zurn Ausdruck kommen. U m  das zu erreichen, wird es mehr 
bedürfen als kleiner Reförmchen in den verkrusteten, Staats- und wirtschafts- 
nahen Umweltschutzstrukturen. Nötig sind eigene und unabhängige Wege 
in die Offentlichkeit (Medien, Veröffentlichungen, Veranstaltungen), alter- 
native Ansätze in der Bildungsarbeit, die Stärkung der Basisarbeit, die bes- 
sere Verbindung von Basisgruppen und Vernetzungsknoten sowie das Trai- 
ning in direkten Aktionsformen, u m  auch dann handlungsfähig zu sein, 
wenn öffentlicher Druck nicht entsteht oder die Entscheidungsträgerlnnen 
in Politik und Wirtschaft diesen mißachten. 

Mode l le  und Kr is ta l l isat ionspunkte schaf fen 

Gesellschaftliche Bewegung entsteht nicht allein über theoretische Enhuür- 
fe, praktischen Widerstand oder politische Forderungen. Wichtig sind Mo- 
delle und Kristallisationspunkte, an dem Kritik, Alternativen und die Gegen- 
sätze gleichermaßen deutlich werden. Sie schaffen im günstigsten Fall Sym- 
bole für Kritik und Ziele der emanzipatorischen Umweltschutzarbeit. 

Sinnvoll ist der Widerstand gegen solche Projekte, in dem sich die herr- 
schenden Verhältnisse oder die Zukunftsplane der Mächtigen besonders 
deutlich offenbaren: Gegen Großprojekte, vor und während Werbeveran- 

staltungen wie der Expo 2000 oder bei tiefgreifenden politischen Entschei- 
dungen (z.0. dem MAI oder Weltwirtschaftsgipfeln) lassen sich nicht nur 
konkrete Positionen einbringen, sondern auch grundlegende Alternativen 
zu herrschenden Gesellschaftsformen und den Entscheidungsstrukturen 
benennen. Hier können Umwelt- und andere politische Bewegungen zu- 
sammenarbeiten, u m  gemeinsam wirkungsvoller in der Offentlichkeit die 
Kritik an den herrschenden Verhältnissen und Zukunftsvisionen zu üben 
und eigene Alternativen vorzuschlagen. Auch im kleinen können solche 
Kristallisationspunkie oder eigene Gegenmodelte für selbstorganisiertes Le- 
ben, das Zurückdrängen der Okonomie oder wirksamen Naturschutz ge- 
funden werden. 

Bucht ip :  

Unter dem Titel "Agenda, Expo, Sponsoring - Perspektiven radikaler, 
emanzipatorischer Umweltschutzarbeit" ist im April 1999 im IKO-Verlag 
der Band 2 erschienen, in dem die Ideen und Strategien ausgeführt werden 
(ISBN 3-88939-450-7, 39,80 DM). Band 1 enthält eine detaillierte Kritik 
an der Situation der Umweltschutzbewegung (ISBN 3-88939-613-5, 
39,80 DM),  zudem gibt es eine CD mit den dort verwendeten Quellen und 
Dokumenten (ISBN 3-88939-453-1, 49 ,80  DM).  Bestelladresse für alles: 
Institut für Ökologie, Ludwigstr. 11, 35447  Reiskirchen. 

Dort können auch weitere Diskussionspapiere 2.0. zu den Theinen "Direk- 
te Demokratie" oder "Agenda 21 " bestellt werden, als lnfopaket "Umwelt- 
schutz von unten" mit weiteren lnformationen (gegen 6 D M  in Briefmar- 
kenl. 

Emanzipator ischer  Umwel tschu tz  im Internet: 

http://qo.to/umwelt und www.proiekhuerkstatt.de 
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Emanzipatorischer Umwelfschutz steht fiir okologische Strategie, die die Menschen zu den Entscheidenden machen 
Selbstbestimmtes Leben, eine emanzipatorische Gesellschaft ohne Obrigkeit oder Wirhchafbdaminanz und der Schuh 
der Lebensgrundlagen geharen zusammen 
Ein wichtiges Eiement ist eine selbstkritische und kreative Diskussion um die politische Ziele und Strategien. Das hier vor. 
liegende Papier dokumentieren wir, weil es Teil unsere Debatte ist Es ist nicht dte Meinung aller - dareuf kommt es nicht 
an Wir wollen nicht gleichschaltet werden, und wlr schalten uns, nicht gleich. Wer an den Debatten teilnehmen will, kann 
das gerne. Nahere Infos unter http.//go.fa/umwelt und w w  prajekhuerkstatt.de. 



In einer Welt der freien Menschen in freien Vereinbarungen wird der Umgang und 
!Nalurschutzl die Gestaltung des Lebensumfeldes zu einer Sache, die den Menschen obliegen muß. 

Alle müssen dabei gleichberechtigt sein, d .h .  über die gleichen Mitbestimmungsrechte 
und Möglichkeiten verfügen. 

D m l t  sle Lebenegrundlsge im gleiohbereohtigten Zugriff aller Meneohen 

Fiächen und Rohstoffe gehören aiien Menschen. In freien Vereinbarungen wird 
festgelegt, welche Flächen wie genutzt, gestaltet oder sich selbst überlassen werden. 
Naturschutzziele werden von Menschen formuliert und in diese Diskussion einge- 
bracht. 

'Nicht Firmen, Grundeigentümerlnnen und Regierungen bestimmen über die 
Nutzung der Umweltgiiter, sondern die Menschen selbst. Der Flächen- und 
Rohstoffverbrauch muß zur Entscheidungssache auf unterster Ebene werden, 
die Gewinnung. Verarbeitung und der Handel mit ihnen ist Sache der Men- 
schen selbst, nicht höherer Institutionen, Regierungen oder des ,Marktes' 
mit seinen Institutionen. Die Utopie einer emanzipatorischen Gesellschaft 
muß auf dieser Grundlage des selbstbestimmten Umgangs der Menschen mit 
ihrer Natur aufbauen.' [Bergstedt 1999dl 

Niemand kann vorhersehen, was alles geschehen wird, wenn die Menschen den Zu- 
griff auf ihre Lebensbedingungen, auf ihre 'Umwell' haben. Die Hoffnung aber be- 
steht, daß dann, wenn kein Mensch die Folgen seines Handelns ungefragt auf ande- 
re abwalzen kann, niemand ein Interesse daran hat, Umweltgüter so auszubeuten, 
daß die eigenen Lebensgrundlagen in Frage gestellt werden. Da Machtmittel fehlen, 
Vergiftungen. Müllberge, radioaktive Verstrahlung usw. auf andere abzuwälzen. die 
Reste der Naturausbeutung bei anderen zu lagern oder Lohnarbeiterlnnen den Gefah- 
ren auszusetzen, die Anderen Profite bringen, wird der Umgang mil der Natur in 
jedem Einzelfall zu einer bewußten Auseinanderselzung zwischen Individuum und sei- 
ner Umwelt. Gleiches gilt zwischen den Menschen, die zusammen leben oder Verein- 
barungen schließen. und ihrer gemeinsamen Umwelt. 

Das freie Verhältnis von Mensch und Natur schafft die Chance eines kreativen und 
bewußten Umgangs. Techniken zur Nutzung von Natur werden aus den Möglichkeiten 
der Menschen heraus entwickelt und dienen dazu. intelligent die Möglichkeiten der 

!Natur1 Natur nutzen. Alle Menschen haben nur die eine, nämlich 'ihre Umwelt'. Sie zu nut- 
zen, die Fiächen und Rohstoffe geschickt so einzusetzen, daß es ein besseres Leben 
ergibt. wird das Ziel vieler, wenn nicht aller Menschen sein. Dabei aber die Poten- 

tiale der Natur nicht zu zerstören, sondern zu erhalten bzw. gar zu entwickeln, liegt 
im unmittelbaren Interesse der Menschen. Darauf beruht die Hoffnung, in einer Wel! 
der freien Menschen in freien Vereinbarungen auch das Verhkltnis zur Natur von 
der Profitmaximierung hin zu einem auf ein besseres Leben ausgerichteten Behut- 
samkeil zu entwickeln. 

Befreite Oeeelleohait in Ailiant mit der Hsturentwioklung 
Heute grenzl es schon fast an  die Grenzen des Utopisch-Hoffbaren, die Natur als 

Lebensgrundlage wenigstens nicht noch mehr zu zerstören, sondern so viel wie 
möglich von ihr zu erhalten. Deshalb setzen sich unter Umweltbewegten auch immer 
wieder Gedanken durch. die einen statischen Zustand als Idylle einer Einheit von 
Mensch und Natur wünschen und anstreben. Wer, wie Rudolf Bahro und viele Femi- 
nistinnen, davon ausgeht, die Natur verharre in 'ursprünglichen Zyklen und Rhyth- 
men' IBahro. S. 3191, dem bleibt wirklich nur eine Rückkehr zu traditionellen Le- 
bensformen. Diese Ökokonzepte sind geprägt von Technikfeindlichkeit, Mystifizierung 
der schweren Arbeit und der Idyllisierung einer 'harmonischen Einheit mit der Na- 
tur'. die es aufgrund der klimatischen Verhäitnisse zumindest in Mitteleuropa nie für 
längere Zeit gab. Die antiemanzipatorische 'Rückbindung' an diese scheinbar stati- 
schen Zyklen soll dann mittels 'erhebender' Spiritualität erträglich oder gar wün- 
schenswert gemacht werden. Solche naiurstatischen. emanzipationsfeindlichen Oko- 
konzepte geraten inhaltlich leicht in die Nähe zu 'Rechter Ökologie' IGedenl. Die 
Kritik an solchen Konzepten braucht sich aber gar nicht nur auf ihre politischen 
Konsequenzen beziehen, sondern auch inhaltlich sind sie einfach falsch. Denn die 
Natur ist nicht statisch, sie ist 'kein Vorbei', wie es Ernst Bloch kennzeichnet 
[Bloch, S. 807. siehe auch: Schlemm 1996ff.l. Sie entwickelt sich selbst ständig weiter 
- unter anderem und sogar wesentlich über die Entwicklung vernünftiger Naturwesen, 
der Menschen. 

Wie alle Visionen ist die Vision einer gemeinsamen Fortentwicklung von Mensch 
und Natur noch nicht genau ausmalbar. In ihrem Zentrum steht auf jeden Fall die 

skhe auch Im Ka- Entwicklung der menschlichen Natur selbst. Aber auch die schöpferischen Potenzen 
piiei 2.1, Punkt C. der Natur, ihre vielfältigen Kräfte und Zusammenhange stehen uns weiterhin zur 
zur Epoche'. 'Menschen- Verfügung. Naturgesetze beschreiben keine Verbote, sondern Möglichkeiten. Der 

beriihmte Ausspruch von Francis Bacon: 'Wissen ist Macht' bezieht sich nicht auf 
unterdrückende Beherrschung. sondern die Ermöglichung neuer Naturzustände ['zweite 
Naturv\. die unser Leben bereichern und der Natur selbst die Tur zu neuen Möglich- 
keiten öffnet. 'Allianztechnik' nennt Bloch jene Mittel, mit denen die befreiten, sich 
frei vereinenden Menschen sich nun auch neu mit den natürlichen Mbglichkeiten 
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'An Stelle des Technikers als bloßen Uberlisters oder Ausbeuters steht kon- 
kret das gesellschaftlich mit sich selbst vermittelte Subjekt, das sich mit 
dem Problem des Natursubjekts wachsend vermittelt." IBloch. S. 7871 

Es wird selbstverständlich eine andere Art Wissenschaft und Technik sein. die diese 
Menschen entwickeln. meilenweit von der beherrschenden, überlistenden, raubenden 
Aneignung natürlicher Ressourcen durch bürgerlich-kapitalisticchen Zugriff entfernt. 
Da wir immer zuerst an die Kritik dieser Formen denken, fällt es uns schwer, eine 
Vision einer anderen Wissenschaft und Technik zu entwickeln. Bloch kennzeichnet sie 
mit folgenden Worten: 

- Befreundung statt Domination IS. 7831 
- das Herstellende auch in der Natur verspüren. aufspüren, begreifen 1ebd.l 
- Aktivität über das Gewordene hinaus . . .  im Anschluß an die objektiv-kon- 

kreten Kräfte und Tendenzen IS. 7841 
- Menschen als Hebel, von dem die Welt aus technisch in ihre Angel zu 

heben ist IS. 8011 
- die Wurzel der Dinge mitwirkend verwenden IS. 8051 

Einen aktueller, wenig beachteter Hinweis wurde im Buch 'Wachstum der Grenzen" 
lBloch/Maier 19841 gegeben, wo "Technologien. die sich auf Symbiose selbstorganisie- 
render Systeme stützen' IS. 371 skizziert werden. Während sich die Gesellschaft und 
die Natur nicht mechanizistisch verhalten, sondern sich-selbst-organisierend - ver- 
mittelt zwischen ihnen derzeit eine eher mechanizistische Technik. Eine qualitative 
Einheit gelingt erst, wenn auch sie den Charakter von Selbstorganisation erhält. 

In ihrer konkreten Form werden wir sie - solange wir die neue Gesellschaft noch 
nicht haben - auch nicht vollständig entwickeln können. Bloch selbst griff bei sei- 
nen Hoffnungen auch daneben, denn er pries die Atomlechnik als nicht-mechani- 
sche, nicht-euklidisch wirkende neue Technikform. Aber Wesenszüge einer vertretba- 
ren Allianztechnik, mögliche Keimformen und alles. was heute doch schon möglich 
ist, sollten wir nicht versiumen zu entwickeln. Als utopische Vision können wir uns 
vielleicht den bekannten 'Replikator' aus den Stafiek-Folgen vorstellen. Eher un- 
sichtbar, aber effektiv und produktiv stellt eine auf Modularität beruhende vernetzte 
und integrierte Produktionstechnologie die jeweils benötigten Dinge her. Begriffe wie 
'individuelle Massenpodukte'. 'wandlungsfähige Produkte' und ähnliches gehören heute 
schon zum Standardwerkzeug der Konstrukteure und Technologen. Viele politisch en- 
gagierte Menschen übersehen diese 'graue Produktionsalltagsweli' nur allzugern und 
wissen deshalb nichts über faszinierende Entwicklungen in diesem Bereich. die unab- 
dingbar für eine umfassende Vision einer neuen Gesellschaft sind. Als Kriterium für 
unsere Vision ist jedoch nicht nur die Bequemlichkeit der Produktionsweise mit den 
Replikatoren wichtig, sondern, ob statt 'Beherrschung' der Natur eine 'Vermittlung 
der Natur mit dem menschlichen Willen" IBlochl vorliegt. 

'Technik als Entbindung und Vermittlung der im Schoß der Natur schlum- 
mernden Schopfungen, das gehört zum Konkretesten an konkreter Utopie." 
IBloch, S. 8131 

Nur solch eine dynamische, nichtstatische Vorstellung kann Grundlage emanzipato- 
rischer Öko-Politik sein. 

Oeeelleohsit ohne inetitutionalieierte Ukonomie 
Das Zielbild einer herrschaftsfreien Gesellschaft sieht die Menschen im Mittelpunkt. 

Instltutionaiistlert Alle Menschen sind frei und gleichberechtigt. Was zwischen ihnen bzw. zwischen den 
bedeutel hier, daß Organisationen und Gruppen. zu denen sich Menschen zusammenschließen. geschieht. 
sich die bkonomi- erfolgt auf der Ebene freiwilliger Vereinbarungen. Die Existenz von Strukturen, die 

'Ysteme und sich selbst erhalten, d.h. den Menschen kontinuierlich die Regelung ihres Zusam- 
Einrichtungen 
selbst er,,allen - menlebens abnehmen, widerspricht dem Prinzip der Selbstbestimmung. Folglich gibt 
und Se]bs[zweck es auch keine ökonomischen Strukturen, die nicht von den Menschen selbst gewollt, 
sind, d.h. von dem getragen und organisiert werden - keinen Handel, kein Wirtschaftsministerium, kei- 
Wollen der Men- ne Welthandelsorganisation und keine Bank, die nicht direkt aus dem Willen und der 

entkoppel'. Vereinbarung der Menschen entspringen. Und auch kein Patentamt, keine Kontroll- 
sind. Beispiele 
Markt,  beharde usw., deren einziges Ziel ist, vielen Menschen den Zugriff auf die Lebens- 
Hande)sorganisa- möglichkeiten ZU entziehen. 

~ " ~ ~ , ~ ~ ~ h  Eine herrschaftsfreie Gesellschaft ist nicht das Ende von Austausch. Handel und 
NGOS, Parteien, Zusammenarbeit von Menschen und ihren Zusammenschlüssen. Aber alle Institutionen 

und Organisationen verschwinden, die heute auch dann weiterexistieren. wenn es 
keine Menschen gibt. die sie wollen und tragen (außer denen, die mittels und wegen 
Lohnarbeit in den Organisationen ihr Leben fristenl. 

Ökonomische Sicherheit erreichen die Menschen zunächst über die Fähigkeit und 
!Subsistenz1 Möglichkeit zur individuellen Subsistenz. Sie bedeutet die Fähigkeit, sein Leben selbst 

zu organisieren. Das beinhaltet die Möglichkeit zur Befriedigung der Grundbedürf- 
zur unterscheidung nisse (Nahrung. Wasser, je nach Wohnort ein Dach uber dem Kopf und Heizung u.ä.1 
zwischen indlvidu- und zur Entwicklung der kulturellen Gemeinschaft zwischen Menschen. Aus der Si- 
eiler und gesell- cherung über die individuelle Subsistenz kann die Entfaltung der Menschen in der 

SubSi- freien Gesellschaft folgen, die dann die notwendigen Grundlagen fur ein freies Leben 
stenz siehe im 
Glossar. schafft. 

Die Absicherung von Menschen kann vor Auflösung zentraler ökonomischer und 
staatlicher Strukturen uber verschiedene Wege führen. Gefordert wird bereits die fi-  

nanzielle Absicherung über eine Grundversorgung, d .h .  ein staatlich gesichertes Ge- 
halt. Dieses darf nicht an Bedingungen geknüpft sein, weil es sonst in gleicher 
Weise wle ein Arbeitsplatz zu konformen Verhaltensweisen führt, also nicht absichert, 
sondern kanalisiert. Sinnvoller, vor allem in Hinblick auf eine Weiterentwicklung in 
Richtung einer herrschaftsfreien Gesellschaft. wäre die Absicherung über materielle 
Werte, vor al!em einen Anteil am Bodenbesitz, mdglicherweise auch an anderen Kapi- 

!Zwang1 talwerten. Djese müssen unverkäuflich sind, damit nicht über Zwang, ökonomischen 
Druck u . i .  diese Sicherungen wieder entfallen bzw. bei wenigen zusammengeführt 
werden. Bei einer Absicherung über einen Anteil am Boden können die Menschen 
selbst entscheiden, ob sie diesen selbst bewirtschaften, anderweitig nutzen, aber ver- 
pachten lauf welcher Tauschbasis auch immer1 oder mit anderen gemeinsam nutzen. 

In einer herrschaftsfreien Gesellschaft biidet der Boden die Basis der Freiheit und 
Absicherung. Alle Menschen müßten ab ihrer Geburt über eine solche materielle Ab- 
sicherung verfügen und selbst entscheiden, ob sie ihre Basis in einen gemeinschaft- 
lichen Zusammenhang einbringen, an andere verpachten oder selbst nutzen ein- 
schließlich der Entscheidung, sich der Gesellschaft vollig zu entziehen. 

Sinn dieser Absicherungen ist, den Menschen vom Zwang zu befreien, seine Ar- 
beitskraft und Kreativität zu verkaufen, um überleben zu können. Subsistenz ist da- 
her ein Gegenprogramm zur systematischen Zerstörung der eigenen Uberlebensfähig- 
keit der Menschen und des daraus resultierenden Zwanges, sich dem Arbeitsmarkt, 
d.h. der Verwertung im Kapitalismus, hinzugeben. Je nach Zustand einer Gesell- 
schaft sind unterschiedliche Maßnahmen notig. In vielen sog. EntwicklungslAndern 



eher die Verteidigung bzw. Wiederherstellung der Verfügung über das Land durch die 
dort lebenden Menschen, in den Industriestaaten dagegen eine v6llige Neuorganisati- 
on von Eigentumsverhältnissen. Im Ergebnis sollten Boden und materielle Werte zu 
einem Teil der Subsistenzabsicherung und zum anderen der gemeinsamen Entschei- 
dung über Nutzung und Gestaltung zugeführt werden, um sowohl individuelle Rechte 
wie auch gemeinschaftliche Entwicklungsprozesse, 2.9. der Festlegung von Natur- 
schutzflächen, naturnaher Nutzung usw., zu gewährleisten. 

Als Weiterentwicklung entsteht auf Basis der Selbstentfaltung der freien Menschen 
in der Gesellschaft eine gesellschaftiiche Subsistenz, d .h .  ein Reichtum a n  materiel- 
len und kreativen Mitteln für ein gutes Leben aller Menschen. 

C. KONZEPTE 
Die folgenden Konzepte stellen Lösungen dar. die innerhalb der bestehenden Ver- 

hältnisse umsetzbar sind. diese aber gleichzeitig Stack für Stück verändern und sich 
damit den Visionen annähern. Sie können über Proiest. Mitbestimmungsprozesse 
oder auch parlamentarisch umgesetzt werden - gegen Letzteres spricht aber, da8 
Herrschaftsebenen bei allen Vorschlägen eigene Macht an  die Menschen abgeben 
müßten. Und das werden sie freiwillig nicht tun. 

Demokratiiierung dee Pläahen- und Rohetoiiverbrauohe 
Das zentrale Konzept für eine politische Reform in Richtung eines emanzipatori- 

schen Umweltschutzes wäre die Demokratisierung des Flächen- und Rohstoffverbrau- 
ches. Danach werden überall, d.h.  weltweit, Beteiligungsstandards bei der Vergabe 
bzw. Verplanung von Flächen sowie bei der Nutzung von Rohstoffen geschaffen und 
kontinuierlich ausgebaut. Vorläufiges Ziel ist, die Nutzung von Rohstoffen von der Zu- 
stimmung der jeweils betroffenen Menschen abhängig zu machen. Dies sind nicht 
Staaten, Provinzregierungen oder irgendwelche Institutionen, sondern die Menschen 
selbst. Die Qualität solcher Regelungen wird sehr stark daran festzumachen sein, 
wieweit der individuelle und der Minderheitenschutz gewährleistet wird - z.B. daß et- 
was, was alle grundlegend, d.h. in der Sicherung ihrer Grundbedürfnisse betrifft. 
auch von allen getragen werden muß. 

. 

Ein solches Konzept ist eine Reform. denn es stellt Machtstrukturen und soziale 
Konstruktionen nicht als solches in Frage, sondern steigert die Zugriffsrechte der 
Menschen bezogen auf den Faktor Umwelt. Damit ist es aber immerhin ein Schritt 
zu einer Gesellschaft 'von unten' - und somit als Konzept akzeptabel. 

Demokratiiierun# der Qemeindefl&ohen 
Die Umsetzung der Demokratisierung des Flächen- lind Rohstoffverbrauchs könnte 

auf den Flächen erfolgen. die dem Staat bzw. den Gemeinden gehören. Per verbind- 
lichem und dauerhaftem Beschluß übergeben die Gemeinden ihre Flächen einem de- 
mokratischen Prozeß. d.h. die Versammlung der jeweils dort lebenden Menschen 
(Dorf, Ortsteil u.ä.1 entscheidet über die Gestaltung ~ n d  Nutzung, Das konnte auf die 
Flächennu!zungsplanung ausgedehnt werden und dann auch Bereiche einschließen. 
die im Privateigentum liegen. 

Weitere Ausfüh- 
rungen zur direk- 
ten Okonomie im 
Kapitel 3.1, Punkt 
C .  unter Konzepte. 

Direkte Demokratie 
kann nicht nur 
mr konkrete Ent- 
scheidungen ge- 
nutzt werden, 
sondern auch, zum 
Durchsetzen von 
bestimmten Ent- 
scheidungswegen. 

Informationen zü 
den Vorschlägen 
von Mehr De- 
mokratie siehe un- 
ter http //W 
mehr-dem0kratie.d~ 

Naturschutz-Positionen werden in solche Etnscheidungsprozesse "von unten" einge- 
bracht, d .h .  durch Menschen, die sie vertreten. Konkrete Personen stellen sie ge- 
genüber den anderen. gleichberechtigten Menschen vor - eine Einigung erfolgt in 
freier Vereinbarung. Naturschutz setzt sich so immer uber einen Überzeugungs- und 
Mitbestimmungsprozeß um. nicht über Obrigkeit und ihre Mlttel. 

Beispiele: 

- Dezentrale Stoffkreisläufe IMüllverwertung. Rohstoffgewinnungl. 
- Dezentrale Energieversorgung. 
- Flächennutzung, Schutzgebiete. 

Deaentraliiierung Ikonomieoher Btrukturen 
Je direkter wirtschaftliche Kontakte organisiert werden. desto einfacher wird e s  

möglich, da13 die beteiligten Menschen diese selbst verwalten. Daher sind kleinräu- 
mige Strukturen des Wirtschaftens und Handels kleine Schritte in Richtung des Ab- 
baus ökonomischer Hierarchien. Solche dezentralen Ökonomien sind u.a. Tauschen 
und direkte Ökonomie, Direktvermarktung und gemeinsames Eigentum. 

Deaentralieierung wn Politik und direkte Demokratie 
Jeder Schritt geseiischaftiicher Machtverlagerung nach unten sowie verbesserter Be- 

teiligungsrechte für die Bürgerlnnen bedeutet einen Fortschritt hin zur Herrschafts- 
freiheit. Zur Zeit bietet sich aber nur ein geringer legaler Rahmen für solche 
Veränderungen. Kreativität kann aber fehlende Regelungen ersetzen. um Bereiche zu 
schaffen, in denen Prozesse "von unten' zur Geltung kommen. 

Beispiele: 

- Förderprogramme, Finanzierungen: Geldvergabe über Antragstellerlnnen- 
versammlungen. 

- Stadt- und Flächennutzungsplanung, Flur'bereinigungen' als Mitbestim- 
mungsprozesse 

- Verkehrsplanung usw. - in allen Fällen können direkt-demokratische Ver- 
fahren genutzt werden, um Entscheidungswege "von unten' durchzusetzen. 

Direkte Demokratie - ja, aber mit hohe? pualit&t 
Verbesserungen der Beteiligungsrechte für alle Menschen einschließlich des vollen 

Akteneinsichtsrechts werden auch die Mitwirkungsmöglichkeiten bei ökonomischen 
Entscheidungen stärken, vor allem bei der Gewerbeansiedlung und Flllchennutzung. 
Zudem stellt die direkte Demokratie die Mittel bereit, per Bürgerlnnen- oder 
Volksentscheid weitergehende Veränderungen durchzusetzen. wenn die Politikerlnnen 
diese verweigern. Daher ist sie sowohl Teilschrilt wie auch Mittel zur Durchsetzung 
der Herrschaftsfreiheit. 

Die aktuell vorliegenden Konzepte zur direkten Demokratie, vor allem aus Kreisen 
der Organisation 'Mehr Demokratie e.V.'. bergen zu viele Mängel und integrieren 
bestehende Ungleichheiten in die eigenen Vorschläge. Daher sind sie als Konzept für 
einen Schritt hin zu einer emanzipatorischen Gesellschaft ungeeignet. So sollen nur 
die bisher Wahlberechtigten abstimmen, was Ungleichheiten zementiert. Viele Fragen 

i sollen ausgeschlossen oder auf eingeschränkte Ja/Nein-Entscheidungen reduziert 
werden. Die Abstimmungen stellen sich als Korrektiv zum Parlament dar statt als ei- 
genständiger, die Parlamente Stück für Stück entmachtende Politikstruktur. 



Eine eigenständige Diskussions- und Entscheidungsebene kann. aber über 
Abstimmungen aufgebaul werden. Besonders wichtig sind: 

- Flächen-, Stadl-, Orlsteilplanung mit massiv ausgeweiteter Bürgerlnnen- 
beteiligung. 

- Schaffung von Direktvermarktungs-, Leih- und Tauschstrukluren. 
- Durchsetzung dezentraler Stoffflüsse iu.a. Abfallverwertungi, Energiever- 

sorgung und Nahverkehrsverbindungen. 
- Demokralisierung der öffentlichen Flächen und Gebäude. 
- Durchsetzung von Beleiligungsverfahren auf allen Ebenen bis hin zur 

unlersten Ebene IStraße, Orlsteill. 

Wieeeneahaftskritik und Zntwiaklung neuer Wieeeneohafte- und Teohnikan- 
setae 

Bereits seit den 10er Jahren entwickelten sich alternative Wissenschafts- und Tech- 
nikansätze. Derzeil geraten sie immer mehr in den Sog rot-grüner Politikberatung. 
Dies macht den Platz frei, noch einmal Anlal~f zu nehmen. Ohne gescheite Wissen- 
schafl und Technik können wir keine emanzipatorische Vision verwirklichen. Das In- 
lernet ermöglicht die Bildung einer community alternativer Denkerlnnen und Wissen- 
schafllerlnnen, genauso wie sich einst durch den Buchdruck die Wissenschaft von 
den Klösterbibliolheken emanzipieren konnten. 

Wichtig ist ein Wandel in der Förderung von Forschung hin zu dezenlralen. die 
Selbslorganisation stärkenden Techniken, d.h.  solchen Techniken, die in mitbesiim- 
mungsorien:ierten Prozesse angewendet werden können. Diese müssen im örtlichen 
maßstab finanzierbar und unabhängig von standiger Betreuung durch High-Tech- 
Konzerne sein. 

Batureahutaetationen und Basiedemokratie 
Der konkreie Nalurschulz [Arten-, Biotop-, Landschaftsschutzl ist Basisarbeii und 

finde1 vor Orl slat!. Naturschutz von unten mui3 also auch alle wichtigen Enlschei- 
dungen ohne übergeordnele Stellen fällen können. Eine elementare Voraiissetzung für 
eine Demokratisierung des Nalurschutzes ist die Einrichtung von Bürgerlnnenver- 
sammlungen, Naturschutzstalionen. Naturschutz-AGs oder regionalen Urnwellzenlren. 
Alle Einrichtungen sollten Wr alle Bürgerlnnen offen sein und aus ihnen selber ent- 
stehen, also nicht von oben eingeselzt oder vorgeschrieben werden. Besonders geeig- 
net erscheinen aus den bisherigen Erfahrungen die Nalurschutzslationen oder ökolo- 
gischen Stationen, weil sie einen feslen Ansprechpartner in Sachen Naturschutz, an 
den sich die Bevölkerung wenden kann, darslellen. Die Naturschutzstation bietet Hil- 
fen, Informationen und Arbeitsm6gBchkeiten für Fragen und Probleme der Menschen 
sowie offene Räume für Disklissionen und Projektarbelt. Sie hat gleichzeitig die fi-  
nanzielle und organisatorische Ausstattung. sich wirksam für die Belange des Natur- 
schutzes einzuselzen, Projekte zu initiieren lind Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben 
Die Naturschutzstationen haben ihr Ziel im Namen verankert und sina "parteiisch" 
für die Umwelt. jedoch ohne eine formale Macht. von oben und ohne die Zustimmung 
der Menschen handeln zu können. Andererseils sind sie eine zuverlässige Slimme 
des Umweltschutzes, denn sie können weder abgewählt noch abgesetzt werden. Sollten 
a!so bestimmte Naturschulzvorhaben gerade nicht durchselzbar sein, wird die Natur- 
schutzstation noch mehr Menschen davon überzeugen müssen. Ihr Erfolg hängt di- 
rekt damil zusammen, wie sie Menschen überzeugen kann, denn diese entscheiden. 

Krltikpapier zur 
Direkten Demokra- 

tie unter h!tp.// 
w . t h u r . d e /  

philo/uvul2.html 

Ein Beispiel für 
eine solche Fdrde- 
rung waren klei- 
ne. ho~b~effizlente 
Windanlagen. die 

auf ddrflicher 
Ebene oder gar  

auf Hausdllchern 
funktionieren. 

lg), Der nächsle Schritt sollte die Übergabe von staat!ichen Kompetenzen sein. Hier 
könnte der Anfang mit dem Verlragsnalurschutz gemacht werden. der schon jetzt in 
einigen Biologischen Stationen angewendet wird. 

Anzustreben wäre aber auch, daß Kompetenzen für die Festlegung von Schutzgebie- 
ten, Planungen oder der Mitteivergabe vor Orl geregelt werden. Hierzu wären Geset- 
zesänderungen nölig. Die Auflösung von Verwaltungsstrukturen isl auf Dauer eine 
der wichtigsten Voraussetzungen dafür, daß Naturschutz von unten wachsen kann. 

Die Serviceleistungen bisheriger Nalurcchuizverwaltungen wie z.B. Erfassung von 
Daten über Tier- und Pflanzenarlen oder die Belreuung von Naturschutzflächen wird 
von Naturschiitzstationen übernommen. Überregionale Anliegen könnten von einzelnen 
Stationen übernommen werden 1z.B. übernimmt eine Naturschutzstation, die in einer 
Region mit einem hohen Wiesenvogelanteil liegt, die Koordinalion zum Wiesenvogel- 
schutzl. Eine direkte Umwandlung der Naturschutzverwaltung in die regionalen Struk- 
turen [Stationen, Beauftragte1 wäre nicht sinnvoll, da die bestehenden Feindschaften 
personell und funktional weiter bestehen würden und kein echter Neuanfang möglich 
wäre. 

! ~ ~ ~ ~ k ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ l  Ziel ist die Demokralisierung in allen Bereichen. Neben den Naturschutzbereichen 
sollten auf Dauer alle den Landschaftsverbrauch betreffenden Entscheidungen 
IStraßenbau, Kiesabbau. Siedlungsbau usw.1 vor Ort und von allen Menschen 
gleichberechtigt gefällt werden. Dies würde den Naturschutz aufwerten, weil er nicht 
mehr Obergeordneten Planungen unterzuordnen wäre, sondern dem Volum der Men- 
schen unterliegt - das würde auch für alle andere Vorhaben gelten. Sicher wäre es 
schwieriger, Großprojekte wie Autobahnen oder Transrapid durchzusetzen. Dies ist im 
Interesse des Naturschutzes. Gibt es allerdings einen echten Bedarf für ein Großpro- 
jekl. hat dies auch in direkt-demokratischen Prozessen eine Chance haben. Es wür- 
de dann aber von breiten Bevölkerungsteilen gelragen und deren Belange in die 
Planung integrieren. 

Biid: Ailsschnitt 
aus dem Expo- 
Themenpark zu 
'Umwell'. 



D~ EXPERIMENTE 
Experimente sind kleine oder größere. aber konkrete Projekte, die schon gelaufen 

sind, laufen oder laufen konnten - auch unabhängig von geänderten Rahmenbedin- 
gungen. Sie sind daher kein Schritt hin zu den Visionen. aber ein wichtiger Beitrag, 
um Lust und Akzeptanz zu einem emanzipatorischen Umweltschutz zu schaffen bzw. 
zu einer emanzipatorischen Gesellschaftsvert~nderung insgesamt. Zudem werden Mög- 
lichkeiten und Methoden entwickelt, ausprobiert und im Prozeß eventuell durchge- 
setzt. 

Statt teurer Planungen werden die Flächen den Anwohnerlnnen übergeben. Diese 
sollen sich einigen - gemeinsam einen Plan erarbeiten. Sie wissen von Beginn an: 
Worauf sie sich einigen. das kannen sie auch umsetzen. Das wird viele neu motivie- 
ren. In der Debatte besteht dann wieder die Chance. daß sich ein Bewußtsein für 
die Umwelt, für die Belange von Kindern. alten Menschen usw. herausbildei. Die Au- 
to- und Betonfraktion gewinnt meist nur dort, wo die Entscheidungen über Behörden 
und Parlamente laufen ... denn dort entscheidet niemand der direkt Betroffenen. 

Windanlagen und Ukoetrom von unten 
Hier werden die beiden Ansatze sehr gut deutlich. Statt teurer Großanlagen ohne 

örtliche Akzeptanz und Beteiligungsverfahren, aufgebaut von überregional agierenden 
Firmen. die auch das Kapital überregional akquirieren, entstehen die Windenergiean- 
lagen aus dem Kreis der Bewohnerlnnen von umliegenden Dörfern und Städten. Ge- 
fragt sind kleinere Anlagen mit 2 bis 4 Windmühlen, die dann auch sehr direkt mit 
den Besitzerlnnen, d.h.  mdglichst vielen Menschen im direkten Umfeld. verbunden 
sind. Wichtig ist, im Bereich von Forschung und Entwicklung das Schwergewicht auf 
kleine, dezentral verwirklichbare Anlagen zu setzen. 

Ebenfalls ein gutes und zudem aktuelles Beispiel ist die Frage des Ökostromes. Die 
Liberalisierung der Leitungsnetze hat zwar den Scheinvorteil geschaffen. individuell 
Stromkundlnnen gewinnen zu kdnnen 2.B. für eine Stromabnahme. für die Strom 
aus regenerativen Energien eingespeist wird. Etliche Firmen und auch die Umwelt- 
verbände haben diese Entwicklung begrüßt und begonnen. im liberalisierten Markt 
mit kapitalistischen Mitteln IWerbungl und Aussagen lstrompreisl Konkurrierend zu 
agieren. Dennoch kann das nur schiefgehen und würde den Umweltschutz zur Ware 
verkommen lassen. Das Gegenmodell wäre ein "Ökostrom von unten'. Kernstück sol- !von unten1 cher mitbestimmungsorientierten Stromproduktion wäre eine Gemeinschaft der regio- 
nalen Erzeugerlnnen und Verbrauchednnen. Idealtypisch bilden sich in allen Regio- 
nen aktive Kreise, die neue Anlagen planen und Werbung für die Abnahme von um- " 
weltgerecht produziertem Strom machen. Die Ökostrom-Anbieterfirmen nehmen dabei 

,,nLen unter die Rolle der Geschäftsführung und Abwicklung, der Fortbildung, Öffentlichkeitsarbeit http://move.Lo/ 
USW. ein. oekostram. 

201 1% einer gemeindeweiten Versorgerfirma in Burgerlnnenhand - durchgesetzt durch einen 
BürgerInnentscheid Auf dieser Basis wird zur Zeit der Ausbau von regenerativer En- 
ergien beispielhaft vorangetrieben Diese Form der Steigerung von Mitbeslimmungs- 
rechten ist Umweltschutz von unten, er wendet sich gegen Liberalisierung und Groß- 

"On kraftwerke. die nur uber anonyme, mitbestimmungsfreie Strukturen zu schaffen sind 
unlenl 

Btromnets 
Wo die Leitungsnetze den Menschen selbst gehören, werden die Einzelnen auch zu 

den Bestimmenden Sie aiskutieren und entscheiden mit. Wie das Beispiel des 
siehe hity//ww, Schwarzwaldortes Schönau zeigt, führt echte Miibestimmüng dann auch zu hochinter- ~WS-schoenau.de essanten Entscheidungen im Sinne des Umweltschutzes. In Schönau gehört das Netz 

Ökologische Landwirtschaft ist nicht alles. Sie kann genauso von Profitmaximie- 
rung geprägt sein, mit der Ausräumung der Landschaft und immer größeren Flä- 
chen einhergehen, vor allem zu einer Konzentration auf wenige große Höfe beitra- 
gen. Die Alternative wären landwirtschaftliche Betriebe. in denen die Anwohnerlnnen 
sowie die Verbraucherlnnen mitdiskutieren und tatsächlich mitentscheiden können, 
was und wie angebaut wird. Solches Mitbestimmungsrecht In Umweltschutzfragen, also 
der Umweitschutz von unten, führt zu einer Steigerung des Umweltbewußtseins. 

Bohulen 
Die Gestaltung und Nutzung des Schulgeländes oder auch der Gebaude ist Sache 

der Schülerlnnen. Die Ergebnisse werden sehr unterschiedlich sein, sich im Laufe der 
Zeit wandeln - aber es kann ein Lernen des Umgangs mit der Umwelt sein, wenn 
dazu das Recht tatsächlich besteht. Die vielen Widersprüche, auch geschaffen durch 
die einer gemeinsamen Entscheidungsfindung entgegenstehende Sozialisation der 
CchijlerInnen, müssen ausgehalten werden. Freie Menschen gibt es unter den beste- 

!Zwang1 henden Zwängen nicht, und freie Vereinbarungen sind ein dauernder Lernprozeß. 
Zudem wird das System Schule der freien Vereinbarung entgegenstehen. denn die 
zentralen Bereiche der Schule [Lerninhalte, Lernform. Benotung usw.1 bleiben in der 
Reael auBerhalb der Mitbestimmungsrechte. - " 

Das Ringen um Freiräume in Schulen darf nicht darüber hinwegtäuschen. daß 
Schulen insgesamt eine Herrschaftsstruktur sind. die Menschen in gesellschaftliche 
Abläufe einpassen - ob nun autorit8.r oder über die reine Zulassung gesellschaftlicher 
Zwänge. Insofern muß die Demaskierung der Schule als Ort der Steuerung des Den- 
k e n ~  und der Lebensplanung immer betrieben werden, einschließlich der Zwangssi- 
tuation, daß alle Menschen lzumindest in Deutschland1 der Schulpflicht unterworfen 
sind. 
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Das Thema Ökologie und 
Ökonomie - Warum? 

Das ist die Ausgangsfrage, die der AK Wirt- 
schaft beantworten muß: Warum ist es uber- 
haupt sowichtig, sich als UmweltbewegteR um 
die verflixt komplizierte Okonomie zu kum- 
mern? Ganz einfach: weil die Wirtschaft der 
Schiüsselbereich der Gesellschaft ist, der fast 
alle Lebensbereiche bestimmt. Auch für Cm- 
weltprobleme gilt das. 
Warum aber konnen wir das nicht denjenigen 
tiberiassen, deren Job das Wirtschaften is:? 
Nun denn, weil deren Anliegen die Umwelt bis- 
her so gut ~ i e  gar nicht ist Und weil der win- 
schaftlicne Zeitgeist die falsche Richv~ng weist 

Wirtschaft als S c h l m e m a  

Die meisten Lmwe!ioeweg- 
ten sind sich u k i  diz okono- 
kschen li'urzeln von Cm- 
weltzersio~~nq 2nd uber 
;virtsciiaRliche Zusmnen-  
hange insgesamt mchi ;dar 
Wem dem so is:.  da^ be- 
deutzt das aber. ia13 ihr um- 
welt?olitischzs Hancieln zu 
kurz geifen muI3 
Es besteht ein stariter Zu- 
wmrnenhang zyischen Wirt-. 
s c h d  und L-mwe!t Die oko- 
logische Knse beinflußt die 
l\?;ir,schar?. genauso \vie 
Dkonomische :K~sen die Km- 
weit beeinflussen. A s o  steht 
die Kmwelt im Schatten der 
Winschaft ~ i n d  die Wirt- 
schaft im Schatten der Gm- 
weit 
Umweltzerstwng ist weitgehend von der 
Wirtschaft, genauer von der Industrie uerur- 
sacht. Klar: der Dreck kommt aus den Schorn- 
steinen und aus den Fabriktoren. Der Regen- 
wald wird von Konzernen abgeholzt Geld 
reoiert die Welt Die Wirtschaft entscheidet, 
welche Rohstoffe \erarbeitet werden, welche 

I I:ni.r~.ieq~iellen ance~apft  ..verden und L\.-elzhe 
1:rreu~iicsc spatcr a ~ i f  cic;:: h1ullii::lifen landen 
T ) i -  \\:irt.;~!iaft eri[schi.i:ic. i ~ h ,  \i.clche C;~iic; 

wie oft und wie weit durch die Republik und 
durch ganz Europa gefahren werden Die Wirt- 
schaft entscheidet, in welche neuen Technolo- 
gien Geld investiert wird Die Wirtschaft ent- 
scheidet eigentlich alles, was mit Umwelt ZU 

tun hat. Okologische Konzepte mussen dem- 
nach den Umbau der Wirtschaft umfassen. 

Zeitgeist MaMrtschaft 

Es entspricht dem Zeitgeist, sich zur Markt- 
winschafi zu bekennen. Verdrängt sind die so- 
zialen und okolo_eischen Folgen der westlichen 
lilnschafisoranung. Der Grad der Umweltzer- 
storunq im Westen wird durch die als schiim- 
mer empfundene Emweltverschmuta+ng im 

Osten aus dem Be- 
~ u ß t s e i n  gedrang. 
In der derzeitigen 
Wirtschaftskrise ge- 
hen die Cmweltsor- 
Sen zunick, ver- 
schwindet Umwelt- 
zerstorung aus dem 
ofentiichen Bebußt- 
sein. Wer immer 
noch uDer die Um- 
welt  sprich^ dem er- 
scheint die Bewdti- 
gung von Umwelt- 
problemen dank Bk+ 
lopischer A4ar.h.irt- 
schuft kaum mehr 
als Schwierigkeit. 
Okonorn~r ur& Oko- 
logre erscheinen 

kaum mehr als Widerspruch. 
DaDei haben die Probleme gegenuber fruher 
keineswegs abgenommen - im Gegenteil: Mil- 
lionen von Arbeitslosen in der BRD. Menschen 
werden im hbeitsprozeß und in der Gesell- 
schaft psychisch und körperlich aufgerieben, in 
den arrnsten Regionen der Welt herrschen 
Huncer und Elend, die Umweltzerstörung 
nininit weiter ni . @cs!!al_b-dbstes notig, die 
bzst+eridc_ Wirtsc!iaftsordnung -- -- ZLI 

hiiitzfr?.cen -- 

Ökologisch-soziale Marktwirtschaft 
Was ist und soll das? 

Das ist eine gute Frage. D e m  spatestens seit Flexibilitat Denn sie wird nicht unmittelbar ge- 
das Stichwort okologische Marktwirtschaft maßregelt. Die Moglichkeit, Marktlücken im 
nicht nur in Programmen von den Grunen und Bereich von umweltfreundlichen Produben zu 
dem BUND zu finden ist, sondern auch im besetzten, wird somit nur gefordert, aber nicht 
Grundsatzprogamm der CDU, dürite klar sein, erzwungen. 

I daß mit dem Begriff ganz unterschiedliche Wesentliches Element ökologisch-sozialer 
Vorstellungen verbunden werden. Oder ist an- ~Markrwirtschaft ist die Intenlalisierung okolo- 
zunehmen. daß BUND und CDU wirtschafts- gischer Kosten in die Preise: Verursacherinnen 
und umweltpolitisch dieselben Vorstellungen von ökologischen Kosten sollen &r sie auf- 
haben? kommen. So wiirden diese Kosten in das be- 
Eine Grundvorstellung dürfte aber allen Vor- triebswirtschaftliche Kalkul einbezogen. 
stellungen und h s a t z e n  gemein sein: Zur so- Ein Hauptproblem fir-djL..Nachhdtigk& von 
zialen Komponente soll bei der dkologisch- hiarLrwirtsch&ist, d a ß A a u f  Wirtsch-2- 
sozialen Marktwirtschaft die wachstum angebiesen ist. - - . . . . . _ 
Benjcksichtigung ökologi- Zum Einen ergibt sich das 
scher Belange hinzukommen. 

. C I ,  

aus der kapitalistischen Ent- 
Wahrend die hhangednnen  wicklungsdymrnik, die sich I 

. sozialer Marktwirtschatt - ab- nur schwer zügeln !aßt Zi?m 
wirderweise - davon ausgehen, Zweiten ergibt sich das 2us 
daß unser Wirtschaftssystem der Tatsache, daß eine \+'in- 
bereits sozial ist, geht wohl schaftsknse mit U'achsium- 
kaum jemand der Vertreterin- sausfall g&sellschaYtlich als 
nen der okologischen .Markt- unertraglich gilt. 
wirtschaft davon aus, daß un- Und hier besteht ebenfails 
ser Wirtschaftssystem bereits wieder eine Pxallele zum 
ökologisch genug ist. Das wa- Sozialstaat in der sorrulrn 
re ja auch ZU absurd. Falsch wire daher ein MarhGnschaft: Die Sozialausgaben und ho- 

li 
Satz wie: "Die ökologische Marktwinschaft 1st here Lohne wrdennamlich ä ü ~ h h G f a G - d e n  
...". ES kann lediglich heißen: "Okolo@sche Wachstumsgewinnen finanziert, in dem 410- 

Marktwirtschaft soll .. sern." ment, wo das Wachstum ausfällt. stehen laut 
Weitere Gemeinsamkeit ist die, daß die mit der herrschender Vorstellung auch der Soziarstat ', 

Einführung einer okologisch-soden Markt- und die hohen Lohne in Frage. Genauso ist es \ 
wirtschaft verbundenen Maßnahmen mit den mit dem Umweltschutz. 
Leitideen der ~arkrwirtschaft  vereinbar sein r n d  letztendlich m"ßte für ein Zügeln des 
sollen. Der Markt zahlt  SO. Anstatt direkten Urinschaftswachstums ein Wille Se- 

i D N C ~  und Zwang auszuuben. soll dem Staat stehen - und den gjbt es bei den Liberalen auf 
dabei lediglich die Aufgabe zukomrnea Burge- keinen ~ a l l .  Im Gegenteil begrunden sie die 
rinnen und Wirtschaft mit ' b e i z e n  zu moti- Notwendigkeit von Wachstum gerade auch aus 
vieren, umweltschadliche Verhaltens- und Umweltgründen. Denn erst durch bestandiges 
Wirtschaftsweisen zu verandern. Bei einem An- Wachshm steht das notige Geld hr 
reizSystem behalt die Wirtschaft ihre aufivendise Umweltschutzmaßnahmen bereit 



Alternativen zur ökologischen 
Marktwirtschaft? 

Nun wäre aus unserer Sicht eine Broschüre zu 
okologischer Marktwirtschaft ohne eine Dis- 
hcssion " ihrer Grenzen unvollständig. Kar, 
wenn .yir u n b . e d i n g t e . a n h ä n g e r o k o l o ~ r  
i l fg th i r+chaj i  wären, d a n ~  könnten wir uns 
das sparen - e s  s'ei denn;'&r müßten mit ernst- 
haAen E i n w a r i d e n ; f j i ~ n ~ ~ d i e ; ö n  - i o d G i n  
ausgeräumt werden müßten. Nun sind wir aber 
keine .2nhqgerI -~en liberaier Konzepte. - 

entsprechend sind Einwände im Gegecteil-aus- 
Ghrlfch > i l a Ü ~ ~ Ö @ ~ d ~ - ~ 2 m ü h ~ n  Mar&~_ 
iiirtschafi in Schutz zy nehmen. Nicht zuletzt 
hat ja die Seminarreihe dazu gedient, solche 
Einwinde mit verschiedenen ReferentInnen zu 
aislutier en und zu überprüfen: 

kommunistische Antwort ist: Zentralverwal- 
tung - Planwirtschaft. Dazwischen gibt es un- 
endlich viele Zwischenstufen von Markt mit 
Plan und Staat mit Markt. Letztendlich weist 
jede reale Winschaftsordnung alles mehr oder 
weniger stark auf: Markt, Plan und Staar. 
Das gilt auch tur die angeblich soziale Mark- 
wirtschaft. Länest nicht alles regelt sich in ihr 
von allein nach dem ..ingebot Freier Meinunter- 
nehmen und der Nachfrage Frei entscheidender 
Käuferlnnen. Die Wirtschaft ist allerlei Be- 
schrankungen ausgesetzt - und das ist y t  so 
Staatliche Rahmenplanung, Bauleitplanung, 
Verbote, Genehrnigungsverfahren, Umweltge- 
setze, Sozialstaat und Naturschutzgebiete sor- 

Which kind of green will the future be? 

hlarkt m n h  Staat 

Der Streit unter WirtschafiswissenschafilerIn- 
nen und -poiitikerinnen, zwischen Gewerk- 
schaften und Unternehmerlnnen, zwischen So- 
zialistlnnen und Liberalen geht im Grunde im- 
mer um die eine Frage: Wieviel Markt und wie- 
~ i e l  Staat in der Wirtschaft muß oder darf es 
sehen, uni das .4ilgemeinwohl zu gewährlei- 
sten? 
Ilie liber:iC.: !\!itwort ist: freier Xlarkt anstelle 
des S!a,:-s - freie Markt~r-iiischaft Die 

gen dafir, daß die soziale und okologische 
Rücksichtslosigkeit des freien Marktes wenig- 
stens etwas ausgebügelt wird. 
Aber nicht nur der Staat selbst beschrankt den 
Markt. Auch von Seiten der Unternehmen giiit 
es Marlitbeschränkungen. Das Ergebnis ihres 
W~rtschaftens ist, da0 es immer größere und 
weniger Konzerne gibt: Konzentration, Mono- 
polisiemng, Wirtschaftsverilechtung und Kar- 
telle. Dem haben auch das Kartelianit und libe- 
rale PolitikerInnen nicht Liel e!i:yzgeiizusetzeri. 
Wie sonst hatte der \i'ir~tbchaRsniinister 

Haussmann die Fusion von Daimler-Benz und 
MBB genehmigen konnen? Immer größer wer- 
dende Großkonzerne koGentrieren immer 
mehr Machr auf sich, wodurch der sonst so 
hochgelobte freie Wettbewerb durch abneh- 
mende ( b m .  aufgekaufte!) Konkurrenz einge- 
s c h 3 k t  wird. 
&r politische Gegensatz zwischen Markt und 
Plan Iäßt sich auch anders bezeichnen: Kepltlie- 
rtrtrg conrra Dere.~rlierrrrrg: Regulierung be- 
deutet, die Wirtschaft durch Gesetze. Besteue- 
rung oder Verstaatlichung in ihrer Freiheit zu 
beschranken. Derepliemng bedeutet, diese 
Beschranhungen abzuhauen: Privatisiemng, 
Gesetzes- oder Steuererleichtemngen. 
Von diesen .4useinandersetzungen werden 
auch die Diskussionen über Umweltschutz 
nicht verschont. Wenn im Zuge der Deregulie- 
rung ABM-Stellen bei Umweitverbänden 3s- 
trichen werden. wenn im Namen der Deregulie- 
mng Bundesbahn und Liüliabhhr privatisien 
werden - wie könnte die Cmweltbewegung be- 
haupten, diese Diskussionen gingen sie nichts 
an? Qbdienkologische._B~:e.nu~von Dere- 
a$$~.ngim Einzelfall nun positiv d.er negativ 
9Jallt.- aus unserer Sicht meist~negariv - diese 
  aus ein an der.^-ngen sind 'nicht .'%-eNGd 
abgehobener Polit- und R5-tsctiäftsrirkel:-die 

. 
Z r  uns U m w e I ~ ~ c h u t z e r i n n & , ~ @ c ~ ~ t e r ~ t  
waren - uie manche meinen - s i e  sh~h-Z%ezu 
das Herz de>o~tirizchen&einandeFrsem~- 

- 

Eine provokaüve These: Die Unmijg- 
lichkeit ökoicgischer Marlctwirtschaff 

~- -- -- 
Eine gründliche .+aiise4e~Zu-~enhange 
mischen b7rtschaft und Umweltzerstorung 
muß unserer Ansicht nach zu folgenden Ein- 
sichten tuhren: 

- . . . . . - - . 
1. F ~ ~ ~ ~ . ~ - D - ' ~  Cin- 

wettzerstöyng. 
2. lZitru&Ge ökologischer h,fakw.hhafl sind 

&ach&d,-i indere dwWGennsie  I i i  
g-t werden. 

T Tatsächiich u i k m e  Instrumente " ö k o l o ~ e r  
MarkhIirtscM" sind stark regulierende E i e  
in die Wutrl1& - sie werden also dem libaalen 
.4nspmch nicht gerecht 

So liegt der Sihluß rialis, daß es keiiie c:kologi- 
sche Markt\viflschaR geben kann Den;; cntvie- 
der bleibt dir :Vl;tscIiaft eine ,\l~rktiviii<cBsfi - 

C I ~ I I ! I ~  h r i '  &-: >.!:l:k: :::K N C ~ ~ I ~  b~ci:.::;4cht;~.! 

werden, muß die wirtschaftliche Venretbarkeit 
Umweltschutz beschranken. Dann nehmen die 
dem Marh eigenen naturzerstörenden Prozesse 
ihren Lauf Oder aber die Marktwirtschaft wird 
konsequent okologisiert. Das ist aber mit tiefen 
Eingriffen in die Marktfreiheit verbunden - 
wenn auch nicht mit der völligen Abschaffung 
des Marktes. Dann w&re die Bezeichnung 
Murkiwir~schuf, hier ein Etikettenschwindel. 
Die These der Unmoslichkeit ökologischer 
Marktwirtschaft ist provokativ. Widerspricht 
sie doch dem volkshimiichen Glauben an die , 

wundersame Heilkraft des Marktes in allen hi- 
storischen Lagen. Ehvas, was uns alltaglich 
umgibt, soll okologisch nicht funktionieren? 
Diese These widerspricht dem Wissen, da0 es 
gerade sogenannte Mar!ctwinsch& war. die 
uns den Wohlnand gebracht hat Lieg  aber da 1 
nicht gerade der Schlüssel zum Verstindnis 
dieser These? 
Das radikde Gegenkonzept mm \ f x k  - die 
Zentralvewalning - hat sich als untuiig enrie- 
sen aen BeCuhssen der Mensznen gerecii; zu 
werden 1st daraus aber der Si!duß rd zienex 
aer \ I u b  mcisse unfehibar hr-hionieren.' Die- 
se: SchiuD ist rnerhociisch nicht haitoar Ein gu- 
tes Fu.*ionieren der $iarlniin'sc5air muG 
xnon anders bewiesen werden. 
\un kznn 2nd soil nicht so getan ueraen zis 
müßren keine Lehen aus dem Zu-wnmei.b,mch 
des Realsonalismus gezogen werden. Es hat 
sich gezeigt. da13 es weder mogiich nocn sinn- 
voll irr. rnafkrfönnige Entscheidunsen ..~öllig 
aus der \i'inschait zu verbannen. D x m  kzm 
auch eine okoiogische Gesellschafi nichr vor- 
bei LTrngekeiL.t darf einem Mxkt crber nur ein 
ökologisch Segenzter &um be!assen :verden. 

Sich dem Zeitgeist fugen? 

Es ist also letztlich euie gemischte Wirtschafts- 
form, die die Olologisiening gewahrleisten 
kam. Kam das aber nicht doch als ökolo_oische 
Marlitwinschafi bezeichnet werden? 
Vielleicht - wenn mensch unbedingt will. Dem 
im irbergancsbereich mischen Marl,tf0mig- 
keit und Kiiht-hfarktfomiigkeit ist die These 
der Unniöglichkeit von okologischer hlarkt- 
winschafi nsturlich gewagt Lrnd es \väre nzhe- 
liczend. sic!: dcrn Zeitceist zu bcii~cr! in5 sich 
des Dt-gii!? ... okoiogisc.i~t~ ! :~/~„-i~i i ; : /~~i i<!~~ LLI 



bedienen. Denn er komnt bei den meisten Leu- 
ten gut an. 
Dennoch erscheint sein Gebrauch unange- 
bracht. Denn er gaukelt den Leuten falsche 
Notwendigkeiten vor und lenkt vom tatsächlich 
notwendigen Repliemngsbedarf ab. Aber da- 
nn erfüllt sich ihr Zweck: Wer würde anfangen, 
über die"öko1ogische Beschrankung des Mark- 
tes nachdenken, wenn er doch an die All- 
mächtigkeit des Marktes glaubt? 

Es $bf_'hgar@~~age.n_n_n_E~-gib~&~n~ei]kraf- 
Ce" des Marktes, djevon_sj.~h-gus d e s  zum Gu- 
ien regeln. Der Markt rnuß reguliert werden, 
wenn ein bestirntes o k ö l o ~ C h ~ Z i Z ~ ~ & ~ h t  
L . y j a G ~ i n e  hirÜeichend~ökologisch ver- 
tragliche Wirtschaft muß stärker ökologisch re- 
g~!iert werden als es bisher der Fall ist. Die da- 
rr nor.vendi,oe Politik aird im folgenden öko- 
iogischc Rr,g~lierung genannt. 
Su-zinger und Zahrni drücken diese Notwen- 
.-W z!ge!t inthrem-Plädöjer &r eine ökolo$sch- 

s o d e  M+~i;schaft vorsichtiger aus: "Ln 
:ieien Fällen wollen k i r  (...) kejn~ökonomi- 
SC?.-. .Cwagmg d s s e n . '  Ökonomische Ab-. 
.na-ng meint Entscheidung nach Marktlage - 
vcd genau aie darf irn Sinne einer Ökologisie- 
rdng nicht alles bestimmen. 
Kt r  sich vergegenwärtigt. daß auch In-- 
rnente wie ökologische Steuerpoiitilg schon ein 
?;[es Stück Re@erung.bedeuten, die bewußt 
eepiant und entschieden werden muß. diejeni- 

' 

,zen erstaunr die SoWendigkeit uber den Markt 
iiinausgenender lenkender Maßnahmen auch 
?ich1 weiter. die beschriebene okologisctie 
Steuerpolitik isr dafür ein gutes Beispiel. 
Sie bedient sich vordergnindig des Marktes: 
Die okologischen Effekte stellen sich dadurch 
ein daß die Wirtschaftenden auf Preissignale 
reagieren. Die Allokation von Energie, Roh- 
sroffen und Waren. also deren Verteilung auf 
die einzelnen Produktionszweige und Verbrau- 
cherlnnen wird weiterhin durch den Markt ge- 
leistet. Wie aber wird dieser ökologische Im- 
puls erreicht? 
Preise, die die öknlogische Wahrheit sagen, wie 
es die Lirblingsforniulieiunp von E U .  V 

häcker ist, stellen sicli unter niorneniarizn 
Xl3rkibeclin~iingen bekaiiiitlicli riiclit ein Diese 
I;.,,ISS~II 11bcr ~ I ~ I I  S(aa1 vcrii~ittclt r . r~\ \~i : i+c~i  

werden. Das ist ein stark regulierender Eingriff 
in die WirtschaA. Das Gezeter der WinschaAs- 
verbhde uber den Verlust deutscher Konkur- 
renzfähigkeit im Ausland im Falle von "uber- 
höhten" -~mweltsteuern zeugt davon, daß die 
Wirtschaft mit der These der Okosteuern als 
Hort des Liberalismus nicht viel anfangen kann. 
Es geht aber noch einen Schritt weiter Der 
Satz von denQkologisch.wahren Preisen l e g  
nahe, .. daß . es einen objektiven Preis fur die Na- 
iur gibt. DieGI eGäbe-sich aus vollj.timdi- 

<- - 
Ce: '_nomaIjsie~ng der okolopischen Folgeko- 
sten der Produk~ion. Eine Poliiik,diem 

-. . 
Leitsatz-.der okolopisch wahren Preise folg, 
dürfte über dieses objektive &Maß nicht hinaus- 
gehen. So würden realistische ,Marktverhaltnis- 
se simuliert. 
Diese Wahrheit ist nun leider unmoglich. Jeder 
h - ~ e - b e p g k e  daran. wie Natur in objektiven 
Preisen monetarisiert werden konnte, muß - 
wie beschrieben - zu dem Ergebnis khren. daß 
die geforderte, "richtige" Monetarisiening iin- 
möglich ist. Wiebiel kostet eine ~rebserhan-  
hung? Wie kann sie den verschiedenen Venir- 
sacherlnnen objektiv und richtig zugeordnet 
Gerden? Unlösbare Fragen. 
Def Versuch diese MonetariSierÜriJ durch 
ökologische Steuerpolitik zu vollziehen. führt 
angesichts dieser unlösbaren Aufgabe zu einem 
totgeglaubten Kind sozialistischer Eltern: zu 
politischen Preisen. Wenn es umiiöglicli ist. ei- 
ne Energiesteuer einem objektiv wahren Ener- 
giepreis nachzuempfinden. dann ist-die Festle- 
gung einer Energiesteuer nichts anderes als die 
Festlegung eines politischen Mindestpreises 
Eie zugrundeliegende Entscheidung ~ i r d  sich 
zwar teilweise an gesellschaftlichen Erfahrun- 
gen einer ungefahren ökolo@schen Wahrheit 
orientieren. Lernlich wird die politische Ent- 
scheidung aber eher von anderer] Ewagunsen 
bestimmt sein: einerseits dem Wunsch. eine be- 
stimmte Reduh~ion des Eneryieverbrauches zu 
erreichen (Standard-Preis-Ansatz), und ande- 
rerseits dem Wunsch, die Wirtschaft nicht m 
strangulieren. Das ist der Rahmen, in'dern sich 
der politische Energiepreis bewegen wird, und 
nicht um irgendeine okolo,ische Wahrhci! 

M die Wirtschait fähig zur ökdogi- 
schen Modemisiening? 

So hieß der Titel des zweiten Seminares der 
Reihe in Eisenach. Die Fragestellunl; ist leicht 
erläutert. Fahigkeit der Wirtschaft zur okologi- 
schen Modernisiemng - will heißen: Ist die 
Wirtschaft, sind die Unternehmen von sich aus, 
selbstbdig in der Lage, die ökologische Mo- 
demisiemng zu vollziehen, oder müssen die da- 
zu gezwungen werden? 
Dazu kann mensch sich natürlich so seine 
schlauen Gedanken machen und seine eigene 
Einschätzung entwickeln. Meine fällt eindeutig 
zuungunsten der Unternehmen aus. Was aber 
wäre zur G%erpnifung dieses unguten Getühls 
sinnvoller, als VertreterInnen der Wirtschaft 
hierzu zu befragen (unbedingt zur Nachahmung 
empfohlen!) Denn sagen, sie: "Na klar, kein 
Problem, uns braucht ihr gar nicht erst zur oko- 
logischen Modemisiening zu zwingen, ~ i r  ma- 
chen das auch so "-  na dann srehen sie ja - naiv 
gesprochen - in der Pflicht, zu ihrem Wort zu 
stehen. Sagen sie aber: "Wir komm doch gar 
nichts anderes tun, als unserem betriebswin- 
schattlichen Interesse zu folgen. Deswegen 
kommt fur uns eine Ökolo@siening nicht in 
Frage" - wer würde dann noch Gewissensbisse 
haben, in die Freiheit des Marktes einniereifen 
und den wehleidigen Liberalen ihre Sorgen um 
ihren freien Markt zu vergrößern? Wer wollte 
dann noch dem Wunyh der UnternehmerInnen 
uzd ManagerInnen entsprechen, alles -s:!ber- 
entscheiden zu wollen - ohne uns und ihre Loh- 
nabhängijen? 

Tabuisierte AIlemativen 

Wer so viel über das bestehende Wirtschaftssy- 
stem lästert und systematische Zusammenhange 
zwischen WinschaAssystem und Umweltzer- 
stömng erkennt, muß sich die Frage nach Ai- 
ternativen gefallen lassen - für viele eine unan- 
genehme Frage. 
Denn die eine Alternative im Osten ist nicht 
ganz zufällig zusammengebrochen. Sozialisti- 
sche hlodelle mussen von Grund auf neu kon- 
zipiert werden Dieser Vorgang ist noch lange 
nicht abgeschlossen Und die bürgerliche Öf- 
fentlichkeit ist krafiij dihei, jeden Gedanken an 
eine solche Nsiiforrnii.r;:~g zu diskriminieren. 

Anarchistische Modelle hingegen sind 
organisatorisch so funktionsuntüchtig. daß sich 
ihre Vertreterinnen über ein detailliertes Kon- 
zept keine Gedanken machen (können). Das, 
was als. ana~histische~~Theoriebildung gilt, ist 
lächerlich dürftig. Wer SicK-gnindlichere Ge- 
& i m h t ,  denjenigen muß die schone 
anarchistische Utopie zusammenbrechen. 
Eine emsthatle Diskussion Uber Nternativen 1 
kommt tür einen Großteil der Oppositionellen 
nicht in Frage. Wer zerbricht sich schon gerne 
den Kopf der Herrschenden? Und wo wir bei 
den Herrschenden sind: Wer sich Gedanken 
darüber macht, wie eine Gesellschaft 'h positi- 
ven Sinne funktionieren könnte; schwingt sich 
zum Herrscher und Diktator auf. So zumindest 
der oppositionelle Zeitgeist. Xur die reine, le- 
benslange Opposition befreit von solchen 
Ubeln. 
Wer nach .Alternativen fiag oder gef ias  wird, 
ha t e s in  äieiir Siniation nicht einfach: Einer- , 
seits gibt es noch keine klare .Urernative Bei 
der  Xeukonzq:ion von .uterrati~en ist noch 
erhebliche .Arbeit zu !eisten. .bdererseirs in es 
verpönt, sicn über .aernatib~orctellungen klar 
N außern. 
Der .Mggel an.Konzepten viedemrn hat auch 
eine posirive Seite. Dem es bietet sich die 
Iviöglic'keit, sich bei diesem Ntgzdxg rhi\: 
in die Dishussion einzumischen und sie so mii- 1 
zupragen. Und genau das wollen w r  tu-n I 

Arbeit und Umweit mit dem Staat 1 
Ökologische .Ansatze, die auf planende siaatli- 1 
che htiative und Einignffe setzen und die d a  
Privateigenmm an Produkrionsmitteln be- 
schranken werden als okoso~ioiistisch bezeich- 
net. Dabei gibt es allerdings (noch) kein ge- 
schiossenes WinschSrskonzepr, das das heste- 
hende kapitalisrische \Vinschäftssystem voll- 
ständig ersetzen konnte - so wie es der Redso- 
zialismus mit seinen Fünfjahresplänen versuch- 
te. 
Die meisten ökosozialistischen .Ansatze begnü- 
gen sich damit, den Kapitalismus zu beschrän- 
ken. ihn m regulieren Sie heben ihn allerdings 
nicht völlig auf Trorzdem ist es in diesem Zii- 
sanirnenhang sinn\.ol!: von Okosozialismu~ irn 
Gegensatz TU ökoli~~irchcr hlarktwirtschali z:i 

sprechen Ilrnn e; i ~ i  doch San2 kla: rir; 



Kommentierte biteraturtips 

Die Broschüre gibt zuerst einen Überblick 
über die sachzwanghaften Ursachen der Um- mit dieser nicht zu langen Bro- 
weltzerstörung in Volks- und Weltwirtschaft. wird ein neues Feld der Diskus- 
Dann geht sie auf die Diskussion über Instm- t wichtigen Inhalten belegt: Wie 
mente zur Ök~lo~is ierung der Wirtschaft ein - n Unternehmen ökologisch ge- 
von rechts bis links. Aus diesen Erkenntnissen 

sammeneefühn werden. Das fuhn zu einer 
komplexen Sicht der Dinge. Dennoch oder 
eerade deswegen ist es als Einführung in die ei der BLP-Djugse 

verschiedenen Themen gedacht. erscheint irn Frühjdu 
1994 noch eine Bro- 
schure mit dem Titel 

schaft. BUNDposition 14. 5,80 DM Sie ist wie alle hiateria- 

Rheingarten 7,-.53225~ 

Eine gute Einfbhrung mit "gemaßigten" Positionen (also auch fiir Eure EI- 
tern geeignet ..). Das mitteldicke Buch gibt einen guten herblick über 
die Ursachen von Umweltzerstömng und deutet auch Stratecjen für eine 
Okologisierung m. Ein ausgefeiltes, geschlossenes Konzept - wie der Titel 
glauben macht - bietet es aber nicht. Als dieses Buch vor ca. 10 Jahren 
zum ersten h la l  erschien, war es aber ein wichtiger hleilenstein h r  die 
okolo~ische Wirtschaftsdishission in gernaßigten, nicht-iiiamistischen 
Kreisen. hlitgeschrieben hab?:) Leiite, die den .AK 1Yl:~:schaR des B I X D  

e>;.nilich mitgestalten. 

schaftlichen ~ntwicklungen seit dem Ende des letz- 
ten Jahrhunderts etwas erfahren will, liegt mit die- 
sem Buch goldrichtig. Vom Manchester- 
Kapirdismus mit Hilfe des Taylorismus und der 
keynesianischen Revolution zum Fordismus mit sei- 
nem ,Massenkonsum und seit Mine der siebziger 
Jahre die Krise des Fordismus. Viele jedem aus dem 
Xlltag bekannte Details werden hier überzeugend in 
einen Gesamtzusammenhang gestellt. Es wird ein 
grundlegendes Verständnis der Bedeutung von Mo- 
dernisierutig und seiner Umsetzung eseben. Mit 
diesen Erkenntnissen Fdlt es dann auch leichter, die 
momentanen Enrwickiungen im Gesamtzusammen- 
bang zu verstehen und Ausblicke in die Zukunft zu 
wagen. Schade nur, da13 die .Autoren sich kaum um 

\ alltagsverst2ndliche Sprache bemüht haben 

Sabine , Kebir: Gramscis Zi- 

/ vilqesellschaft. Hamburg. 
: Dieses Buch ist eine hervorra- 
'gende Einführung in das Werk 
des italienischen Kommunisten 
Gramsci (18 - 193). Die Tatsa- 
che, daß sein Werk seit dem Zu- 
sammenbruch des Realsozialis- 
mus wieder verstärkt in die Dis- 
kussion kommt, zeigt, daO es 
sich lohnt, sich mit seinem Werk 
zu beschaftigen. Das Buch ver- 
mittelt ein realiaisches Ventand- 
nis von den Machtvdtnissen  
in westlichen Industrieländern 
mit ihrer Z~lgesellschaft: Hege- 
monie, ai io die Macht über Men- 
schen und Staaten beruht nie al- 

f I dem immer aucn auf einem großen Maß I lein auf Zwang und ünterdruckung, son- 

Aktiv im BUND 
\Ver es nach der Lek~iire dieser Bio- 
scnüre nicht mehr aushalten k m  und 
aktiv werden wül, i n  im BL3D oder 
bei aer BLlDjugend iailerdings nur 
bis 75 Jahre) herrlich Wilkommen. 
Beirrirrsschreiben werden in der 
BLiD-Geschafisstelie, Im kleingar- 
ten 7, 53735 BOM freundiicn empfan- 

an Zustimmung der  eh-hten. Diese 
Zustimmung, ist verankert im zivilgesell- 
schafrlicnen Geflecht von Organisation, 
Werten und Nonnen. Dieses macht es 
unmöglich, den Kapitalismus. in _ e n ~ k - .  
kelten lndustrienationen per Handstreich 
wie in Rußland 19 17 umsrürzen:  die 
Reserven des alten Systems sind dann 
noch groß genug. Sehr zum Lesen zu 
empfehlen! 



Okosteuern steigern die 
Vorherrschaft der Ökonomie 

(Ein Thesenpapier des Instituts für Ökologie, 

Politisches Potential wird venchenkt: Wenn Ökosteu- 
--P - - . -. . - . - 

der ökoSteuer regelt ein ö ~ o n o m i s c ~ e s  ~~~~~l die erndie Wirkung hätten, die ihnen immer nachge- 

Verteilung der Ressourcen und nicht ein demokrati- sagt wird, stellt sich die Frage, warum sie durchsetz- 

sches, d,h. politische willensbildung, ~~~h~ das, was bar sein sollen. Dazu gehört ein hohes geselschaftli- 

die ~~~~~h~~ wollen, geschieht, sondern das, was ches Durchsetzungspotential im politischen und öf- 

mit Geld bezahlbar ist. fentlichen Raum. Wo das aber besteht, macht es 

Lohnko~tensenkun~ bedrängt ausgebeutete LandE mehr Sinn, statt eines so zweifelhaften bis gefährli- 
chen Instrumentes wie die Okosteuer lieber die De- 

Als Vorteil der Okosteuerreform wird die Senkung der mokratisierung des Rohs+oihierbrauches zu fordern, Lohnkosten angeführt. Dazu ist zunächst festzustellen, 
daß Deutschland keine hohen lohnkosten hat. Zwar 
sind die löhne und ihre Nebenkosten pro Zeiteinheit 
höher als in den meisten anderen Ländern, aber nicht 

statt Markt Q Macht 

http:llgo.tolu mwelt & www. projektwerkstatt 
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2. Die vorliegenden Vorschläge 90lGrüne sowie Teilen der SPD und den Umweltverbönden. 

sind besonders untauglich Okosteuer ~. . als Wahlkampfhit: Große Teile der Grünen sowie 

Die genannten Gründe reichen aus, die Ökosteuer als solches in die ihnen nahestehenden Kreise der SPD fordern den ökologi- 

Frage zu stellen. Die bis 1997 vorgelegten Vorschläge aber waren schen Umbau der Gesellschaft iedoch als Wahlkampftherna, 

in noch weit größerem Umfang untauglich und bedeuteten eine ohne in tatsächlich zu wollen. Im Kern weisen die,Programme 

zusätz~ic~e Bevor;ugung der meisten der ohnehin bevorzugten beider Parteien eine ähnliche neoliberale Politik (Okonomie vor 

Großkonzerne. So zeigten sie auch die politischen Ziele derer, die Politik) auf wie die von CDU, F.D.P. und anderen. Die Okosteu- 

die Vorschlöge mochten - von Grünen über die NGOs bis zu mo- er dient als Feigenblatt für einen neoliberalen Kapitalismus im 

dernen Industrie-Lobbyisten wurde die Nähe zu ~~~k~ und "grünen Mäntelchen" und wird als Fortschritt für den Umwelt- 

Profit gesucht. So enthielten z.B. die Ökosteuerk~nze~te von schutz bezeichnet. Das aber wird sie nicht sein (siehe oben), 

Bündnis 90lGrünen eine Ermößigung von 80  Prozent für alle ener- vor allem aber nicht als Beiwerk zu sonstigen politischen Be- 
schlüssen, die ökologische Ziele völlig verfehlen. 

gieintensiven Konzerne', das Konzept der Umweltverbände ging 
Ökosteuer als Ima ekampa- 

1997 auch von diesem Wert aus2, I998 wurde in einem neuen UmwjtGrbönde 
Vorschlag der von diesen Konzernen noch zu zahlende Steuerbe- bietet sich die chance, in der 
trag sogar nochmals halbiert [ietzt 90 Prozent Ermößigung, d.h. E~~~~~~~ eines rotgrünen Re- 
statt 20 Prozent zahlen sie jetzt nur noch 10 Prozent dessen, was gierungswechsels das eigene 
andere Firmen ~ a h l e n ) . ~  Teile der SPD befürworten eine Ökosteu- Image und sich 
er mit Ausnahmeregelungen für alle Firmen. Mi t  dem Parteitagsbe- bei SPD und 
schluß der Grünen für einen Benzinpreis von 5 DMILiter in zehn Grünen als loyale Orgonisotio- 
Jahren dokumentieren die Ökosteuerbefürworterlnnen auch öf- F n  zu empfehlen, Die aktuelle 
fentlich, doß es ihnen vor allem um die Besteuerung der Haushal- Okosteuerkompogne der Ver. 
te, nicht aber der Industrie geht. bände DNR, BUND und NA- 
Verabschiedet wurde danri eine Ökosteuer, die generell eine Er- BU ist inhaltlich mit den Grü- 
mößigung für das produzierende Gewerbe (die Deutsche Bahn nen sowie Kreisen der SPD um 
AG z.B. dagegen nicht!] vonah sowie im Bereich der Privathaus- deren Umwelt-Mönner Ernst- 
halte unter anderem für die stromfressenden Nachtspeicherhei- Ulrich von Weizsöcker und Mi- 
zungen. chael Müller abgestimmt, wird 
Die benannten Ausnahmeregelungen bedeuten: von den Grünen finanziert, zu- 

@ Rabatt ~ für die, die viel Energie verbrauchen: Wer durch Pro- dem stehen einige der im Vor- 

d~ktions~rozesse oder Stromheizung relativ viel Energie ver- dergrund aktiven Personen auf 

braucht, wird belohnt. In der Praxis sind das auch Großkonzer- aussichtsreichen Listenplötze 

ne, deren Tätigkeit aus ökologischer Sicht eigentlich überwun- der SPD oder der Grünen für 

den werden sollte: Aluminium, Chlorchemie, Zement oder die B~ndesta~swahl. Für die 

Kunstdünger, aber auch die Neuproduktion von Stahl und Zeit nach der Wahl erhoffen 

Kunststoffen. Alle genannten Produktionszweige sollten aus sich die Verbände so, künftig in 

ökologischer Sicht eher verschwinden (bzw. durch Recycling- der enten Reihe stehen zu kön- 

wirtschaft, Reparatur- und Mietangebote ersetzt werden). nen als Politikberaterlnnen, Zuschußempföngerlnnen usw. Für 

Durch die Ermäßigung werden sie aber erhalten, Neuprodukti- die Spitzenfunktionörlnnen winken Amter und Anstellungen in 

gegenüber ~ ~ ~ ~ ~ ~ l ~ i ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ b ~ ~ ~ ~  ( ~ i ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ ~  u,ä,) so. Ministerien, Fachämtern, Gremien und Kommissionen. 

stehen eigennützige Interessen Institut für Okologie 

Bei näherer Analyse wird deutlich, daß die ietzt wieder- 
belebte Debatte um eine ökologische Steuerreform vor 
allem denen dienen soll, die sie führen: Der Partei Bündnis 

gar unterstützt, weil letztere die Energiesteuer voll 
zahlen müssen. 

• ~ Rabatt für die, die ~ zur Zeit immer mehr verschwenden: 
IUoch offizieller Statistik haben dieHiiEhaIte 1997 
ca. 3 Prozent Strom eingespart, während die Industrie 
den gleichen Anteil zusötzlich verbraucht hat.' Den- 
noch sollen ietzt große Teile des Industrieverbrauches 
entlastet werden (die zahlenmäßig wenigen energiein- 
tensiven Konzerne verbrauchen den Großteil der Ener- 

gie). 
Rabatt für&,-denen es gut geht: Viele der von der . ~ - ~ ~ - P  

Ermößigung betroffenen Industriezweige sind lei- 
stungsstark und fahren zur Zeit große Gewinne ein. Ih- 
nen würden Investitionen zum Rohstoff- und Ener- 
giesparen wenig wehtun. Dennoch werden sie entla- 
stet Belastet werden dagegen andere, die es schwer 
haben werden, ouf die Preissteigerungen zu reagieren 
[zumal Hilfen zur Produktionsumstellung kaum oder 
nicht vorgesehen sind). Somit ist eine zunehmende 
M~no~ol is ierung durch die Okosteuer zu erwarten, 
da viele kleinere Betriebe geschwächt werden. 

3. Hinter der Okosteuerdebatte 

Institut f U r  
. 

f, 

- .  
: ,  , .  . a . , . L .  
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Hinzu kommt, daß die Okosteuer auch in 
weiten Kreisen der Industrie bis hin zur Groß- 
industrie beliebt ist. Dadurch gelingen inzwi- 
schen gemeinsame Werbekampognen z.B. 
mit Daimler-Firmen oder Chemiekonzernen. 
Die Spenden aus dem Bereich der Großkon- 
zerne nehmen zu. 

Lobbyarbeit statt öffentlicher .. Aktion: .. . . Das 
Eintreten für die Okosteuer paßt in die Ent- 
wicklung der Umweltverbönde seit CO. einem 
Jahrzehnt. Konfrontative Aktionsstrategien 
werden gemieden. Dafür gibt es angesichts 
von Deregulierung, neuem Atomgesetz, Glo- 
balisierung usw. keinen inhaltlichen Grund, 
sondern nur den des Eigennutzes. Die Ver- 

nehmen On den Tischen der 
Mächtigen. Dadurch steigt ihre Durchset- 
zungsfähigkeit nicht, aber die individuellen 
Karrierechancen der Beteiligten, der Zugriff 
auf lnformationen und Fördergelder sowie 
Imageerfolge, weil die Mitarbeit an den Ver- 
handlungstischen suggeriert, daß das Ge- 
wicht der beteiligten Organisation entspre- 
chend hoch ist. 



4. Alternativen 
Die Okosteuer bringt in der Sache wenig und ist mij erheblichen 
Gefahren verbunden. Die aktuell vorliegenden Okosteuervor- 
schlage sind noch zusötzlich entschärft, verringern die wenigen 
positiven Wirkungen und verstärken die negativen. 
Statt der aktuell diskutierten Vorschläge für eine Steuerreform sind 
sinnvoll: 

Lineare Energietarife: Eine Ökosteuer ist in weiten Teilen über- 
f l ~ 7 ~ T n n i U r d i e s t ä n d i g e n  Subventionen abgebaut wür- 

den. So erhalten z.B. große Konzerne ihren Strom zu Preisen, 
die nur einen kleinen Teil der Kosten für Haushalte ausmachen. 
Flugbenzin ist steuerfrei. Wer viel verbraucht, erhalt also Ra- 
batt. Das widerspricht ieglichem ökologischen Ansatz und der 
Forderuna nach linearen Tarifen. Erster Schritt muß also sein. 

.J 

die Energiepreise so anzugleichen, daß nicht die am wenig- 
sten zahlen, die am meisten verbrauchen, also die Umwelt am 
meisten belasten. 
Wenn dann eine Okosteuer hinzukommt, muß sie dort wirken, 
wo die Einsparpotentiale am größten sind, d.h. bei den Groß- 
verbraucherlnnen der Industrie und überall dort, wo  Energie 
überdurchschnittlich verbraucht wird. So könnte beis~ielsweise 
pro Haushalt bzw. pro Person eine ~ r u n d e n e r ~ i e r n e ' n ~ e  unbe- 
steuert bleiben und die Okosteuer nur fur den Mehrverbrauch 
gelten, dann aber mit höheren Sätzen. Ahnlich könnte mit Be- 
trieben vorgegangen werden. Ermäßigungen für energieinten- 
sive Betriebe sind Unsinn es muß Ziel sein. diese Produktions- 
bereiche zu ersetzen (Substitution]. 
Demokratisierung des'l~aturverbrauchs: -. Natur, damit auch die 
Rohstoffe, sind Teil der menschlichen Umwelt. Die Menschen 
sinddie Betroffenen ieglicher Nutzung und Belastung. Schon 
die Ubernahme der Ent~cheidun~skompetenz in anonyme, 
nicht betroffene Parlamente und Regierungen entdemokratisieri 
die alle Menschen betreffende Frage des "Verbrauchs" von 

Natur. Noch schlimmer wird es, wenn nun Parlamente und Re- 
gierung sich selbst durch Regelungen entmachten, die zukünf- 
tig die Frage des Natur"verbrauchs" noch mehr zum Gegen- 
stand ökonomischen Handelns machen, also zu einer Frage 
des Geldes. 
Statt ökonomischer Regelungen sollte der Verbrauch von FIö- 
chen und Ressourcen demokratisiert werden, d.h. die Men- 
schen der jeweiligen Region entscheiden über die Nutzung der 
Natur, in der sie leben. Nötig ist nicht eine Okosteuer, sondern 
ein Menschenrecht auf die Entscheidungsgewalt über die eige- 
ne Umwelt. 

Quellen 
'Pre~semitteilun~ 584196 vom 3.7.1996 der Bundestogsfraktion 
Bündnis 90lDie Grünen. Redebeitrag von MdB Michaelo Hustedt 
am 3.7.1996 vor der Presse in Bonn. FR-Text am 4.7.1996: "Auch 
Grüne wollen Industrie von Ökosteuer entlasten". 

Deutscher Naturschutzring (1997): Ökologische Steuerreform, 
Positionspapier. Bonn. DNR-Kurier 611997, S. 4. 

C. Krebs, D. Reiche, M .  Rocholl (1998): Die ökologische Steuerre- 
form. Birkhöuser, Basel. 

Kurzmeldungen Tagespresse 

Text von August 1998, leicht aktualisiert nach Veränderung der vor 
der Wahl angekündigten Steuersätze. 

Emanzipatorischer Umwelkchutz steht fur okologische Strategie, die die Menschen zu den Enkcheldenden machen. 
Selbstbestimmtes Leben, eine emanzipator~sche Gesellschaft ohne Obrigkeit oder Wirhchaftsdominanz und der Schutz 
der Lebensgrundlagen gehoren zusammen. 
Ein wichtiges Element ist eineselbstkritische und kreative Diskussion um die politische Ziele und Strategien. Das hier vor- 
liegende Papier dokumentieren wir, weil es Teil unsere Debatte ist ES ist nicht die Meinung aller - darauf kommt es nicht 
an Wir wolien nicht gleichschaltet werden, und wir schalten uns nicht gleich. Wer an den Debatten teilnehmen will, kann 
das qerne Nahere Infos unter hflo~//qo.fo/umwelt und w.proiekhuerkstatt.de. 



umweltschutz im 
Zitiert: ö~o\ogirche ~teuerreform marktOri- roiektwerkstatt.de. 

entierter umweltschutr der Z.i,rhdft yommUne 9/96, {s. 45). Der htt~i'gOfOiumwe'i und 

Quelle: AUSZW.  . . -  - .:----d~;j~. o~o \os l~che r  Umbau 
f;;;; stnnid vonMMichaei Joger 
durch Bdreiung des Marktes 

ist 
O~osteuei-yonzep~ tief in der freien ~~~~~~~~~~~i~ 

~ k ~ \ ~ g i s c h e  Krise in 
in dem es die 

~~9riff.n vodfAngebot und 
~ ~ ~ h f ~ ~ &  definiert ... DOS 
ökocteuer-Kon~ept kommt 
einer " naiven Verherrlichung 
des Marktes" leider 
lich nahe. . - 

lnternetseiten 
Umwlfschutzvon unten: Unter der Adresse hi?p:!~go.iolumwel~ finden sich Texte, Projektbeschreibungen und 
mehr zur Debatte um den emanzipatorischen Urnweltschu@. 

Ökologi- viflueiiePmleHw@*tdk Ein Riesenb~reich mit Themenseiten, Terminkalendern, Adressenlispn D~~~~~~~~~~~ 
Zitiert: und Zitatesammlungen Hintergrunde und vtet viel mehr Das Besondere. Die Seite f"hrt zu allen Irhemen auch 
Sehe steuerreform Li"zu anderen Seiten auf - Wir habenkeine Lust auf Zensur und Spalterci b,s ins interne, hinein!!! Die wwwpro. 

iekWerksla%.de ist damit eine optimale Einsliegsseite, 

ab wirtsChaftsm0- sche ffWP~t0ma UloPlen. - Termine, Natruerk Hintergrunde kmnven .. www.hoppeto~se.ne[. Widerstand: Diskussion um Slraiegien von Widerstand, emonzipatnri~ 



.e Auswirkunge 

Ökologische Steuerreform: 
Motor für den Strukturwandel 
Die Ökologische Steuerreform soll einen 
grundlegenden Strukturwandel auslösen: 
weg von energieverschwendender Produk- 
tion und hin zu Energieeffizienz und mehr 
Beschäftigung. Ein solcher Strukturwandel 

wird nur dann erfolgen, wenn energieverschwendende 
Formen der Produktion und des Konsums stärker besteuert 
werden als energiesparende oder arbeitsintensive. Diese Len- 
kungswirkung ist erwünscht und der daraus folgende Anpas- 
sungsprozeß ein notwendiger Schritt hin zu einer Zukunfts- 
fähigen Wirtschaft. 

Reparaturbedürftige Geräte werden 
heute oft weggeworfen, well Ihre 
Reparatur teurer ist, als die Neuan- 
schaffung. Müilawlne und Rohstoff- 
verschwendung slnd die Folgen. 
Mit einer dkdogischen Steuernform 
wfirde sich das andern. Dle Guter 
warden in der Anschaffung teurer - 
wegen der Energie, die zur Herstel- 
lung aufgewendet werden muß. Me 
Reparetur dagegen würde wegen der 
sinkenden Lohnnebenkosten biillger. 

Ein solcher ~nnovationsschub und Strukturwandel ist auch 
aus rein wirtschaftlichen ~ d n d e n  notwendig und wird mittelfristig unsere Volkswirt- 
schaft international konkuriienzfahiger machen. Denn nur eine Volkswirtschaft, die es 
gelernt hat, mit den Ressou en dieses Planeten schonend umzugehen, kann langfristig 
bestehen. f. 
Durch eine Energiesteue/ werden viele 
arbeitsplatzintensive Wirtschaftstätig- 
keiten, wie zum Beispiel Energiesparmaß- 
nahmen, Recycling, Gebäudeisolierung 
oder die Reparatur langlebiger Güter, ren- 
tabler. Die Energiesteuer führt daher 
direkt zur Schaffung von Arbeitsplätzen. 
Durch die Senkung der Lohnnebenkosten 
wird dieser Effekt noch verstärkt. 

Die Volkswirtschaft gewinnt! 
Für die Volkswirtschaft als Ganzes wird 
die Ökologische Steuerreform positive 
Auswirkungen haben. Durch Energieein- 
sparung werden Millionen DM gespart, 
die bisher 2.B. für Erdölimporte ausge- 
geben werden mußten. Der sinkende 
Energieverbrauch bedeutet weniger 

Beispiel Clekung 

Um elne warnie Wohnung zu haben, entscheiden slch heute 
die meisten Vermieter oder Haus- und Wohnungsbesltzer noch 
immer dafllr. mhr Gas, Kohle, Stmm oder 6i einzukaufen, en- 
statt einer Firn den Auftrag zu geben, ihr Haus zu isolieren. 
Mit einer ~kol&schen Steuerreform würde slch das andern: 
die Heizungsenergie wUrde teurer werden, zugielch ware es 
eber billiger, das Haus Wieren zu lassen (admitslntenshr). Für 
den Bewohner kommt das auf dasselbe heraus: In beiden 
F&llen hat er elne warme Wohnung. Für die Umwii und die 
Volkswlrtschait ergibt sich aber ein entscheldender Unter- 
sohied: statt 61, Kohle oder ßas zu verbrennen, sind Arbeits- 
platze geschaffen worden. 
Hler lJegt ein ungeheures Potential brach: Fachleute slnd sich 
einig, daB mit besserer Isolierung die melsten Hauser mit 
weniger als der Haifte an Heizungsenergle auskhen. Mlt 
intelligenter Bauweise tmt sich der Enegteaufwand für Raum- 
wärme sogar aui deuüich weniger als ein Viertel senken. 

Umweltverschmutzung und weniger 
Naturverbrauch: Schäden in Milliardenhöhe werden vermieden. Schließlich sinken 
durch höhere Beschäftigung die Ausgaben des Staates für Sozialleistungen. 

Internationale Konkurrenz: kein Grund, die Einführung 
der Ökologischen Steuerreform zu blockieren! 
Innerhalb der Europäischen Union haben bereits die Niederlande, Dänemark und 
Schweden mit der Durchführung einer Ökologischen Steuerreform begonnen. In Groß- 
britannien, Belgien, Norwegen und Finnland wurden Ökosteuern eingeführt und erste 
Schritte in Richtung Ökologische Steuerreform unternommen. Deutschland wäre also 
keineswegs ein Vorreiter. im Gegenteil: unsere Nachbarn warten darauf, daß wir mitziehen. 

Immer wieder wird behauptet, daß hohe Energiepreise ein Nachteil für die nationale 
Wirtschaft darstellen. Daß dies nicht wahr ist, zeigt das Beispiel Japan. Dort gibt es seit 



langem die weltweit höchsten Energie- 
preise. Japan hat dies nicht geschadet. Es 
gilt heute als eines der wirtschaftlich er- Das Beispiel Dänemark 
folgreichsten Länder der Welt. Auch ande- 
re Länder mit hohen Energiepreisen wie 
z.B. Belgien, Niederlande oder Dänemark 
stehen im internationalen Vergleich nicht 
schlechter da. 

Dennoch gibt es in Deutschland einzelne 
energieintensive Unternehmen oder Pro- 
duktionszweige, die wegen der intematio- 
nalen Konkurrenz von einer Ökologischen 
Steuerreform besonders betroffen wären. 
Die Gefahr besteht, daß diese Unterneh- 
men ihre energieintensive Produktion ins 
Ausland verlagern, solange dort noch 
keine vergleichbaren Energiesteuern erho- 
ben werden. Solche Nebeneffekte sind aus 
verschiedenen Gründen kontraproduktiv: 
In Deutschland gehen durch die Produk- 
tionsverlagerung Arbeitsplätze verloren, 
der Ökologischen Steuerreform fehlt ein 
Teil des Steueraufkommens und außerdem 
wird die Umweltverschmutzung lediglich 
ins Ausland verlagert. 

In Dänemark gibt es Energiesteuern bereits seit 1977. Seit 1994 
hat Dänemark in mehreren Schritten eine Ökologische Steuerre- 
form durchgeführt. Ziel ist es, die Ko'hlendioxid-Emissionen bis 
zum Jahr 2005 um 20% zu verringern. 
EingefLihrt wurde unter anderem eine Energiesteuer, die vor allem 
von privaten Haushalten und der öffentlichen Hand entrichtet 
werden muß, sowie eine Kohlendioxidsteuer, die allgemein, d.h. 
auch von der Industrie, erhoben wird. 
Ausnahmeregelungen für besonders energieintensive Produk- 
tionsprozesse wurden vereinbart: Für sie gilt je nach Energieinten- 
sität eine niedrigere CO,-Steuer. Voraussetzung für diese Aus- 
nahmen für die Industrie sind fest vereinbarte Energiesparinvesti- 
tionen. 
Gleichzeitig wurden verschiedene Steuern und Abgaben (insbe- 
sondere auf den Faktor Arbeit) gesenkt und ein Fonds zur Unter- 
stützung von Energiesparinvestitionen eingerichtet. 
Bislang hat sich dieses System als praktikabel herausgestellt. Es 
wird erwartet, daß Danemark - möglicherweise als einziges Land 
Europas - das CO,-Reduktionsziel von 20% bis 2005 erreicht. 
Negative Auswirkungen auf die Wirtschaft sind bislang nicht fest- 
stellbar. Die Arbeitslosigkeit ist seit 1993 um zwei Prozentpunkte 
gesunken und das Wirtschaftswachstum lag 1995 über dem 
Durchschnitt der Industrieländer. 

Diese Argumentation wird jedoch oft miß- 
Quelle: Handelsblatt 2.4.1996, Dr. Lutz Metz, 

braucht um die Einführung der ökologi- 
Fonshungsnelk "mweltpoliti~, Uni Berlin 

schen Steuerreform als Ganzes zu blockie- 
ren. Der DNR fordert daher die Industrie In einer Stellungnahme betont das dänische Wirtschafts- 

auf, genaue Daten über die erwarteten ministerium: "Die Erfahrung über mehrere Jahre mit grünen 

Nachteile vorzulegen und in einen kon- Steuern in Dänemark zeigt, daß wir unserer Wettbewerbsfähigkeit 

struktiven Dialog darüber einzutreten, wie nicht geschadet haben. Zusätzlich verzeichnen wir neue Exporte 

Nachteile gegenüber dem Ausland ver- im Umweltbereich." 

mieden werden können. 

Der DNR lehnt es ab, die Industrie generell von 
der Zahlung der Energiesteuer zu entbinden. 
Selbst extrem energieintensive Betriebe haben ja "... Wir neigen alle dazu, Sundenböcke zu suchen, und 

wegen der Senkung der Lohnnebenkosten niedri- Europa ist dafür besonders geeignet ... Deswegen wer- 

gere Arbeitskosten und sollten deshalb wenigstens den wir in Fragen der okologie und des sparsamen Res- 

einen Teil der Energiesteuer bezahlen. So wird sourcen-Verbrauchs auch nicht auf das Instrument von 

zumindest ein Teil der Lenkungswirkung erhalten. sogenannten Alleingängen verzichten konnen ..I' 
Wdfgang Schäuble, CDU 

Um eine Abwanderung von energieintensiven 
Branchen zu verhindem, könnte eine Ausnahme- 
regelung folgendermaßen aussehen: je energiein- 
tensiver die Produktion, desto geringer der Steuersatz pro Energieeinheit. Für verschie- 
dene Branchen wird ein gestaffelter Steuersatz geschaffen, der sich an der Energie- 
steuerintensität, d.h. dem Anteil der zu zahlenden Energiesteuer an der Bruttowert- 
schöpfung, orientiert. 

Die Ausnahmeregelungen sollten zeitlich befristet sein und sofort zurückgenommen 
werden, wenn im europäischen Ausland ähnlich hohe Energiesteuern wie in Deutsch- 
land erhoben werden. 

In diesem Zusammenhang fordert der DNR die Bundesregierung auf, sich nachdrück- 
lich für eine Ökologische Steuerreform in ganz Europa einzusetzen und zugleich in 
Deutschland mit einer Ökologischen Steuerreform zu beginnen. Die Ökologische Steu- 
erreform kann jederzeit in Deutschland eingefuhrt werden, ohne daß auf eine europä- 
ische Regelung gewartet werden muß. 



Ausgleich sozialer Ungerechtigkeiten 
Die ökologische Steuerreform kann nicht zugleich alle sozialen Ungerechtigkeiten 
unseres Steuersystems beseitigen. Das muß in anderen Reformvorhaben angegangen 
werden. Wichtig ist aber, daß durch die Ökologische Steuerreform keine zusätzlichen 
sozialen Ungerechtigkeiten entstehen. 

Insbesondere Menschen, die nichts oder wenig verdienen, könnten durch die Erhöhung 
der Energiepreise mehr belastet werden, als sie durch die Senkung der Lohnnebenko- 
sten entlastet werden. 

Ein Teil der möglichen Ungerechtigkeiten wird bereits heute dadurch abgefangen, daß 
zum Beispiel das Arbeitslosengeld und die Renten automatisch an die Nettolöhne ange- 
paßt werden. Die Nettolöhne würden nämlich bei einer Ökologischen Steuerreform 
steigen, da die Arbeitnehmerbeiträge zu den Sozialversicherungen sinken werden. Ob 
diese Anpassung allerdings ausreicht und ob sie für alle Bereiche zutrifft, muß erst 
noch im einzelnen untersucht werden. So erfolgt zum Beispiel bei der Sozialhilfe und 
beim BAföG keine automatische Anpassung. 

Soweit sich die Ökologische Steuerreform für Haushalte mit niedrigem Einkommen 
negativ auswirkt (insbesondere bei Rentnern, Arbeitslosen, Sozialhilfeempfangern und 
beim Bafög), soll dies über die Erhöhung der Sozialtransfers ausgeglichen werden 
(finanziert aus dem Energiesteueraufkommen der Ökologischen Steuerreform). 

Regionale Anpassungsprobleme und Förderprogramme 
Der Strukturwandel, der durch die Ökologische Steuerreform ausgelöst wird, kann in 
einzelnen Regionen zu besonderen Anpassungsproblemen führen. Der DNR ist daran 
interessiert, hierüber mit Gewerkschaften, Industrie, sozialen Organisationen und Politi- 
kern in einen intensiven Dialog einzutreten. Die Probleme des Strukturwandels, den wir 
aus ökologischen und ökonomischen Gründen für unabdingbar halten, müssen 
gemeinsam überwunden und getragen werden, ohne daß sozial schwache Bevölke- 
rungsgruppen benachteiligt werden. 

In diesem Zusammenhang können Anpassungs- und Förderprogramme notwendig sein. 
Regenerative Energiequellen und die Energiespartechnologie sollten durch Förderpro- 
gramme unterstützt werden. Die verstärkte Förderung des ÖPNV und der Bahn ist zur 
Unterstützung der ökologischen Verkehrswende sinnvoll. 

Um die Aufkommensneutralität der Ökologischen Steuerreform nicht in Frage zu 
stellen, fordert der DNR jedoch, diese Programme nicht aus dem Energiesteuerauf- 
kommen, sondern aus allgemeinen Haushaltsmitteln zu finanzieren und gleichzeitig 
ökologisch schädliche Subventionen und Staatsausgaben in gleicher Höhe zu streichen. 

va%>%t~k'hcs, * *,- *> 

Beispiel ökoio$EdclZe Landwirtschaft 
**hw& Im Gegensatz zur indarstrlerllen Landwirtschaft, die mit 

"3i ,  
1.h hohem EinsetZ vOn Dilngemitteln und Pestiziden (d.h. 

energieintensiu) arbeitet, ist die 6kotogische Landwirt- 
schaft mr  albm arbeitsblensiv. Nach der Einführung der 
8 Ökologischen Stwwreform werden deshalb Nahrungs- 

mittel vom ~ k a b a i u ~  vergleichsweise billiger sein. Die 
+ dkdoglsche Steuerreform f6rdert zugtelch die lokale Ver- 

marktung, weil die l?ra.nspbi"tkosten steigen werden. 
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'werden. wichtig ist aber, 'daß durch die Ökologische Steuernform keine zusäizlichen 
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sozialen Ungerechtigkeiten . . entstehen. 

Insbesondere Menschen, die nichts oder wenig verdienen, könnten durch die Erhöhung 
der Energiepreise mehr belastet werden, als sie durch die Senkung der Lohnnebenko- 
sten entlastet werden. 

Ein Teil der möglichen Ungerechtigkeiten wird bereits heute dadurch abgefangen, daß 
zum Beispiel das Arbeitslosengeld und die Renten automatisch an die Nettolöhne ange- 
paßt werden. Die Nettolöhne wiirden nämlich bei einer Ökologischen Steuerreform 
steigen, da die Arbeitnehmerbeiträge zu den Sozialversicherungen sinken werden. Ob 
diese Anpassung allerdings ausreicht und ob sie für alle Bereiche zutrifft, muß erst 
noch im einzelnen untersucht werden. So erfolgt zum Beispiel bei der Sozialhilfe und 
beim BAföG keine automatische Anpassung. 

Soweit sich die Ökologische Steuerreform für Haushalte mit niedrigem Einkommen 
negativ auswirkt (insbesondere bei Rentnern, Arbeitslosen, Sozialhilfeempfangeni und 
beim Bafög), soll dies über die Erhöhung der Sozialtransfers ausgeglichen werden 
(finanziert aus dem Energiesteueraufkommen der Ökologischen Steuerreform). 

Regionale Anpassungsprobleme und Förderprogramme 
Der Strukturwandel, der durch die Ökologische Steuernform ausgelöst wird, kann in 
einzelnen Regionen zu besonderen Anpassungsproblemen führen. Der DNR ist daran 
interessiert, hierüber mit Gewerkschaften, Industrie, sozialen Organisationen und Politi- 
kern in einen intensiven Dialog einzutreten. Die Probleme des Strukturwandels, den wir 
aus ökologischen und ökonomischen Gründen für unabdingbar halten, müssen 
gemeinsam überwunden und getragen werden, ohne daß sozial schwache Bevölke- 
mgsgruppen benachteiligt werden. 

In diesem Zusammenhang können Anpassungs- und Förderprogramme notwendig sein. 
Regenerative Energiequellen und die Energiespartechnologie sollten durch Förderpro- 
gramme unterstützt werden. Die verstärkte Förderung des ÖPNV und der Bahn ist zur 
Unterstützung der ökologischen Verkehrswende sinnvoll. 

Um die Aufkommensneutralität der Ökologischen Steuerreform nicht in Frage zu - 
stellen, fordert der DNR jedoch, diese Programme nicht aus dem Energiesteuerauf- 
kommen, sondern aus allgemeinen Haushaltsmitteln zu finanzieren und gleichzeitig 
ökologisch schädliche Subventionen und Staatsausgaben in gleicher Höhe zu streichen. 



Gegen das Kyoto-Protokoll 

Das Kyoto-Protokoll ist nichts als neoliberale Luft 
(Stellungnahme des Instituts für Ökologie gegen iias Klimaschutz-Protokoll von Kyoto) 

Wer fur den Klimaschutz ist, muß gegen Kyoto sein. Denn es schafft keinerlei Verbesserung der 
Schadstoffausstösse, sondern eine weitere Verschlechterung wird zugelassen. Wer zudem eine gleichberechtigte 
Gesellschafi und ein freies Leben aller Menschen mit gleichen Möglichkeiten will, sollte gegen das 
Kyoto-Protokoll kämpfen. Denn es zementiert Ungleichheiten bzw. verschärft die Ausbeutungsverhältnisse. 

Das Hauptargument gegen Kyoto: Noch mehr Kapitalismus! 
Neoliberalismus bezeichnet eine Modernisierung und Ausdehnung von Verwertungslogik. Innerhalb weniger 
Jahre sind wesentliche bisher dem Staatshandeln (Verordnungen, Gesetze) und der Privatsphäre zugeordnete 
Bereiche marktwirtschaftlichen Logiken, vor allem der totalen Verwertung zum Zwecke des Profits unterworfen 
worden. Dazu gehört die Verwertbarmachung bisher eigentumsloser Flächen, Rohstoffe wie Wasser und Luft oder 
2.B. der Gene. 
Lufi ist nicht so einfach direkt zu verwerten, weil sie nicht greifbar ist. Daher haben sich die ArchitektInnen des 
totalen Marktes (Neoliberalismus) im Zuge der Klimaschutzverhandlungen etwas Cleveres einfallen lassen: Nicht 
die Luft selbst soll vermarktet werden, sondern das Recht, sie zu verschmutzen. Irn Kyoto-Protokoll geht es um 
treibhauswirksame Gase, allen voran das COz, aber auch noch andere. Gemessen wird alles in CO2-Äquivalenten. 
Damit werden die Voraussetzungen fiir eine Vermarktung der Luft geschaffen. Diese wird nicht mehr länger allen 
gehören, sondern das Recht, Luft m belasten, wird kauf- und verkaufbar - und damit auch akkumulierbar. Das 
Recht auf Luftbelastung wird Stück fiir Stück in die Hand weniger übergehen, eben der zahlungskräftigsten und 
durchsetzungsstärksten Konzerne. Kyoto bedeutet daher eine Ausdehnung der Vermarktungslogik - und ist somit 
eine klassische Form des Neoliberalismus. 

Zweites Argument gegen Kyoto: Stärkung moderner Kolonialpolitik 
Die weiteren Mechanismen des Kyoto-Protokolls sehen vor, daß Modernisierungen von Industrie und viele 
Großinvestitionen in den Nicht-Industriestaaten den Industrienationen Vorteile bringen. So sollen neue 
Atomkraftwerke, Riesenstaudämme, Forstplantagen statt Urwald und vieles mehr als Klirnaschutz angerechnet 
werden. Dieses wird das Interesse an der fiemdbestimmten Industrialisierung der Nicht-hdustrienationen steigern. 
Die Menschen in den betroffenen Ländern dagegen werden an Mitgestaltungsmöglichkeiten verlieren, da sie 
niemals selbst Träger der CO2-Zertifikate sein können. 
Hinzukommt die schon im ersten Punkt angesprochene Akkurnulierbarkeit der Ca-Zertifikate. Langfristig, wenn 
für alleStaaten Obergrenzen definiert werden, schnürt das die Entwicklungsmöglichkeiten der ärmeren Ländern 
Stück ft'k Stück ab. In Zusammenhang mit den Ungleichheiten weltweit, u.a. der Verschuldungen, dürfte klar sein, 
wer wen dazu zwingen wird, die eigene CO2-Zertifikate an die reichen Länder und deren Konzerne zu verkaufen - 
und selbst dann rechtlich verbindlich abgehängt zu werden. 

Drittes Argument gegen Kyoto: Noch mehr Treibhausgase 
Die Industrienationen (einschließlich der Länder des ehemaligen Ostblocks) sollen im nächsten Jahrzehnt ihren 
Ausstoß um 5,2 Prozent verringern. Schon diese Zahl wirkt peinlich, haben doch selbst offizielle Stellen der UN 
festgestellt, daß eine Verringerung um 60 oder gar 80 Prozent notwendig wäre. Doch tatsächlich sind die Zahlen 
noch schlimmer: Dank vieler Schlupflöcher, der Möglichkeit, Verschmutzungsrechte zu verkaufen und damit auch 
tatsächlich alle Verschmutzungsrechte voll auszunutzen und dem unglaublichen Vorschlag, z.B. durch 
Anpflanzen von Wäldern in ärmeren Ländern gleichzeitig in den Industrienationen mehr C02 ausstossen zu 
dürfen, ist trotz das Ziel von 5,2 Prozent Verringerung auch dann einzuhalten, wenn in Wirklichkeit eine 
Steigerung der Emissionen erfolgt. Zudem: Alle anderen Länder können zudem ihren Ausstoß beliebig erhöhen - 
was vor allem bei den Ländern erhebliche Mehrbelastungen bringen dürfte, die in den letzten Jahren durch 
maximale Industrialisierung versucht haben, den Anschluß an die Industrieländer zu schaffen -und dabei, oft 
unter dem Druck der reichen Lgnder und ihrer Knebelorganisationen wie WTO oder Weltbank, krasse 
Ausbeutungsverhältnisse der Menschen sowie Zerstörungen der Umwelt eiskalt in Kauf genommen haben. -, 
Konzerne der Industrienationen können emittierende Fabriken einfach in ärmere Länder verlagern, z.B. in die dort 
schon entstehenden Maquilas, quasi rechtlose Zonen der totalen Ausbeutung von Mensch und Natur. 



Viertes Argument: Rechtlich abgesichertes Treibhaus 
Mit dem Kyoto-Protokoll wird eine Vermarktungslogik von Lufiverschmutzungsrechten eingeführt. Es ist zu 
erwarten, daß auch flir sog. Entwicklungsländer in weiteren Phasen des Kyoto-Prozesses Obergrenzen definiert 
werden. Dann wird vollendet, was jetzt beginnt: Stück fur Stück werden sich die Reichen die Emissionsrechte 
sichern - und damit nicht nur das Recht, Umwelt weiter zu zerstören, sondern auch die Chance, sich weiter zu 
industrialisieren. Die globale Ungerechtigkeit könnte steigen. Die Industrienationen verrechtlichen ihre 
Umweltzerstörung - Kyoto ist die rechtliche Absicherung des Weiterbetriebs der Verschmutzungsanlagen (und 
die Parallele zum Atom"konsens" unübersehbar). 

Fünftes Argument: Die Kyot+Debatte lähmt anderes 
Die Klimadebatte der Vereinten Nationen verschlingt gigantisches Potential - zeitlich, materiell, finanziell und 
nicht zuletzt an Tausenden von Menschen, denen der Klimaschutz wichtig ist. Das geht soweit, daß inzwischen 
sogar die meisten Umweltverbände (zumindest in Deutschland) voll auf Kyoto und immer mehr auch voll auf die 
verantwortlichen Politiker in Bundesregierung und EU setzen - eine absurde Situation angesichts dessen, wer 
eigentlich weltweit die Scharfinacher in Sachen neoliberale Verschärfung, Erhöhung sozialer Ungerechtigkeiten 
usw. sind. 

Der Streit EU - USA verschärft alles 
Auch wenn es eher machtgeile Mackerigkeit von US-Präsident Bush war, das Kyoto-Protokoll anzugreifen, ist es 
zur politischen Strategie gewandelt. Denn der Streit bringt nur Vorteile: 
- das Protokoll wird weiter verschlechtert, um die Verschlechterungen dennoch als Kompromiß sogar abfeiern 

zu können. 
- Nicht-lndustrieländq werden vollends zu Statisten, die nur noch auf die "großen Führungsnationen" gucken 

(zu gucken haben!). 
- vorher noch im Detail kritischen Umweltverbände, viele Medien usw. sind jetzt zu plumpen Helfern der 

EU-Regierungen geworden. 

Fazit: Wer für das Kyoto-Protokoll ist, ist für die Ausdehnung von Verwertung und Herrschaft. für neokoloniale 
und neoliberale Praxis. Mit emanzipatorischer Politik hat das nichts zu tun. Kurzfristig ist nötig, Kyoto zu 
verhindern. Stattdessen: Endlich wieder Umweltschutz einfordern und verwirklichen! Staaten und Konzerne sind 
Verursacher der Umweltzerstörung und sozialen Ausbeutungsverhältnisse. Die Vereinten Nationen sind ein Pakt 
derer, die Neoliberalismus wollen, die Welthandels- und militärischen Kriege führen usw. Sie können niemals 
unsere Partner sein. Sie sind unsere Gegner. Umweltschutz muß von unten kommen! 

Infos: Ö- unkte Sommer 2001 zum Schwerpunkt "Profit statt Klimaschutz" (4 DM in Briefmarken bei Ö- unkte, 
Ludwigstr. 1 1, 35447 Reiskirchen). 
Informationen zum Klimagipfel, Resolution gegen das Kyoto-Protokoll und ein Alternativentwurf unter 
~~w.proiektwerkstatt.de/aktuell.html, Umweltschutz von unten: http://go.to/umwelt. 
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Der globale Klimawandel ist bereits jetzt zu spuren Die Anzahl von uberschwemmungen wie die jungste Flut in Mosam- 
bique, die Anzahl an großen Sturmen wie die Hurrikans in Mittel- und Nordamerika Hitze und Kaltewellen (Mongolei) 
nehmen zu Jahrlich sind es heute bereits doppelt so viele wie noch vor funf Jahren 
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sche Schulda Liufaddierl Der Aufbau ihsei 
Industrie \ii irde dui-cligefuhi-1 durch die 
kocteiilose bzi\ koxleiigeriiige Ausbeu- 
lung von lic~;c;ourceii (Zrbeilskrafle Roh- 
sloffe)dei h~iloiii,ilgebiele i)ieseAusbeu- 
tuiig ddliei i Iieule in niidereii iorn ien an 

I)ie s l ~ i l , , l e i i  !\us\iii,kungen de i  glo- 
bdien klii i i~i\\niidels Iiegl auf deii Schul- 
Lei-n de~- EiiL\i ic kluiigs- und Sch\\.elleiilan- 
dei-n Beieil,- Iieule hdben 1.7 Milliarden 
hleiischen Ieineii direklen Lugang zu 
\'\,isser. 1111 jnlire 21125 \ \erden es 3.5 hlilii- 
ardeii bleiirt lieii sein Ila kling1 es z! - 
ni:ch. dnsi i i i  i ~ i k u r i f l  dd:; \\asser iidch 
Aiigeboi uiid Lnclifi-dge geli<indell wird 
\Inssei.sei Z\\AI-einGrund-. nichlaber ein 
hlenscheiirechl I)er Hedarf an Kdsser 
~ i r d  alc einei der I-Iauplkoiifliklursdchen 
des 21 Jahiliiiiiderls progncislizierl 

Bereils in deii nachsleii 10Jdhien inuss 
iiiil 1511 Millioneii L~ni\veltfluchllingeii ge- 
rechnet \ \eidei i  L~rri\\ellfluchlliiige sind 
iiichl dls Fluclilliiige aiierkaiinl und \\'er- 
den deshdlb iiichl dufi;enoinnieii 

\'\edel. \ i i i i i  :.ich die 1iidu~;lrielander ihrer 
\e ian i \ \or  t ~ i i i ~ ;  bei\ ~ i t< t  noch clelleii sie 
eiiispieclieiidc Millel bereit. uiii die Lrsd- 
cheii fui- die \ei.lieiburig einzudainnien 
In der ';dhdra-ione breitet !;ich die \Yuste 
sehr sinrk ALI, uiid \.ei-ur:;dchl jedes ]dhr 
~riileausfalle i i i  e:ier Hohe von 4[1 Milliar- 
den I!';-I)olI~!! 1111 eiiiein 10-jahrigen Prd- 

\ o n  loh ~ i l i d r d e n  1)ollar konnle \ i c i  I \o l -  
ler Lebensrauiii gerettel \ \ e i  den dieie 
Geldei ctehen aber nicht zur \erfuguiig 
Cerade bei der H uslen-Probleninlik spiell 
der Finflu13 der Industrieldiider init »i\est- 
liehen« Anbaumethoden dem 7nnng zuni 
Anbdu von Cash-Crops zur Schuldeiilil- 
gung uiid unuberleglen bTnl\i irLluiigshil- 
feprojekteiiii eine groRe I?olle 

Arrnei e Lander sind bei e3iieiii Auf li e- 
teil von NalurLalastropheii \\e\enllich 
vulnerabler (~ei letzl ichei ) nls liidu- 
ctrielander Ilies kdnn einfach niii Heispiel 
der Hui rikdiic hililch und George \erAn- 
cchaulicht \+erden Heide Huriikniic li,il- 
len et\\a die gleiche \\indslnrle In Uicd- 
iagun sind 50 0l)ll Meiischen geitorben 
und ddc Land nurde \\ i i lschdfl l i r l i  uni 50 
Jahre zurucl. genorfen 111 den l '>A  sind 
\\eiliger als 21' Menschen gestorben die 
iiieislen vermutlich aufgruiid boii ller7in- 
farklen Iler finanzielle Cchddeii ist uni 
ein \ ielfaches großer dls in Nicaidgua isl 
aber gedeckl inillels \eisicheiungen 

Neokolonialismus 
\+elt\ieil soll der L0  -4usstot; uiii 5 2 % 

reduziert herden Noch dnion dusge- 
noiiinien sind Enl~+icklungs- und Tianc- 
formalionslander Der F i n b ~ u  \ on I iller- 
anlagen oder die Fnl i i  ickluiig boii iieuen 
Ireibhausarmen Technologien isl fui die 
Induslrielander iin eigenen Ldnd sehr 
{euer Llm die Kosleii so gering ii ie niog- 
Iich zu hallen \\olle11 cie iii Fnln 1cklung:- 
lander in\ eslieren und sich die Ti eibhdus- 
gncredulilion fur ihi eigene5 l aiid dri- 
rechnen lassen \'\enndaseril:piecheride 
Ldnd iii Zukunfl selber kedullioiien \ o i -  
nehme11 nius\ \+erden die ko5ien uiii ein 
\ ielfnches hoher liegen dlsfui die Iniesti- 
Iionslander jelzl 

Ein \\eitere1 neokoloniaIi~Li~,iher 4iisdLz 
isl die Anrechnung \o l l  sogen,iiinlen 
L0,-Senke11 in diesein Fall u n giol:e 
\',nldei Pflanzen und Hduiiie binde11 koli- 
lendiokid in ihren Zellen 5elzeii e5 nber 
\I ieder frei sobdld sie absterben \\ issen- 
cchafller arbeileii beieils jelzl dn Gen- 
lecliniccli inanipulierten Haunieii die ei- 
nerseils schneller ndchsen zum drideien 
mehr Kohlensloffdioxid speicheln In  
Enl\\ icklungslandei n konnten einer ceits 
bestehende Li alder abgeholzt \\erden uni 
geiilechiiisch mdiiipulierle linuiiien An- 
zupflanzen zum anderen g r o l e  I.ldclien 
nieder dufgeforstel \ \erden Iliese kur i -  
f i  islige »CO,-Reduktioiic \ \  ui de den Le- 
berldndern \\ iederum <iiigeiechnet ne i  - 
den Die Nehrnerlander ier l ieien iiiil die- 
sen MnRnahiiien aber auch die hulzui igi-  
I echle an den leils sehi gi ol{en Lebieteii 
zum dndeiendroheii Gefnhi eil durc l i  I ie- 
,ige Monokultureii 

Literatur 
ineh; LO re- 1 fduziert als sie ei- Gliese J (2000) 

gentlith inußlen Ale Paradebei- Pie Soirale von Armut 
spiel gilt RuRland dessen Mirtschafl seit und Urnweltzer 

8 " 
1990 koinplell zucaitiniengebiochen ist 
Dieser »l!eduktionsuberschul3i~ kann an 
dei Hoise \erkauft \ \erden haufei koii- 
neneinitial inehr abei nur dieLdiider sein 
die auch das enlsprechende Geld besit- 
zen 

Meeresspiegelanstieg 
hlil der Erhohung der Meereiteinpeialui 

dehnt sich das \\asser slarlier dus und dei 
Meeresspiegel steigt (das Abschmelzen 
der Polkdppen is l  \I issenschafllitti stdik 
umslritlen) Um dieDeichein 1)eulschland 
nur um einen Meter zu ei hohen ii urde es 
bereits mehrere Milliarden DM lioslen 
Zeilgleich \i ird in  Barigladesh die ln\esti- 
Lionen der letzlrn 411 Jahren ~ern ich le l  
\ \erden \'iele Inielslaalen sind in  ihrer 
Fxislenz bedrohl 

Fazit 
Die Hauplschuld an1 globalen K l i i i i d \ \~n -  

del l r ~ g e n  die Industrielandei die ~Lnrk-  
sieii Aus\\ i r ku i i gen~erde i i  Fnl\~iclilungs- 
und Sch\\ellenldnder spuren I)ie Indu- 

d!?um 
Desertifikation und ih- 
re Folgen in Ila (Zeit 
schriii der nformoti 

onsstelle Loteinameri 
ka) 

Sept 2000 was- 
rer1Wuste C bf 

Quandt M (2000) 
Das blaue Gold 

Der P(oor)-FGtpfel 
fordert weltweite 

~Wasrerdernokrotie. 
In Ila (Zeitschrift der 

Informationsrtelle La 
teinameriko) 

Sept 2000 War- 
serIWuste 

s 20-22 

Zu d e n  drei rnorkfwlrkschafilichen Me- 
thoden lrn Kyotoprotokoll (Handel, 
Joint irnpiemenlatlon, CDM) 
Der Emksionhandel, die Gemeinsame Umsetzung und 
der Mechonisrnus fur umwelwenragiiche Entwtck ~ n g  
(..) verfüaen zweifellos uber alle Voraussetzunaen "rn 
$&zu dk wichtc$ten Elementen des ~limore&mes zu 
entwickeln. Ihre politische Bedeutung kann wohl kaum 
zu hoch bewertet werden Mit der Nutzung dteser In- 
strumenta wtdSich das Klimaregirne von einer in erster 
Linie auf den Umweltschutz gerlchteten Vereinbarung 
In efwn ,harten. Wlftschaftsvertrag verwandetn. Es wä- 
re denkbar, dass der CDM eines Tages in Konkurrenz 
zdr rnultiklteraen Enlw~cklungsriilfe tritt Mit der Scnof- 
fum eines Svstems f¿r den Hanael m t Em sstonen (,na 
ob{eletteten Proo~kten wie Termlngeschaften) ahnte 
ein riesiger neJer Morkt entsrehen. olif dem umfangre- 
che Hnorutramaicttonen stortf nden 

I (aus dito. S 350) 
I 

ilrieidiider slellen eich nicht der ierdnl -  
\\orlung sondern ier iucl ien rnil sehr 
frdg\i urdigeii Maßnahineii Piofile zu er- 
zielen 



Resümee der Klimakonferenz in Bonn 
chlechte Aussichten 

nios ... kopfschüttelnd zogen zum Ende der ersten Woche Aktivistlnnen aus verschiedenen Basis-Umwelt- 
n Bilanz. Der Protest gegen das neoliberale Kyoto-Protokoll wurde kaum bemerkt, selbst auffällige Aktionen 
Medien als #Pro Kyotou rübergebracht. Und das. wie Rückfragen bei den Redakteurlnnen ergaben, durchaus 
ch. Hinzukamen die Umweltverbände, die keine eigenen Positionen mehr vertraten. sondern nur noch als 

gen für Umweltminister Pittin und die EU agierten. So lief von Beginn an alles nur noch darauf hinaus. 
das Kyoto-Protokoll durchzubringen - egal wie. Schlecht war es schon vorher (siehe 
Punkteu zum Schwerpunkt wKlimaschutzc). Wahrend der Ver- . ,, . , . - . , ... . 

. . .,. ,. . . handlunnen wurden es weiter ausgehöhlt. Doch Re- , . . . .. . .  .... . . .  . .. 

inil Tieibhnu .f,n~eniis.;ionen Ir i l isch Fr 
1st jedoch iii i lt lei\\eile ein Faktum - un- 
dblinngig !oiii K\oto-l'rotokoll bereiten 
souohl die I ~iiopni5che Lnion \ \ ie  auch 
die rol-gi uile Huridesregiei urig die Ein- 
fuhrung eine, I ii i issioiithandelss~stenis 
\or Der I niicsioiislinndel hat einen 
giol3en \«I [eil hlit rinein solchen In- 
ctruineiit i i i i d  hlirnaschutz 111 die Spra- 
che dei \ \ i r l  (hn f l  - ~ i i i d  die heii>,t Leld 
- eingefuhi i I )nd~i i r l i  hnt die \\irtschnft 
eiiieii Aiirei/ t i~ i i idhc i i~ i l i  ZU nidchen 

(Manfred Treber Gerrnanwafch in 

seiner Rede arn 15 7 2001 in BonnJ 

Bosse für Kyoto: ne-mission 5% 

\urd Leorge \\ llush nicht gefal- 
len aber l , i i  l ioiin beini kliniagipfel 
k~ i i i p f t  eine \ \ i i l ~ , chn f l i i n i t i a i i ~~e  fur das 
k>olo-Pi.oloki,ll Leorgc \V Busli lehnl es 
init der Hei:i ~i i idung nb es ?chdde der 
Nirtschnfl 

Bitte um Hilfe , 

hen das dridei? 5ie Iidberi sith zum \er- 
band »e-iiiisiioii 55ii zusaninieiige- 
schlossen Llabei sind Ilie Ileutiche Tele- 
kom der Gerliiig-Koiizei n die Deutsche 
Bank der Otto-Lersnnd und die 5ch\\ei- 
zer HanI Sarasin Gerd Teiizei Lorstand 
der Deutschen Telekoni und einer dei 
Hauptinitiatoien der \\irtschnfIsinitiati- 
l e  sagt »[las schnelle i2achstuin unseier 
In i l ia t i~e zeigt dass die \\irl,chdfl einen 
verbindlichen iiiteriinliondlen Patiiiien 
fur deii Klimaschutz brnucht uni die In- 
\esi i i ionikraf l  z u  sinrken uiid die \bell- 
be\\erb3fdhigkeil rii iichei 11 ii 

Iler Vame iie-iiii.;iion 5 5 ~  bedeutet 
55 Lander muc,en dn, h~olo-Protolol l  
unlerbchieiben und diese 55 Ldnder 
iiiussen zusamiiien 55 Piozent der 
Treibhdusgdse eiiii l l ieren f)ie iie-missi- 
«n 5511-Mitglieder hnben einen Iahre- 
suiiisdtz \on  41111 Millididen Ilollni Ihre 
Znhl iknchst bis da? h\olo-l'tolokoll in 
Krafl getreten isl Sie hoffen jetzt duf 
den lotidnnisbuig-Gipfd »fJio plu! ION ini 
Jahr 21102 - 111 Jahie nach dein eryleii 
Uin\\eligipfel iri Rio 1992 

Dr Franz Alt 

(Iürgen Triftin, Bundesurnweltrnini- 
ster, in der Grunen-Zeitung ))KlirnaZeitcO 

bei auszuloteii \ l ie  sich bei einer 
\ei\~eigerungsliallung der L5A eine 
schnell~tniogliche I'atifizierung des Kio-  
to-I'rotokolls nuch ohne die \ereinigten 
Staaten ei zielen lasse 

(PDS-Presseinfo zu einem Antrag im 
Bundestag 14/65760J 

Liii\veltverbande draiigeii duf Katifi- 
zieruiig des k!oto-Pi-otokoll: 

Sechs Umi~\~eit~chutzorgdnisdtionen 
haben sich in1 Lorfeld des EL-Gipfels aii 
Ruiideskanzlei. Gerhard Schi-oder ge- 
ivandt In  einen1 offenen Hrief foi-dern 
IICND. NIlR. Gerrndn\vatch Greenpeace. 
Nabu und \VWF ein klnres Rekenntnii; 
zuin Kyolo-['rotokoll 

(Presseinfo des WWF Deutschland. 
veröffentlicht von ots arn 11.6.2001J 

Computer in Bonn geklaut! 
Wohrend der Klimokonterenz wurden aus den sich genommen hot - zumol noch weitere Be- der Aktionen brauchen mochten wir um Hilfe 

Buro und den1 MediaCenter der Aktivistlnnen obachtungen darauf hindeuteten daß Spitzel bitten Wer kann ein oder zwei Laptops als Spen 
zwei Laptops geklaut - und zwar am hellichten immer mit von der Partie waren de organisieren? 
loge mitten In' Betrieb Da nicht die Nun m d  wir nicht eingeschuchtert aber um Sie sollten nicht allzu olt sein da zB 486er mit 
Computer die der Oußen) wich wichtige Gerote armer Da wir nicht einfach so DIP Programmen zum Layouten wenig anfon 
t i~s ten entwendet wurden gehen wir das Geld haben uns neue Computer zu kaufen gen konnen Vielen Dank Spendenquittungen 

aus dciß der Verfassungsschutz sie On diese ober fur unsere Arbeit vor ollem wahrend konnen wir ausstellen 

Zu bestellen 

DOS letzte Heft der 
'O-Punkte" zum 

Schwerpunkt 
Klimoschutz mit 

detaillierter Kfitik am 
Kyoto-Protokoll 2 

DMlHeft plus 
einmoiig 2 DM Porto 

Oder In lnfopaket mit 
Texten und Flyern der 

Bonner Aktionen fur 
5 DM in Briefmarken 



Bewertung der Ergebnisse 
Auf dem Gipfel wurde nach langem Ringen ein deutlich verschlechtertes Klimaschutzprotokoll verabschiedet. Unter 

anderem werden jetzt Wälder. auch bestehende oder Aufforstungen nach Abholzungen. als Klimaschutz (sog. Senken) an- 
erkannt. Umweltverbände hatten vorher zu Aktionen für das Kyoto-Protokoll und eine Verbesserung der bisherigen Rege- 
lungen aufgerufen. Beschlossen wurde dann eine deutliche Verschlechterung. Dennoch jubelten die Umweltverbande. 

Presseausschnitte Die Fuphorie isl berechligl weil es KYOTO ICT TOT - ES LEBE k'fOT0 

Greenpence sprnch von einein »hi- 

sl«rischeti Schrill« 

5eb i t  die I iii\ieltschulzgruppen die 

deii Delegali»nen auf den Klimagipfeln 

sonst Feuer unler dem hintern machen 

\LO es nur gehl schienen auf eiiimal 
kon~er l i e r l  ))Das isl ein grofter poliii- 

scher Sieg« hieli es auf der Pressekon- 

ferenz dei Oko-Heobachter Fin Fx-  
pei Le von der Iiin\\ellsliflung H WF gib1 

denn d u ~ h  Z U   noch einmal halten \ \ I r  

die hlobilitieiJng fur einen \\ei lerei l  

Lipfel iiichl gepdckl « iualurlich schieben 

alle Okos pflichlschuldigsl nach das sei 

iiui i~i,liriiaichulz Iiglit« und die Arbeit 

begiriiie tiuri er5L rech1 Druck fui schdi- 

feie 02-Reduktionsziele musse ge- 

mnchl \)erden Und dafui ge io ig l  dais 

die in1 hiolo-Proluholl aufgerissenen 

5chlupflo~hei iiichl genulzi iierden 

lilol: \ \  ie das gewhehen roll dafui ha l  

\»n den U~ii \~el lschulzern keinei eine 

zuiideiide Idee Dd\s PK\OLO I(( bis 2010 
Abbildung \ \ohl iiui mi l  Lluch uberhaupl Frnmitsi- 

on\reduhlioiieii der Induslriesldaten ge- 
Ausschnitt aus der geiiubei dein Sland von 1990 bringen 
Frankfurter Rund 
schau einige Tage \ \ i id  linben sich die lini\+ellichulzer ja 

nachder Konferenz - s e l b ~ l  duigerechnel 
der Mißerfolg wird 
beilaufig und zynisch (FR. 24 juli 2001. S. I und 3. in der 
kommentiert woh- nleichen Ausnabe wird über nentech- 
rend der Konferenz 
hatten FR und andere 

iisch gezuch~ete Baurnarten a i  Klirna- 
noch die Kritikerlnnen schutzprojekt berichtet) 
der Konferenz dffa- 
miert 

{ e i k  m c i i r h i  

Angriff der 

4 USA abge- 

I'rotokoll nirhl erreicht llurch den Ein- 

beziig ieischiedener Schlupflocher wird 

Aus Bonn ... iiui eitle 5labilisierung der Industrielan- 

der-t~i i i i~siorien (cihne die IISA) bis 2012 
Zwei Transpis hatten 
Gegnerlnnen des 

gegenubei 1 0 i l U  Iierauskomnien Ilns 

neoliberalen ~yoto- nni. der I1reis fur eine solidere Archilek- 
Protokolls dobei tur de i  Abkorniriens 7udem isl  es g e h -  
.Stoppt Kyoto - fur 
Umweltschutz ohne gen. nichl nur den Angriff der C5.i duf 

Markt und Staof so- das Kyoto-lJrotokoll. sondern auch duf 
wie .Wer im Treibhaus die UiV als legilirne Insidnz zur Regelung 
sitzt, muß mit Steinen 
schmeißen : globaler Menschheilsfrdgeri abzuiveh- 

i.eii Ilies konnle hislorische Bedeutung 

fur die liiil\\icl.lung einer auf Naclihnl- 

Iigkeil au\gei ichleleii \lellordnung hd- 

heil 

IDorte Bernhardt. Gerrnanwatch in 
Umweltkommunale okologische Briefe 
Nr /6/1 8 2001) 

gelungeii ic,i eiii ~olkerrechtliches S\ - 
5leiii zu elablieien das langfristig zum 

Lalsachliclien Absenken dei  (0,-Aus- 

i l u i c e ~  fuhrl \ o n  solche1 Prozenl- 

rechiieiei hnlle I( t i  nichts 

Ijürgen Tritlin in einem Interview der 
FR, 26. juli 2001) 

Ein 5chlupfloch hier ein Exporlbon- 

bon dorl  ein bisschen frisches Geld 

obendiein nui das Ja zum Prolokoll 

er inogl i~ l i l  es Moskaus seine )~heil;e 

Luft« - die seit 1OOU nichl niehi genulz- 

len ( 0,- imiisioni iecl i te - teuer an den 

\\esleii z u  ierknufen und i o  den eige- 

nen '~ l~~dls t inuthdl t  zu sdnieien Des\~e- 

gen I)ie lJu~,seii \ \erden dabei bleiben 

(Kommentar der FR am 28 7.2001 zum 
Gerucht. Russland würde aus dem Kyoto- 
Prolokoll aussteigen) 

Stellungnahmen der NGOs 

Au:, den I,niiiell- und neileren \e r -  

banden k;iinen \\iderspruchliche Aussd- 

gen Eineibeii: sei das tigebnis I o n  
Hoiin zu \ \e i l ig  oder gar richtig schlechl. 

andereiseils sei es aber grofier Erfolg 

oder gnr rliislorischer Schr i l t~  Ilie \!er- 

bande glauben nach b ie  vor an das Gule 

iii blarkl und Slaal - und traumen zum 

Teil gdr von einer iieuen \tVeltordnung. in 

der sich ihre Ideen uber globale 

7\vangsiiiechanismen uniselzen 

ULIIUI) Inlei naiionaler klinidschutz 

nichl gescheitert - Hoiinei rigebnis ist 

k l i n ia~ i l i u l z  iiullidlight« 

[uberschrift der BUND-Presserniltei- 
lung vom 23. juli 2001) 

l ler in l ioni i  erzielie K\,olo-Konipro- 

iriisi ist iidch ,\nsichl des Hundes~er- 

bdiides der )eulrchen Iiidusli-ie (Ulli l 

ein kleiner dber enlicheideiider 5chrill 

in die I ichlige Pichlung Ilei R I I l  nies 

ddiauf hin ddss die iinmenten Luge- 

slandniste bei der Anrechnung von 

bohlendio.ridspeichern (Senken) und bei 

der ~rful lui igtkonlrol le vor allen1 dn 

Yussland bdiiddd und Japan zu Hettbe- 

\ierbsiiachleilen fur die deutsche und 

eui opdi\clie Industi ie fuhren konnlen 

\idhrerid de: klirnngipfels in Den Haag 
hatte der H[)[ deshalb \ oi  eirier Tinigung 

u n i  jeden Preis ge\+ninl Die \+eichen 

Bonner ilussdgeii ru i  Erfullungskontrolle 

konnlen der deulscheii l i idurti ie nicht 

die 5orge io r  Ilngleiclibetiandluiig ge- 

genuber \\ellbe\\eiber n du5 nnderen 

\ertidgsslndleii neiinien 

ISlellungnahrne des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie. BDI) 

1 Der UN-Klrnagipfel von Bonn hat heute ei 
nen Durchbruch fur den internationalen Klima 
schutz erzielt 

3 Diese bindenden Konsequenzen werden 
in ihrer Bedeutung dadurch kaum geschrnalert 
dass sie in letzter Minute das Attribut .rechtlich 
verbindlich" bedauerlicherweise noch nicht er 
hielten 

4 Die eigentlich notwendigen Klirnaschutz 
ziele werden durch das Kyoto-Pratakall nicht er 
reicht durch den Einbezug verschiedener 
Schlupflocher wird wohl real nur eine Stabilisie 
rung der Industrielander Emissionen bis 2012 ge- 
genuber 1990 herauskommen Aber in der Ar- 
chitektur des Klimaschutzabkommens hat sich 
weitgehend die EU durchgesetzt 

5 Eine Starke des verabschiedeten Papiers 
ist dass es einen Beitritt der USA zum KIma-Pro- 
tokoil von Kyoto unter einer von der Dernokrati 
schen Partei geluhrten Regierung ermoglichen 
wurde So wurden zentrale US Forderungen wie 
die nach Einbezug von Iandwirtschaftlichern 
Management und nach der Moglichkeit des 
Emissionshandeis ohne eine harte Begrenzung 
erfullt Zudem ist irn Senken Kapitel auch fur die 
USA eine entsprechend grosszugig bemessene 
Obergrenze der Nutzung von Senken festgelegt 
.Der grosse Abwesende. ist damit im Text 
durchaus auch explizit prasent Al diese Punkte 
sind aus Grunden der Umweltinteoritat abzuleh 
nen Falls es aber gelingt die ~ ~ ~ m t t e l f r i s t i ~  an 
Bord zu bekommen wurde die Qualitat des Kyo- 
lo Protokolls deutiich weiter gesteigert werden 

6 Nicht nur der Angriff der USA auf dos Kyo 
to-Protokoll sondern zugleich auch der Angriff 
auf die UNO als legitime Instanz zur Regelung 
globaler Menschheitsfragen wurde abgewehrt 
Dies konnte eine grasse Bedeutung fur die wei 
tere Entwicklung einer neuen auf Nachholtigkeit 
ausgerichteten Weltordnung haben 

IGERMANWATCH-Presseerklarung 
Bonn 23 7 01) 

\\\\P hall erzielteii Klimdkonipromisi 

fui ))Durchbruch ini l  Leburl\\chmeirene 

)>Die Konferenz isl hndrs~hdrf dn ei- 

ner Blaiiiage vorbei geschrainint aber in 

letzter hlinule ein Dur~hbiuc l i  eiziell 

i \ordei i  uiii das k\olu-lJr»l»koll ralifi- 

zierungbfahig zu n inchen~ so Pegiiie 

Luiilhei die Leilei in des \L \ \  F Kliinare- 

ferais bljdpdn Austrnlien kdnadn und 

I'ul:ldiid nu ide fdsi jedei iiuiisch bon 

den i\ugen dbgelesen und ii olrdein hd- 

ben sie durch ihre Hlockadehdllung Idn- 

ge eitlen Ilurchbrurh ~erh inder l  (( 1)nt 

erzielte Eigebnis sei ein r r fo lg  

IPressetext des WWF Deutschland 
22 7 2001) 

\1EP\ ERREICHT LI\~CFI(ISTIG AM MEI- 

iTFN ILl k l  IMASCtIl TI? 
- 178 Lander die sich am Montog fur die 

Umsetzung des Kyoto-Protokolls fur einen allerer 
sten vallig unzureichenden Anfang m Interna 
tionalen Klimaschutz aussprachen 

- 1 Land gefuhrt von Prosident Bush der das 
Problem .sehr ernst. nimmt ober keine rechtlich 
verbindlichen Ziele akzeptieren will 

oder schließlich 
- Jorg Bergstedt Hermann Scheer und ein 

paar andere die bisher im Klimaschutz aller 
dings noch nicht im geringsten ausgewiesen 
sind und das ist bekannt auch andere Ziele ver 
folgen 

IManfred Treber Gerrnanwatch in 
einer Mai1 am 27 7 2001) 



Klimaschutz von unten 
Perspektiven %ir einen wirksamen Schub des Klima jenseits von Markt und Macht 

Grundlagen 
Die Unterwerfung aller Teile der Welt unter die Verwertung und die Logik von Profitmaximierung sowie Unterdrückung und 
Herrschaft sind Hauptursachen für die Zerstörung der Umwelt. Eine wirksame Strategie der Umwelt kann daher nicht 
gelingen. wenn genau diese Mittel, die zur Zerstörung der Umwelt geführt haben, nun selbige schützen sollen. Herrschaft und 
Verwertung, Macht und Markt sind grundlegend und unübenvindbar immer auf die Ausbeutung von Mensch und Natur 
ausgelegt. Innerhalb ihrer Prinzipien ist ein wirksamer Schutz der Umwelt nicht möglich. Daher müssen sich 
Urnweltschutzmaßnahmen der Logik von Verwertung und Herrschaft entziehen - langfristig ist ein Schutz der Umwelt nur 
möglicli, wenn sie überwunden werden. Das System von Verwertung und Herrschaft hat keine Fehler, es ist der Fehler! 
Der Gegenentwurf lautet: Umweltschutz von unten! Grundlegende Überlegung ist, daß die Möglichkeit der Ausbeutung von 
Rolistoffen und der Verlagerung der Folgen in die Peripherien und entfernten Länder zu einem zerstörerischen Umgang mit 
der Uiiiwelt geführt haben. Menschen, die frei entscheiden können, werden dagegen in der Regel nicht Maßnahmen 
ergreifen. die ihre eigene direkte Lebensqualität senken. Der Egoismus als Drang des Menschen zu einem subjektiv besseren 
Leben wird dann zum Antrieb. die Umwelt zu schützen, wenn der Mensch tatsächlich ... 
- erstens die Gestaltung und Nutzung der direkten Umwelt mitbestimmen kann - und zwar tatsächlich, d.h. direkt und 

nicht vermittelt über repräsentative Demokratieformen, Behörden, Institutionen u.ä., 
- zweitens keine Möglichkeit hat, per Machtausübung die Folgen des eigenen Handelns auf andere Menschen und andere 

Regionen abwälzen zu können - sondern alle Folgen selbst in der eigenen Umgebung direkt erlebt oder sich mit anderen 
frei vereinbaren muß, um deren Umwelt mitnugen zu können. 

Die Vision ist die direkte Bestimmung der Menschen über ihre Umwelt - organisiert in der freien Vereinbarung der 
Menschen und ihrer Kooperativen. Der Weg dahin führt über eine konsequente Demokratisierung des Flächen- und 
Rolistoffierbrauchs. Die Menschen bekommen die Verfügungsgewalt über ihre Umwelt mit der Bedingung der 
Gleicliberechtigung eines Entscheidungsprozesses. Die Innenhöfe gehören den Menschen, die dort wohnen. Und die Straßen. 
Die Schulhöfe den SchülerInnen, die dort lernen (müssen). Die Felder und Wälder, den Menschen, die von den Erträgen 
leben wollen. 

Konkrete VorschlPge für ein Klimaschub-Protokoll der Menschen, Institutionen, Organisationen und Nationen 
Die Uiiiwelt den Menschen -nach dieser Logik gilt für den Schutz des Klimas, daß die Nutzung der Ressource Luft 
demokratisiert werden muß. Die Frage, welche Stoffe wo in die Lufi kommen, muß Sache der Menschen direkt sein - 
individuell und in freien Kooperativen. 

1. Liift-Nubungsrecht in die Hand der Menschen 
- Das Reclit. klimaverändernde Stoffe in die Luft abzugeben. wird den einzelnen Menschen übertragen. Jeder Mensch 

enthält ein Reclit zur Nutzung der Luft, u.a. zum Ausstoß von treibhauswirksamen Gasen (falls sinnvoll. was fraglich ist 
wegen der dann ausschließlich quantitativen Orientierung, gemessen in  CO^-Äquivalenten). 

- Die Menge, die jeder Mensch erhält, errechnet sich aus einer Grundmenge plus der je nach Region nötigen Mengen zur 
Erzeugung von Heizwärme. 

- Jeder Mensch kann sein Recht auf Äquivalente in Kooperativen einbringen, d.h. in Zusammenschlüsse, die z.B. der 
Produktion dienen, bei denen er eine Mitbestimmung behält. 

- Darüberhinaus kann jeder Mensch sein Recht, gemessen in Äquivalenten, verleihen, allerdings nur auf begrenzte Zeit 
~iiid mit jederzeitiger Kündigungsfrist. 

- Die Menschen haben das Recht, freie Kooperativen bei Mitbestimmungsrecht aller und jederzeitiger Kündigungsfrist für 
den Einzeliien zu bilden, um ihre Äquivalente kollektiv einzubrhgen. 

- Ei11 Verkaufsrecht für das Luftverschmutzungsrecht in Äquivalenten gibt es nicht. 
- Solange Nationen und Konzerne bestehen, erkennen sie an, daß ausschließlich die Menschen und ihre Kooperativen als 

Verhandlungspartner und InhaberInnen der c02-Äquivalente in Frage kommen. Keine Institution oder Firma kann 
selbst Inhaber von Luftverschmutzungsrechten sein, sondern muß sich dieses Recht bei Bedarf bei den Menschen leilien 
oder mit diesen Kooperativen bilden. Alle obigen Regelungen gelten. 

2. Weg mit allen Schranken für den Nachbau umweltfreundlicher Technik! 
Schoii seit einigen Jahren bestehen die technischen Möglichkeiten, in der Energieerzeugung vollständig regenerative (und 
daiiiit C02-neutrale!) Quellen zu nutzen sowie in vielen anderen Bereichen den Ausstoß von Treibhausgasen wesentlich zu 
minimieren. Dazu ist der schrankenlose Transfer der Technik nötig: 
- Keine Beschränkungen für Umwelttechnik und internationale Kooperation 
- Keine Patente, Urlieberrechte und Lizenzen auf Umweltschutztechnik, Planungs- und technisches Wissen usw. Freigabe 

aller Patente usw. regenerativer Technik zum Nachbau immer und überall! 
- Aufbau solidarischer Projekte der regenerativen Energiegewinnung und Mobilität zwischen verschiedenen Regionen der 

Welt 

3. Abwicklung des Nordens statt Entwicklung des Südens 
Treibliausgase werden vor allem in Industrienationen sowie durch Konzerne der Industrieländer ausgestossen. Daher ist eine 
Abwicklung dieser sich global auswirkenden Umweltzerstörung und der wirtschaftlichen Dominanz von Industrieländern 
gegenüber anderen Regionen nötig. 



- Selbstverpflichtung insbesondere der industrieländer, keinen weiteren Transfer von Energierohstoffen (weder fossil 
noch 2.B. umgewandelte Solarenergie) in die eigenen Länder zuzulassen. Die Eigenversorgung mit regenerativer 
Energie ist sofort und überall möglich!!! 

- Keine Förderung der Entwicklung von Transportmitteln, wenn bzw. solange sie energiezehrender sind als bisherige 
(aktuelle Beispiele: ICE, Transrapid, Luft- und Raumfahrt). 

- Schließung aller Freihandelszonen (2.B. Maquilas) und industriezonen in den ärmeren Ländern, die der Produktion für 
die reichen Länder dienen. Überlassung bestehender Industrie zum Aufbau kooperativer Lebens- und 
Produktionsformen. 

- Die unter 1. genannte Übertragung der Luft-Nutzungsrechte auf die Menschen entzieht dem industriellen und dem 
staatlichen Sektor seine Berechtigung zur Umweltzerstörung. Das muß konsequent durchgehalten werden. 

Es gibt kein Recht aus ProEt! Es gibt kein Recht, das Lehen anderer zwecks Anhiiuiung von Reichtum und Macht 
einzuschränken! Niemand aui3er den Menschen selbst hat ein unmittelbares und immerwährendes Interesse an einer 
Umwelt, in der ein gutes Leben möglich ist. Daher darf niemand anders als die Menschen das Recht autdie Nutzung 

der Umwelt haben! 

Quellen: 
- Ö-punkte, Heft 212001 (Sommer): Profit statt Klimaschutz? (mit etlichen Texten zum Thema) 
- Bergstedt. Jörg (1999): Agenda, Expo, Sponsoring - Strategien radikaler, emanzipatorischer Umweltschutzarbeit. IKO- 

Verlag Frankfurt 

intenietseiten: 
- Aktionen zur Klimakonferenz: www.risingtide.de 
- Politische Texte und Aktionsideen gegen das Kyoto-Protokoll: www.~rowwerkstatt.de, dort unter Aktuelles 
- Uinweltschutz von unten: hm:l/~o.tolun~welt 



Kritik an der  Konferenz 
Lähmung droht 
~ l l e i -  ldiig , I r  \\eg beginiit mit dein 

ersten Stli i i l l «  iiidi; da nidnclier Cin- 
ivelt~;chulzei e i i i i~enden 110th niogli- 

clierl\ei:;e eii i 'ichritt , i u i  einem falschen 

Lieg I len i i  dn:, lqO: 111 der japaiiischen 

9 a d l  k\.oto ~u~,geni.beilete Pechtsdoku- 

i i ieiit gib1 deii l i idusti ielanderii die Mog- 

Iiclikeil sicli \ \e i lgehei id i,oii ihren hlini- 

i i ial\.erpfl icli luiigeii f i e i zuk~u fen  Durch 

den polei i i ie l le i i  i ni idel  i i i i t den Ernniis- 

sionsniii ideiüiig sind die irn kvo!o-Pro- 

tokoll feslge~,cliriebenen hli i idestieduk- 

lioiisziele ~ i~ i to i i in t isch zu den niaxinia- 

len I~edukl ioi i '~zielen geworden Das is l  

schon i~ i n l  iii!\chon F s  gibt aber noch 

einen iveitereii. \\:esentlich sehnerer 

\viegerideii I nke i i  ain 1'1-olokoll Dadurch. 

dass j e~ \e i l \  die pi-eisnerlesle Art aus- 

reicht. irgeiidiio auf der \lelt CO, oder 

eiiies der ~ i i d r r  e i l  1111 ProLokoll gendiiri- 

ten 'Ire!bhnuii;~l:,e zu spni-eii. \ \  i rd  jedes 

I diid duch i i ~ i i  d ieie Optioiieii ivdhriieh- 

irieri Ldiii;fi islige OpLioiieri. v i e  el\va 

die Ilrfoi-;tliuiig und \~ldrklei i i fuhrui ig 

der P I i o l ~ \  ollCiik. haben nus Kosleiigi'un- 

der1 keine < i d i i ce  1 iilei- dei i i  I(\.olo- 

Protokoll hd i i r  selbsl r i i i e  Regelung i\;ie 

d,is deut:>clir I;riieiierbni'e-Energieii- 
Geseii. le i i i c  ( l iniice vehnbl I)ds h to lo-  

\er1 zu Ialiiiii.ii \ ielleic lil sogar zu \ e r -  

i i indei 11 

(aus Photon August 2001 S 31 

Alles noch schiechterl 
1. Das ohnehin beschissene Kyoto-Protokoll 

ist nicht verbessert. sondern nochmals ver- 
schlechtert worden Damit erfullten sich Ankün- 
digungen aus den Rehen der Kyoto-Kritikerln- 
nen. die bereits vorhersagten. daß Bonn nur zu 
einer weiteren Verschlechterung dienen wurde. 
um dann dos Kyoto-Protokoll dennoch bzw. 
deswegen anzunehmen 

2 Die Urnweltverbande (NGOs) hatten seit 
dem Ausstieg der USA platt auf einen "Pro Kyo- 
tos-Kurs gesetzt und auf Kritik weitgehend ver- 
zichtet Solch eine Stratege ist immer falsch. da 
sie den notigen Druck wegnimmt Zudem blie- 
ben die NGO? ihren eigenen Aussagen nicht 
treu Sie rieten vor den Verhandlungen alle auf. 
mit innen fur eine Verbesserung der Ausfuh- 
rungsbestimmungen zu kampfen Heraus kam 
eine Verschlechterung Dennoch begrußen die 
Umweltverbonde dos Ergebnis der Konferenz 
Offenbar haben sie keine inhaltlichen Positionen 
oder nehmen sich selbst nicht ernst 

3. Wie zu befurchten war, ist nun eine Ver- 
rechtlichung der beschissenen Urnweltsauereien 
vollzogen worden (bzw wird durch die Ratifizie- 
rung). Umweltverbande (statt den Beschluß zu 
verhindern) sehen es nun 01s ihre Aufgabe an. 
den entstanden Schaden (Schlupflöcher) zu 
verhindern 

4. Der Pakt aus Regierungen. Konzernen. Me- 
dien und NGOs hat perfekt funktioniert. Kritische 
Stimmen wurden nicht wahrgenommen oder 
sogar in der Berichterstattung wider besseren 
Wissens umgedeutet. Diese seit wenigen Jahren 
bestehende Eiitestruktur in den Industrienatio- 
nen steilt einen hondlungsfahigen Machtblock 
dar, dem ein in ,,Gut. und "Base- kategorisierter. 
unorganiserter und teilweise inhaltsleerer Wider- 
stond auf der Sfaße entgegensteht 

5 Kritische Gruppen wurden nicht nur rnarg- 
nolisierl, sondern stonden sich mit ihren Strategi- 
en auch selbst m Weg Die Unkiorheit in den Po- 
sitionen einiger Gruppen schwachte die offentli- 

che Ausdrucksstorke gleiches gilt fur die schwa- 
che zohlenrnoßige Anwesenheit deutschspra- 
chiger Umweltgruppen bei den Aktivtaten (aus- 
genommen dem inhaltlich flachen kyoto-eu- 
phorischen Rettungsboot) Auch jetzt fehlt eine 
klare Stimme die die Kiirnakonferenz als Mißer- 
folg bewertet 

[aus einer Mai1 von I o rg  Bergstedt 

Red Wirlschaft der „O-Punkte#) 

warum immer so kompliziert? 
man niul l  doch nur leceii 

1. Kyoto ist NICHT der beginn vom urnwelt- 
schutz. sondern VOR ALLEM der beginn vom 
handel mit luA. jeder. die nur ein bißchen ah- 
nung von Zeitgeschichte hat, rnuß das klar sern!!!i 

2. genauso klor sollte es sein, daß wir keinen 
umwekschutz brauchen. es geht darum. daß mit 
der umweltVERschmutzung ENDLICH aufgehört 
wird wenn jemand einen olwechsel macht und 
etwas danebenrinnt, gibt es die großten proble- 
rne. wenn aber ein konzern tonnenweise schad- 
stofte freisetzt. gibt es ... nix nicht einmal. wenn 
dabei tourende elendiglich zugrunde gehen 

dieses argurnent beruht auf dem recht je- 
den lebewesens auf ATMEN UND DER HANDEL 
MIT LUFT IST DAS GENAUE G E G E N T E i L 
= = = - I ) ,  Ky6to ist nicht der erste schritt in rich- 
tung rbeseitigung der weltverschmutzung- (wie 
es richtig heißen rnußte) Ky6to ist ein WEITERER 
abstiegsschritt auf dem abschussigen pfad des 
neoliberalisrnus 

[aus einer Mai1 von Franz Maria Tabe1 

vom 26 7 01) 

Kopfschütteln 
Uber die Lobpreisungen des Konfe- 

renzergebnisses durch einige Lniwell- 

verbande konneii wir riur vei.\\underl 

der1 Kopf schulleln 

[Solar-Förderverein) 

Totschlagargument Kioto 
[ las Kliinaprolokoll 1st eii ie kdpilulali- 

o i i  Die Kohlendioxideinisri«nen perden 

nichl  sinken. sondert? steigen I n d  die 
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behinderl  - h i e  auch ii i i iner der i o i i  dei 

Honnei konferei iz nkzeplierle koi i ip io- 

mis.; i ioch niodi f iz ier i  \ \  i i d  Die ei i t -  

scheidende Fidge bleib1 ob er nen ig-  

slens einen kleine11 Fort \chr i l I  i i i i  Mi- 
kliinnschulz benirkt  oder ob d(15 ver- 

slumrnelle K liindproiokoll koii l inproduk- 

I i t  sein korinle I l ie e u i o p a i ~ h e n  Itegie- 

rungei i  so\vie die ii ieisieri ~~nii\.elt\.er- 

bande und Beobachter. die ~ o i -  Or l  

agiei'len. haben sich fur die posilive 

Lesart eii lschieden I ler Honn-koinpro- 
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das r e l a l i ~  Reste ~ i r i d  \ o r  alleii i das Ein- 

zige, \vds \\'I[ hdl len i'ine I!rn\\eilorgani- 

salion uberschlug sich gar vor Euphorie. 

als sie von einen1 »geop«lil i ichen Erd- 

beben« spi-ach Ob\~oI i l  hdufeiii\;eise 

kro len geichlucbl \ \u rde i i  lo i i l  dei il- 
frairi der Gegen\vdrl n1.s gib1 keiiie Al- 

ternnlive « \Vieder eiiini,il 

Tatcachlich hat d ie ie i  Koniproi i i i~, \  

jene Lrenze uberschri i len die fur L i i -  

terhandler haufig unsichtbdr u i i d  db 

u a n n  ei i i  »\'erlinndluiigierfolp« 50 

schlecht ist. dass er inehr schddel dls 

i iutzt  - und das eigentliche 7iel koinpro- 

ini l t iert  I l ies gilt i i iclit nur fur die nocli- 

rnals dnipuiierte Zielgrolie. die nichl  eiti- 

mal inehr eine CO2-lvlinderung von z \ w i  

Piozenl erreichl  Noch viel inehr l r i f f l  

dies auf die so genannten fle> iblen ln- 
struii iente des Pvolokolls zu die einen 

unbegrenzten Einissionshdndel und 

~ ) ] o i r i i  I i i ipleinentationii erhuben Damit 

konnen Lerpflichtungen dadurch er fu l l l  

\\!erden dass Ernissionsrechte ui id Ern is -  
sionsboni gekauft :. ,! *?. -7 .*. - 5  :.,.<.: ? 2 . !. -, 
\\erden statt Kli-'1. -B. -J* i l  3 ~ . b n ~ i  r . . - +  

niaschutzinitiaii- 
, lhf<%=.di?hd~ ,#br ... h!,w.s~xnh476~, 
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Len i in  eigenen 

I nnd zu 5Lnrten 

Diejenigen 

Linb\elt\eibande 

die i n  bester Xb- 

sicht zu den1 

konipioniiss ~ u f -  

rufen n e i d e n  

i i ie uberraschungen erleben 

[Hermann Scheer in taz vom Abblldungen 

Genua ist 
auch Kyoto 

I las l e l z l  erzielte Ubeieinkoinnien 

dessen Ralifizieruiig zudem i n  den Sler- 

nen sleht isI  in bezug auf den Ylirnd- 

schulz so ldcherlich d a t  die Heniuhun- 

geil seiner Lesund belei  fast i uhrend 

\ i i rken Addiert man die \ \eigerui ig dei 

LSA sich duf Peduklion der Treibhau\ga- 

ce festzulegeri mit  der ln rech i iung \ o i i  

\2aldflachen auf die pioduzierten Treibh- 

~iusgase ui id den d i ~ e r s e n  

c)chlupflochern der \ereinbni uni; i;1 

untei den1 Strich cogdr n i i l  einer 5ieige- 

I urig der CO -Fnii5iioiieii i u  ret hi ien 

I)ei »Segeii« dei Globalisierung innnife- 

\ l iert  sich bei in L ~ i n i ~ e l t s ~ h u l z  i n  der 

Moglich keil in i l  k l in iazer i lo i  ungsrech- 

l en  \ \el l \ \ert  zu hnndelii und zudein die 

I)eindusli ialisierung nioglichei he l l -  

indrklkorikurienlen in11 ein padr Lids- 
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ODen: lnternetsete 
zum Klimaschutz un- 

ter wwwprojektwerk- 
statt.de ("Aktuelles" 

anwahlen). Dort sind 
auch etl!che ausfuhr- 
lichere Texte zu lesen 
oder downzuloaden. 
z B. die Resolution des 
30 Bundes-Okologie- 

Treffens gegen das 
Kyoto-Protokoll. 

Linke Seite 
Text ous der FR 

Unten Foto der NGO- 
Aktion *Ein Rettungs 

boot fur das Kyoto 
Protokoll" Viele Teil 

nehrnerlnnen wußten 
nicht fur wos sie 
genou eintraten 

Wahrend zwei Tage 
vorher kritische Urn- 
weltgruppen bei ih- 

ren Aktionen verhaf 
tet wurden wurden 

die NGOs dank ihrer 
regierungstreuen Linie 

freundlich bis rum 
Konferenzgebaude 

vorgelassen 

(Kommeniar von Ra 



- Selbstverpflichtung insbesondere der Industrieländer, keinen weiteren Transfer von Energierohstoffen (weder fossil 
noch z.B. umgewandelte Solarenergie) in die eigenen Länder zuzulassen. Die Eigenversorgung nut regenerativer 
Energie ist sofort und überall möglich!!! 

- Keine Förderung der Entwicklung von Transportmitteln, wenn bzw. solange sie energiezehrender sind als bisherige 
(aktuelle Beispiele: ICE, Transrapid, Luft- und Raumfahrt). 

- Schließung aller Freihandelszonen (2.B. Maquilas) und lndustriezonen in den ärmeren Ländern, die der Produktion für 
die reichen Länder dienen. Überlassung bestehender Industrie zum Aufbau kooperativer Lebens- und 
Produktionsformen. 

- Die unter 1. genannte Übertragung der Luft-Nutzungsrechte auf die Menschen entzieht dem industriellen und dem 
staatlichen Sektor seine Berechtigung zur Umweltzerstörung. Das muß konsequent durchgehalten werden. 

Es gibt kein Recht auf ProSt! Es gibt kein Recht, das Leben anderer zwecks Anhäufung von Reichtum und Macht 
einzuschränken! Niemand auRer den Menschen selbst hat ein unmittelbares und immerwährendes Interesse an einer 
Umwelt, in der ein gutes Leben möglich ist. Daher darf niemand anders als die Menschen das Recht auf die Nutzung 

der Umwelt haben! 

Quellen: 
- Ö-Punkte. Heft 212001 (Sommer): Profit statt Klimaschutz? (mit etlichen Texten zum Thema) 
- Bergstedt. Jörg (1999): Agenda, Expo. Sponsoring -- Strategien radikaler, emanzipatorischer Umweltschutzarbeit, IKO- 

Verlag Frankfurt 

Intenietseiten: 
- Aktionen zur Klimakonferenz: www.risingtide.de 
- Politische Texte und Aktionsideen gegen das Kyoto-l'rotokoll: www.proiektwerkstatt.de, dort unter Aktuelles 
- IJinweltschutz von unten: htt~://qo.to/uniwelt 



Dem Oko-Neoliberalismus 
widerstehen 

Ein Positionspapier der Gruppe Landfriede 

Was aktuell an Umweltschutzstrategien diskutiert wird, orien- 
tiert sich am Markt. Die Fusion von ökologischen und ökono- 
mischen Zielsetzungen soll gelingen. Okosteuer, nachhaltiges 
Wirtschaften, Effizienzrevolution - nur drei der vielen Wör-  
ter, die für Konzepte stehen, die aus Politik, Wirtschaft, Wis- 
senschaft und Umweltgruppen präsentiert werden. Sie sind 
nichts anderes als die Grcnkosmetik für ein neoliberales Ge- 
sellschaftsmodell, für eine Zukunft, in der Mensch und Natur 
niJrmehr als verwertbare Ressource gesehen und dafür erhal- 
ten werden. Umweltschützerlnnen werden so zu Täterlnnen 
von AiJsbeutung und Unterdrückung. 

Definitionen' 
Neoliberalisrnus: Der N .  bezeichnet eine besondere Phase 
undFÖ~mdespi ta l ismus. Nach Aussogen seiner Befürwor- 
terlnnen ist der Abbau ieglicher Reglementierungen und Be- 
grenzungen des freien Handels nicht nur für den Profit, son- 
dern auch für alle anderen gesellschaftlichen Ziele die beste 
Lösung. In der Welt des Neoliberalismus werden Menschen 
und die Natur ausschließlich noch nach ihrem Gebrauchs- 
wert im profitorientierten Verwertungssystem beurteilt. Die bis- 
herigen Formen des Kapitalismus hatten zwar ebenfalls diese 
Grundlage, aber nicht in Reinform. Verwert~n~slogik und Pro- 
fitstreben schließen langfristige Planung nicht aus, z.B. die 
Steuerung der Reproduktion, der Bildungspolitik oder des Ver- 
brauchs von Rohstoffen. Dies dient jedoch nur dem Zweck, 
dauerhaft (engl.: sustainable!) Ausbeutung und Profit zu si- 
chern. 
@c-Neokbera!ismusl Damit sind Umweltschutzkonzepte 
gemeint, die sich der Logik des Neoliberalismus anpassen, 
d.h also in einem auf Profitmaximinierung und Verwertung 
ausgerichtetem Gesellschaftsmodell angewendet werden 
können. Sie akzeptieren die Idee des unbegrenzten Marktes 
und der totalen Dominanz ökonomischer Wirk~n~sprinzipien 
als Grundlagen des Lebens, des Zusammenlebens und der 
Gesellschaft insgesamt, d.h. sie integrieren sie in die eigenen 
Vorschläge. Typische Beispiele sind die Oko-Steuer iJnd das 
Oko-Audit, die die Ent~cheidun~sgewalt über den Umgang 
mit der Umwelt vollständig in den Markt bzw. die Konzernlei- 
tungen verlegen. Gleiches gilt für Selbstverpflichtungen und 
den Technologietransfer. Fragen der Demokratisierung bis 
Selbstbestimmung der Menschen, auch hinsichtlich des Um- 
gang mit den Lebensgrundlagen, werden in solchen Konzep- 
ten vollständig a~sgeblendet.~ 

Die Entwickliing des Umweltschutzes 
zum Öko-~eoliberalismus 
Die wesentlichen Entwicklungsschritte beschranken sich auf . 
die letzten zehn Jahre - auch wenn e,inzelne Ideen bereits 
viel früher entwickelt wurden (z.B. die Okosteuer), aber dort 
meist nicht einmal breiter wahrgenommen wurden. Seit Ca. 
1990 gibt es in Verbänden, lnstjtutionen und Parteien die De- 
batte um eine Integration von Okologie und Okonomie. 
Den wichtigsten Sprung innerhalb der Umweltorganisationen 
brachte der Deutsche Umwelttag 1992 (DUT), der zwar fi- 
nanziell und von der Zahl der Besucherlnnen ein Fiasko war, 
aber gerade in der Ruhe leerer Messe- und Veranstaltungs- 
hallen die dort bevorzugt ausstellenden großen Umweltver- 
bände und Konzerne einander näherkommen konnten. Der 
DUT war ein durchorganisierter Schmusekun zwischen Um- 
weltverbänden, Regierungsvertreterlnnen und Konzernen, 
während große Teile der Umweltschutzbasis den DUT boy- 
kottierte, zu einem "DUT von unten" aufrief oder sogar aus- 
gegrenzt wurde. 
In den Jahren 1993 bis 1995 bildeten sich etliche Arbeitskrei- 
se zu Okologie und Okonomie, in den Geschäftsstellen setz- 
te ein starker Penonalwechsel weg von klassisch ausgebilde- 
ten oder aus der Basisarbeit kommenden Fachleuten hin zu 
jungdynamischen Monagerlnnen und Betriebswirtschalte- 
rlnnen ein. Die Agenda 21 wurde als passendes Grundsatz- . 
Programm entdeckt und vor allem von der zeitparallel mo- 
dernisierten Partei Bündnis 90/Die Grünen gefördert, wah- 
rend in den Umweltverbänden und Instituten die ebenfalls 
die ökonomischen Rahmenbedingungen akzeptierende Stu- 
die "Zukunft~fähi~es Deutschland" ihre Wirkung ausübte. 
Nachhaltigkeit, Z~kunftsfähi~keit und ökologisch wirtschaf- 
ten wurden zu den wichtigsten Arbeitsgebieten fast aller Tei- 
le der Umweltbewegung - auch z.B. der Jugendumwelt- 
gruppen, die noch 1992 den "DUT von unten" organisierten. 
Seminare, Kongresse, Veröffentlichen und Presseinformatio- 
nen drehten sich immer mehr um dieses Thema, strategische 
Allianzen mit Konzernen und Unternehmerlnnenverbönden 
wuchsen wie Pilze aus dem Boden. Umweltmedien, vom 
Rundfunk über Fernsehen bis zu den führenden Oko-Zeitun- 
gen wurden zu den Vorreiterlnnen dieser Entwicklung und 
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berichteten umfangreich von scheinbar gelungenen Fusionen okologi- nen, Institute und Medien widmen sich ausschließlich der Frage von 
scher und okonomischer Prinzipien Okonomie und Okologie, z B der von Großkonzernen wie Sandoz, 
Ende 1999 sind etliche Etappen der Aufosung okoogischerZiele im Ein Mobil 011, Shell, Daimler Benz oder Deutsche Bank getragene verband 
heitsbrei okonomischer Dominanz geschafft Vorstande und Geschafts- B A  U M , den Unternehmerlnnenverbanden future e V ,  ~nternehmens- 
stellen fast aller Umweltverbande sind frei von Penonal, daß regierungs- Grun usw 
oder wirtschaftskritisch ist Umweltschljtzerln- ,Die ehemalige Jugendumweltbewegung, die ur- 
nen sind zu Partnerinnen von Wirtschaft und sprunglich (Ende 80erlAnfang 90er Jahre) noch 
Staat geworden, wahrend sie ihre Aktions- emanzipatorische Ideen vertrat, sich dem Durch- 
fahigkeit in der Offentlichkeit weitgehend ver- manch der okonomischen Dominanz im Umwelt- 
loren haben Schwerpunkt sind Prolekte wie schutz widenetzte (Flugblatt auf dem DUT "Oko- 
Agenda 21, Okosteuer oder nachhaltige Kon- nomie und Okologie sind unvereinbar") und statt- 
zeote - immer mit dem Ziel. Okonomie und dessen den offentlichen Druck bzw die oraktische 
Okologie in Einklang zu bringen. 
1999 selbst war das ente Jahr, in dem sich 
(Ex-?)Umweltschützerlnnen zu Werbeagentu- 
ren der Konzerne machten - geschmiert mit 
Millionensponsorings. So bescheinigt das 
Oko-Institut heute den Chemiefirmen vorbildli- 
ches Verhalten und die Umweltpolitikerlnnen 
der Grünen behaupteten in einem Grundsatz- 
popier, in der Industrie sei unbemerkt eine 
"Revolution" (!) in Sachen Umweltschutz ab- 
gelaufen. 

Schrei berlinge 
Der Oko-Neoliberalismus als moderne Um- 

Vordenkerlnnen und ~ o n z e ~ t -  

Eine wachsende Wirtschaft ermöglicht eine schnel- 
le Verjüngung des Kapitalstocks, was dem Umwelt. 
schutz zugute kommt 
(Bundesumweltminister Topfer in der DUTZeitung 
"Dialog 92", Nr 5) 

( 

Ohne die Wirtschaft und die Industrie geht bei der 
Umwelt gar nichts. 
(DUTGeschaftsfuhrer Weinz in der Badischen Zei- 
tung vom 16.9.1992) 

Ohne die Industrie, so Flasbarth, gehe "nun mal 
gar nichts beim Umweltschutz". Dialog sei gefragt, 
nicht Konfrontation. 
(taz vom 21.9.1992, Ubemchrift: Schmusedialog 
statt Streitgesprache) 

Aktion als politische Strategie ansah, bewirkte ab 
Mitte der 90er Jahre eine erhebliche Verjüngung 
und Modernisierung der Umweltverbände. ldeen 
und ,Kampagnen wie die Nachhaltigkeitsdebatte, 
die Okosteuer-Kampagnen oder auch AgendaAr- 
beit sind stark von Ex-Jugendumweltleuten gefördert 
oder sogar entwickelt worden. Heute sitzt ein 

Zitate zur Expo 2000 
Weltfrieden durch Welthandel 
(Expo GmbH, Themenparkkonzept) 

Clobal~sierung. Global agierende Unternehmen 
dominieren mit ihren Produkten zunehmend den 
Wettbewerb Im Streben nach Gewinnmaximie- 
rung werden arbeitsintensive Produktionen hdufig 
in Schwellen- und Entwicklungslander verlagert 
Dies fordert auch die Ausdehnung der Markte und 
laßt immer mehr Menschen am Wohlstand teilha- 
ben 
(Expo GmbH. Themenparkkonzept) 

Die Expo 2000 darf deshalb nicht scheitern und 
muß von allen Ebenen, Multiplikatoren, Gremien 
und Menschen unterstutzt werden Ich selbst ver. 
suche, meinen Beitrag dazu zu leisten 
(Ricardo Diez-Hochleitner, Chef des Club of Ro- 
mei 

weltschutzstrategie ist nicht vom Himmel gefal- 
len. Zum einen haben die gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen ihren Anteil daran. Neo- 
liberale Umgestaltung ist Realität, ökonomi- 
sche Fragen dominieren alles, zugunsten der 
Wirtschaftsstärke werden UmWeltbelange 
ebenso geopfert wie soziale Standards oder 
die Selbstorganisationsfähigkeit von Men- 

Politik und Wirtschaft. 

schen. Umweltschutz, der sich nicht als widentändig begreift und orga- großer der ehemals 
nisiert, gerät in den Strudel der prägenden Debatten und Prozesse in verbandskritischenl 

ne politische Radikali- 

Zum zweiten aber ist die Modernisierung des Umwe~tsc~utzes hin zu sierung einfordernden Jugendumweltleute in den Spitzenpositionen bei 

öko-neoliberalen Konzepten gezielt entwicket worden, Der entschei Umweltverbänden, in Instituten, z 7  auch in Parteien oder Medien. 

dende ~ ~ ~ ~ h ~ b  kam dabei von ,üngeren, oft in wirtschaftsfragen ge. )Die Medien, seien es Umweltmagazine oder die Umweltredaktionen 

schulten Penonen, die inzwischen fast alle Machtzentralen der Verben- anderer Medien, gehörte" ab Anfang der 90er Jahre zu denen, die 

de und institutionen übernommen 
Institute, Bildung~einrichtun~en, Me-  
dien). 
Vier sind besonden h e r  
vorzuheben bei der Forcierung Öko- 
neoliberaler Ideen: 
,Meist junge Quer- einsteigerinnen 
aus Betriebswirtschaft und Manage- 
ment: Sehr gezielt sind aus Ge- 
schäftsstellen und vontönden in den 
letzten jahren perionen mit lang,ähri- 
ger Umweltschutzerfahrung oder 
klassischen Ausbildungen gegen 
che mit Managementwissen oder -er- 
fahrung ausgetauscht worden. Viele 
der Hauptamtlichen in den Zentralen 
des Umweltschutzes könnten und 
würden beliebig zwischen den politi- 
schen lagern wechseln können - ihr 
Ziel ist das Manogement. Umwelt- 
schutz ist für sie ein Produkt, daß es 
zu verkaufen magebildung, 
schlanke Organisaiionsstrukturen un- 
ter Aufgabe jedes Basisbezuges, ma- 
ximale Finanzbeschaffung über 
Sponsoring, Mitgliederwerbung mit 
allen Mitteln usw. gehören zum 
Handwerkszeug der Führungskader, 
während das Wissen um Wider- 
stand, politischen Druck und an- 
derem oft fehlt. Etliche Organisatio- 

haben (vontände, ~ ~ ~ ~ h ä f t ~ ~ t ~ l l ~ ~ ,  den Wandel " 

Zitate zur Agenda 21 
Aus diesem Grund soll die Liberalisierung des 
Handels auf globaler Grundlage und unter Einbe- 
Ziehung aller Wirtschafksektoren erfolgen und so 
einen positiven Beitrag zu einer nachhaltigen Ent- 
wicklung leisten" 
(Agenda 21, Kapitel 2)  

So betont die Agenda an verschiedenen Stellen, 
daß sich wirtschafiliches Wachstum und verstark- 
ter internationaler Handel positiv auf die Umwelt- 
bemühungen auswirken, daß es den Zielen der 
Agenda 21 dient, wenn in allen Ländern Hinder 
nisse für die freie Betätigung von Unternehmen 
beseitigt werden. 
(Birgit Breuel in "Agenda 21 . Chancefür den 
Standort Deutschland") 

Revolutionär. 
(Zeitschrift "C)komarktV) 

Konzept, das einer revolutionären Umwälzung 
gleichkommt. 
(BUND.Brachüre "4enda 21") 

Mutige Vision für ein ehrgeiziges Projekt. 
(Deutscher Natumchutzring) 

PolitischeSprengkraft. 
(GrüneLigaBerlin) 

zum Oko-Neoliberalismus vorbereiteten. Einflußreiche Ta- 
7 e n  wie die FR oder taz zeigen das nicht nur in ihren Umwet- 

berichtentattungen, die fost nur noch von den "ökologischen 
Heldentaten" der lndustrie berichten, sondern auch struktu- 
rell, in dem z , ~ ,  die umWelt. und die wirtschaftsredaktionen 
zusammengefaßt wurden lwer das vor zehn jahren vorge- 
schlagen hätte, wäre ausgelacht worden . . . ) . , S  ie suggerieren 
damit, daß Okologie ein Teilproblem der Okonomie wäre 
bzw. nur über diese umsetzbar ist. Die Umweltzeitung "na- 

z.'. ist seit Jahren immer wenn es darum 
geht, aufzuweichen ader aufzuge- 
ben - so Anfang 1999 mit einem klaren Bekenntnis zur Gen- 
technik, mit ständiger Schelte für radikale Positionen, mit ei- 
ner Serie zur Expo 2000 (positive Daßtellung) usw. Andere 
zeitungen prägten vor al lem die lebenssti (ul i festyle~.~ebat. 
te), die neben den öko-neoliberalen Konzepten prägend ist. 
~ ~ l ~ ~ h ~  zeitUngen widmen sich ausschließlich ?der in geson- 
derten Rubriken der Fusion von Okologie und Okonomie. 
Und auch "linke" Zeitungen wie die Junge Welt oder Wo- 
chen-IMonatsmagzine debattieren höchstens die Detailfeh- 
ler der neoliberalen Umweltpolitik, während emanzipatori- 
sche Positionen venchwiegen werden' 
W i e  Parteien, vor allem Bündnis 9OIDie Grünen, aber auch 
alle anderen, z.B. auch die Umweltpolitikerlnnen der SPD 
oder die PDS, legten sich bis spätestens 1998 auf eine oko- 
nomieorientierte Okologie als ihr Programm fest. Die Oko- 
steuer ist als Idee von allen Parteien akzeptiert, wenn auch 
Unterschiede über die Art bestehen - keine Partei allerdings 
unterließ es, besondere Ausnahmen für die Industrie als Ziel 
zu beschreiben. Funktionärlnnen der Grünen, der SPD und 
der PDS sitzen oder saßen 1998 in zentralen Positionen der 



Umweltorganisationen und prägten von dort den Wandel der Umwelt- 
politik in Parteien und Verbänden. 
Eirie wichtiae Beaeitmusik dieser Entwickluna ist die Debatte um neue 
~eteili~un~;modJle und ~ef r iedun~stechnoh ie .  Eine durchökonomi- 
sierte Welt mit ihrer Verwertunasloaik ist nicht nur umweltzerstörend. 
sondern auch unmenschlich. ~enscvhen werden ihrer ~elbstor~anisati: 
onsfähigkeit beraubt (soweit sie noch besteht) und einem ständigen 
Druck ausgesetzt, sich im Markt zu profilieren, die Arbeitskraft anzubie- 
ten usw. Um daraus folgende soziale Ausgrenzungen sowie eventuell 
Unruhen abzufangen, werden nicht nur die Bemühungen um eine Ver- 
schärfung der inneren Sicherheitsvorkehrungen erhöht, sondern auch 
Befriedungstechnologien und Schein-Beteiligungen eingeführt. Dazu 
gehören Mediationen, Runde Tische und viele weitere neuartige Me- 
thoden, die nicht tatsächlich Mitbestimmung und Selbstorganisation för- 
dern. Moderation und andere Harmonisierungstechniken senken die 
Fähigkeit, sich selbständig zu organisieren und der gesellschaftsichen 
Umgestaltung Widerstand zu bieten. 

Gegenstragetegien 
Die folgenden Hinweise könne nur sehr kurz sein, um Richtungen eines 
"Umweltschutz von unten" anzudeuten. Nähere Vorschläge können 
den angegebenen Veröffentlichungen entnommen werden. 
Notwendig ist, Umweltschutz mit der Frage der Selbstbestimmung zu 
verbinden. Umweltschützerlnnen müssen sich an der gesellschaftlichen 
Debatte beteiligen, also nicht als losgelöster Sektor (Schutzgebiete u.ä.) 
agieren. Das bedeutet aber nicht, Umweltschutz an aktuelle Entwicklun- 
gen anzupassen. Es ist ganz im Gegenteil das Ziel, die Verhältnisse zu- 
gunsten einer emanzipatorischen Welt zu verändern, in der auch der 
Schutz der lebensgrundlagen "von unten", d.h. von den Menschen 
selbst definiert wird. 

Emanzipatorischer Umweltschutz will etwas ganz anderes als die neoli- 
beralen Konzepte oder einen starken Staat: Die Menschen werden zu 
Akteurlnnen. Die Straßen, Häuserblöcke und londschaften müssen den 
Menschen gehören, die in ihnen leben. Niemand kann über Flächen 
und Orte bestimmen, ohne selbst betroffen zu sein. "Demokratisierung 
von Flächen- und Rohstoffverbrauch" heißt das Gegenkonzept zu Ord- 
nungsrecht oder dem kapitalistischen Instrument Okosteuer. 
~ i s i o n  ist eine Welt von unten. Die kleinen Schritte dahin bestehen aus 
konkreten Proiekte, die die Menschen zu den Entscheiderlnnen machen: 
Windanlagen, die den Menschen drumherum gehören (statt teurer 
Großanlagen ohne örtliche Akzeptanz], Stromnetze im Besitz der,Bür- 
gerlnnen, ökologische Bauernhöfe im Gemeinschaftsbesitz, iokale Oko- 
nomien ohne Apparate und vieles mehr. Dazu gehört aber auch, die Vi- 
sionen einer Welt von unten laut zu benennen, denn Visionen können 
motivieren. Und der Widerstand, die direkte Aktion gegen Symbole 
und Macht von Staat und Konzernen sind Teil dieser Strateaie. ., 
Zudem entsteht die Chance, mit emanzipatorischen Zielen und Strate i 
en des Umweltschutzes wieder Bündnisse schaffen zu können mit anfe: 
ren sozialen Bewegungen, die gemeinsam an einer "Welt von unten" 
arbeiten. Kristallisationspunkte wie konkrete Gegenmodelle selbstorga- 
nisierten Zusammenlebens oder der Widerstand gegen Symbole des 
neoliberalen Machtanspruchs (Expo 2000, Weltwirtschaftsgipfel, -kon- 
ferenzen, -einrichtungen und anderes) können der Anfang sein. Um kla- 
re politische Positionen, Visionen und Aktionsstrategien entwickeln zu 
können, muß eine selbstkritische Analyse erfolgen, Platz sein für kreative 
Strategieent~icklun~ und für eine bewegungsinterne Streitkultur, die 
nicht mit dem falschen Ziel einer Harmonie die Aktionsfähigkeit mindert. 

Anmerkungen 
1 Es gibt sicherlich auch andere Detinitionen und hier s o  nicht furdie einzig richtige gekampft 
werden Die hier vorgenommenen Definitionen gelten fur diesen Text und sollen sein Ver 
slandnis erleichtern 
2 Genauso wie es ökologische Konzepte zum Neoliberalismus gibt, tauchen auch immer oiter 
Vorschlage aus anderen gesellschanlichen Feldern aul die kompatibel zum neoliberalen Ge 
sellschaitsmodell sind, z B in der Sozialpolitik (mehr Eigeninitiative) 

Emanzipatorischer Umweltschutz steht fur bkologische Strategie, die die Menschen zu den Entscheidenden machen 
Selbstbestimmtes Leben, eine emanzipatorische Gesellschaft ohne Obrigkeit oder Wirfschaftsdominanz und der Schutz 
der Lebensgrundlagen gehoren zusammen. 
Ein wichtiges Element ist eine selbstkritische und kreative Diskussion u m  die politische Ziele und Strategien. Das hier vor- 
liegende Papier dokumentieren wir, weil es Teil unsere Debatte ist. Es ist nicht die Meinung aller - darauf kommt es nicht 
an Wir wollen nicht gleichschaltet werden, und wir schalten uns nicht gleich. Wer an den Debatten teilnehmen will, kann 
das aerne Nahere Infos unter htto://ao.to/umweli und  ww.protektwerkstatt.de. 



7.3 Weniger Ökonomie ... und die von unten 
Die  Debatten über  ökonomische Strategien unterliegen e inem grundsätzlichen Fehler: Der  
Ökonomie  w i rd  ein Selbstzweck zuerkannt. Je nach pol i t ischer Richtung g ibt  es die Forderung 
nach Liberalisierung des Marktes u n d  Wirtschaftswachstum u m  jeden Preis oder  d ie nach  ei- 
nen  nachhalt igen U m g a n g  m i t  Ressourcen, z.B. der Energie. D i e  Diskussion entspringt n i ch t  
den Fragestellungen: Was ist für die Menschen gut  u n d  für e ine menschen- u n d  umwel tge-  
rechte Gesellschaft sinnvoll? Ist das Wirtschaften als so!ches, d .h .  ciie Existenz v o n  Betr ieben, 
deren Produkt ion unabhängig v o n  Bedurfnissen oder  d e m  Wi l len der Menschen  besteht. 
überhaupt legitim? 
Besonders deutl ich w i rd  das bei  der Frage nach Arbeitsplätzen. D i e  Forderung nach  neuen  A r -  
beitsplätzen w i rd  v o m  gesamten etablierten bürgerl ichen Spektrum erhoben - einige Denutzen 
das Argument, u m  wirtschaftsireundliche Gesetze durchzudrücken, andere me inen  es ernst 
u n d  halten Arbeitsplätze (bzw. Arbeit als solches) für etwas Gutes. W a r u m  u n d  woiür? Das fragt 
kaum EineR.' 
Wozu  sind Arbeitsplätze nöt ig  - also Orte, an denen Arbei tnehmer lnnen gegen G e l d  ih re  Kraft 
an  etwas verkaufen, was sie i n  der Regel gar nicht oder  höchstens z u  kleinen Teilen wo l len  oder  
beeinflussen können? Was so11 Arbeit? Ist i n  einer Gesellschaft, i n  der die Menschen  frei s ind  
u n d  das tun, wovon  sie individuell  oder als Gruppe  überzeugt sind u n d  deshalb aus freier Ent- 
scheiduna tun. n o c h  Platz für Arbei ts~lätze? 
ö k o n o m k  kann nicht sinnvoll  als solche diskutiert werden (sonst ergibt sich i m m e r  n u r  ei- 
n e  Effizienzdiskussion). "Wirtschaften" ist Teil gesellschaftlicher Tätigkeit. O b  "Wirtschaften" 
überhaupt nöt ig  ist (und  wenn ja, dann wie?) m u ß  poli t isch diskutiert u n d  entschieden werden.  
D i e  Debatte u m  Arbeitsplatze zeigt, daß politische Visionen u n d  Konzepte fehlen. Arbeitsplätze 
werden gefordert, ohne daß jemand sagt, warum es einen Wert  darstellt, wenn  Menschen  ge- 
gen Ge ld  etwas tun, was sie sonst nicht tun  würden. Es ist Zeitgeist, Realpolitik z u  machen ,  o h -  
n e  Ziele zu  haben. Das machen (fast) alle. D ie  Poli t ikerlnnen nennen  es "Realpolitik", in der  
alternativen Szene heißt dasselbe Herumwursteln o h n e  klare Positionen "Der  W e g  ist 
das Ziel". 
U m  ökonomische Konzepte (einschließlich der Nullvariante, d.h. es findet ke ine O k o n o m i e  
statt1 entwickeln u n d  beurteilen z u  wollen. müssen ~ o l i t i s c h e  Mode l le  entstehen. "Wirtschaf- 
ten"' ist dann legitimiert, wenn  es dazu dient, gesellsihaftliche Ziele z u  erreichen. O h n e  e inen 
politischen Wert, d.h. e in Ziel, gibt es keine Legit imation für das Wirtschaften bzw. best immte 
Formen des Wirtschaftens. 
Daher heißt die zentrale Forderuna: Keine Okonomiedebatte o h n e  ~ o l i t i s c h e  Ziele u n d  Positio- 
nen! Wenn die gesellschaftlichen>ielbilder bkonomischer ~ o n z e i t e  sichtbar werden, entlar- 
ven sich auch die Vorschläge des Neoliberalisrnus oder  der Nachhalt igkeit als Sirategien. K o n -  
zernvorteile u n d  ökonomische Gesetzmäßigkeiten über  gesellschaftlich2. pol i t ische Ziele zu  
stellen u n d  den Wirtschaftsmächtigen die möglichst dauerhafte ("nachhaltige") Kontrol le uber  
das Geschehen der Wel t  zu geben Menschen u n d  soziale Sir i ikturen werden z u m  "Arbeits- 
material" der Wirtschaftsprozesse. Gesundheit w i rd  z u m  Ziel,  wei l  die Arbeitskraft erhalten 
bleiben m u ß  Nachhalt igkeit urird z u m  Ziel. damit die Ressourcefi nicht ausgehen. D i e  M e n -  
schen oder der Schurz der Umwel t  fehien 
Okonomie  von  unten heißt vor  allem der Kampf gegen die Okonomis ie rung  der Gesellschaft 
u n d  des Alltags. Selbstbestimmtes Leben ist n u r  mög l i ch ,  w e n n  die ökonomischen  Zwänge 
verschwinden, wenigstens aber reduziert werden. D i e  Prioriat m u R  heißen: Erst der  Mensch ,  
denn die Gesellschaft (politisches Leben) und  dann d ie Wirtschaft. 

7.3.1 Die aktuelle Debatte 
D i e  aktuel l  diskutierten Vorschläge für eine Stärkung bzw. Änderung  der Wirtschaftsweise s ind 
allesamt untauglich, die Umweltzerstörung, d ie Ausbeutung v o n  Menschen  (Trikont, K inder  
u n d  Jugendliche, Frauen, aber auch viele Manner)  oder  d ie zunehmende Arbeitslosigkeit zu  
stoppen. I m  Einzelnen ist z u  ihnen  zu  sagen: 

Deregulierung und finanzielle Entlastung 
Diese vor, Bu~desregier~ng, BDI, DlHT unci einzelnen Großkonzernen verfo en  Ziele genen dovan aus, 
daß Beteiiaungsrech:e, Unweitscnutzauflage~, hohe Lohnneberkos:en rsw. di; Wettbe~erbsföhi~keit der 
deutschenlndustrie beeintröchrigen, foigiich deren Abbau zu Wirtschaftsaufschwung und zur Schcffung 
von Arbeirsoiötzen f8hrt. Diese Auffassung ist falsch. Zum einen ist die Industrie im internatianalen Wertbe- 
werb zur Zeit so konkurrenzfähig wie ~ o c h  nie, was widerlegt, daß überhaupt MaOnahmen zur Steigerung 
derselben notwendig sind. Zum zweiten sind die Folgen dieser Wirtschaftsstorke keineswegs oositiv. 
Sowohl bei der Unterdrückun von Menschen, bei der Zerstörung der Umwelt wie auch, besonde~ bemer- 
kenswert, beim Abbou von ~%ei:s~lötzei bedeutet eine hohe ieistungsföhigkeit der Wirtschaft immer eine 

roße Kapitolmen e für Rotio~alisierungen. Die finanzstarken Graßkonzerne sind die srößten Unrerdrücker, 
aie grbßien ~.nwe%zerstörer und die gr3ßten Vernichter von Arbeitspätze~. 
Selbstverpflichtungserklarungen der Regierun en und der Wirtschaft 
Sie ersetzen bisheri e Standards, Vorgaben unj t ra en so zusammen mir der Deregulierung zur Abschaf- 
fung von Gcsetzen%ei. Bekannt sind verschiedene !elbstverpflichtun serklörungen der Großindustrie ge- 
genüber der Bdrdesregierung. So konnte die Ind~strielabb~ mit freiwi~?~en ieisrungen Zwangsmaßnahmen 
zur Verhinderung der Müllflut abwehren -das Ergebnis war der "Grüne P ~ k t " .  Die Deregulierung von Um- 
weltschutzstandaros wurde mit der Ank2ndigung der Industrie erkauft, i r ~ e r h a b  einer bestimmten Frist die 
praduktspezifische CO.-Abgabe um 20% zu verringern. Diese Selbstverpflicitung bedeutet keine Verringe- 
rmg des CO,-Ausstosses i ~ s  ehamt, sondern nur pro Produktenheit. Yiese eifzien~ere Produktion i j r  Schon 
aus Kostenorür6ei- 05-ehil ?iel der Industrie. Som~t nutzt die Industrie eiikas, was sie ohneh n i dn  will und 
wird Jm asti e Gesetze ioszuwerden. 
~a;hhaltige%irtschaftsformen 
Dieses durch Konferenzen der Vereinten Nationen (vor aliem 1992 in Rio mit der Age~do 2:) populär ge- 
wordende Ziel wurde in Deutschland vor allem durch das Buch "Z~kunftsfähi~es Deutschland" prözisieri 
~ n d  wird heute sowohl in den Umweltverbänden als auch von Fachinstiiutianen, Konzernen und den Rec;;e- 
rungen verfagt. Jedoch sind konkrete Positionen Mangelware und etliche wesentliche Problemfeider wie 
die Herrschaftsstrukturen, die iogik einer auf Ausbeutung von Mensch und Natur gestützten Wirtschaft, die 
fehlende Beteii u ~ g  von Bür erlnnen an den politischen Entscheidungen usw. werden gor nicht ent auf e 
griffen. Das ist ?ein ~etailfeEler, sondern Konzept einer Denklogik, die Mochtverhöltnisse sichern wil?: 
eben "nachhaltiger" Kapitalismus. 

Al le beschriebenen Diskussionen verfolgen e ine Teilveranderung wirtschaftlichen Hande lns  
(zum Teil auch den  Mach tgewinn  v o n  Konzernen).  Sie festigen aber insgesamt das "Diktat  der  
Okonomie" ,  also d ie  wirtschaft l ichen Zwange u n d  Regeln, denen  d ie Menschen  ausgesetzt 
sind u n d  die die Selbstbest immung eingrenzen. 
AUS der Umwel tschutzbewegung sowie aus großen Teil der  Eine-Welt- u n d  sozialen G r u p p e n  
kc in rnen  zur  Zeit l 'orschläge, d ie sogar oft e ine Verschl immerung umweltzerstörender Wi r t -  
schaftsweisen herbeiführen würden.  Z u m  einen w i rd  o h n e  präzise Festlegungen für e in nach-  
haltiges LVirtschaften plädiert trotz der bereits beschriebenen Mängel ,  z u m  anderen zeigen 
auch die wenigen konkreten Vorschläge, daß eher wi rkungslose Detai landerungen als e ine 
grundlegend ändere Wirtschafts- u n d  Gesellschaftspolitik angestrebt werden. Viele der  V o r -  
schlage haben d ie gleichen Fehler u n d  ururden i n  der Sache Umweltschutz wenig oder  gar  
nicht-; erreichen Bemerkenswerterweise weisen viele i n  inren Vorschlagen Zugeständnisse an  
die Großindustr ie auf. Ist es e in  Zufall, daß gleichzeit ig Daimler, Ford, Lufthansa, B A S F  usw. 
Großsponsoren der  deutschen Umwel tverbände sind? 



Mythos Arbeit 
Die aktuelle Darstellung des/r Arbeiterlnnen (im Sinne der modernen Definition von erwerb- 
stätiger Bevölkerung) nähert sich immer mehr solchen Beschreibungen an, wie sie bis Mitte 
dieses Jahrhunderts für Soldaten galten: Arbeiten gilt als heroische, meist mannhafte Tat für 
das Wirtschaftswachstum. Arbeit ersetzt den Krieg, Wirtschaftswachstum das Vaterland. Gleich 
bleibt, daß der Begriff völlig frei jeglichen Inhalts ist, d.h. es wird nicht mehr gefragt, wer war- 
um für wen oder was arbeitet (bzw. im Krieg: wofür kämpft), sondern Arbeit wird als solches als 
wertvoll und erstrebenswert ange~ehen.~ Mit dieser Definition entsteht ein Lebenssinn: Arbeit. 
Arbeit gilt als gut und notwendig. AUS Angst, Not oder Minderwertigkeitsgefühl entwickelt sich 
der Drang, eine Arbeit zu haben. Das Leben der einzelnen Menschen bzw. ihrer Zusammen- 
schlüsse (vor allem: Paare bzw. Familien, genauso aber auch Kommunen oder andere Lebens- 
gemeinschaften) ist darauf ausgerichtet, die eigene Arbeitskraft effizient zu verkaufen. Die Ge- 
werkschaften kämpfen nicht gegen diese Sachzwänge und Ausbeutungsstrukturen, sondern 
für eine möglichst effiziente Arbeit (max. Ertrag aus minimaler Arbeitsleistung) und, bereits ne- 
bensächlich, die Zeit und Qualität der Freizeit (Gesundheit). 

Im Original: A L S Z J ~  OJS dem Text "Arbeitlos ins GIJck: Von N~tzen ~ n d  Chancen der Massenarbeirs- 
losigkeit" (~nveröffentlichtes Vonrogsmon~skript der "GliL'cklichen Arbeirslosen", Konta~lgrdppe Göt- 

der Erwerbstätigen abspänstig zu machen. Arbeitslase indes haben nicht nur mit ihrem Los als von der Ge- 
meinschaft der ständig Verdienenden Ausgeschlossene zu kämpfen, sondern als Schmarotzer und Foulen- 
Zer zusätzlich mit den allgemeinen Schuldzuweisungen - denen anderer und den eigenen. 
Nicht nur bei den Arbeitslosen führt diese Situation zu Unzufriedenheit, psychischer Instabilität und einer 
Angepaßtheit, die allzu häufig in Feigheit mündet, wenn es darum geht, die eigene Haut, sprich, den eige- 
nen Arbeitsplatz zu retten oder zu er ottern. Es mangelt zusehens an Motivation, Kreativität und Scnoffens- 
freude, den Bausteinen eines gesundl„ Selbstwertes. Die an st hemmt im Zuge dessen außerdem das kriti- 
sche Potential im bundesdeutschen Volk. Für eine Kritik der ,%bei+ etwas, wie sie vor 20 Jahren noch zum 
uten Ton in Beschäftigungskreisen gehörte, reicht nicht einmal mehr bei eingeschleschten Gewerkschaftern 

aer Mut. Persönliche und eselschaftliche Entwicklung sind gelöhnt vor Angst. 
Das paßt zwei esellscaalich ohnehin zu bedeutsamen Kräften sehr gut: Den wirtschaftlichen Eliten und 
dem politsichen?istablishment. Die Wirtschaftfreut sich in den unteren Rängen über gefügige und leistun s 
bereite Beschäftigte, die an ihrem Arbeitsplatz höngen wie on Mutteo Brust. Und die Herrschaften auf je; 
politischen Bühne können ihre Macht durch besagte Kritik- und Mutlosigkeit getrost gefestigt sehen. 

Machtfaktor Geld 
In den herrschenden Verhältnissen ist der Mensch meist käuflich. In der Glorifizierung des 
Geld als Mittel, mit dem man alles machen kann, und in den Ängsten, die für den Fall eines 
geld(erwerbsarbeits)losen Lebens geschürt werden, steckt der Ansporn dafür, (fast) alles zu ma- 
chen, um an Geld zu kommen. Geld wirkt oft wie eine Droge. Alle Anzeichen sind gleich den 
Abhängigkeiten von harten Drogen. Geldhaben wird zum Ziel, die Beschaffung zur wesentli- 
chen Tagesbeschäftigung, bei größerer Gier oder Versagen auf legalem Weg kommt Gesetzes- 
bruch hinzu (Beschaffungskriminalität). Geld ist ein optimales Mittel, Menschen in Scheinwel- 
ten zu versetzen oder sie gefügig zu machen. Und selbst die Dosissteigerung entspricht der 
harter Drogen: Je mehr man hat, desto mehr braucht man und desto zusätzlich mehr will man 
haben (Gier der Reichen). 
Geld ist eine Bestechung von Menschen, Dinge zu tun, die sie sonst nicht tun würden, die sie 
also nicht tun wollen. Die Verfügbarkeit großer Menschenmassen ist für vieles notwendig. was 
ökonomisch zur Zeit verwirklicht wird. vor allem für den Aufbau von Großstrukturen wie die 
Kommunikations- und Transportwege, zentrale und große Industrieanlagen und Kraftwerke. Es 

wäre völlig unvorstellbar, daß Tausende von Menschen jemals in freiwilligen und gleichberech- 
tigten Entscheidungsstrukturen auf die Idee kämen, sich für viele Jahre einer langweiligen und 
harten Arbeit hinzugeben, nur damit wenige Mächtige anschließend über Jahre Kasse machen 
könnten (z.B. beim Bau von Kraftwerken, Flughägen, Kanälen usw.). 
Die Verfügbarkeit der Menschen durch Zahlung von Geld steigt mit der geziehen Schaffung 
von Ängsten durch Geldknappheit. Der Begriff Armut ist inzwischen ausschließlich auf die 
Menge verfügbaren Geldes zurückgestuft worden, obwohl zweifelsfrei ein Leben mit wenig 
Geld dann komfortabel und freier verlaufen könnte, wenn die Ängste und äußeren Zwänge 
wegfielen. 

Karriere und Ruhm 
Aus welchem Grunde auch immer, die meisten Menschen streben nach Auszeichnungen. Die 
erhoffen sich dadurch auch eine Hebung ihres sozialen Standes, d.h. auch der Verfügbarkeit 
von anderen Menschen. So streben sie höhere Posten an ihrer Arbeitsstelle oder in  Vereinen 
an. Mit jedem Schritt erhöht sich die Zahl der ihnen Gefügigen - und ebenso weniger werden 
es "oben", auch wenn das keine praktische Bedeutung hat, da ohnehin immer nur wenige die 
unmittelbar Befehlserteilenden sind (direkte Vorgesetzte u.ä.). Ähnliche Wirkung wie die Kar- 
riere kann eine Ehrung haben, da durch auf der informellen Ebene (Ansehen des Geehrten 
und daher seine Möglichkeit, in machtausübenden Kreisen zu agieren, steigt. Für diejenigen, 
die andere ehren oder ihnen höhere Posten und Gehälter verschaffen, hat dieses Verhalten 
auch einen Sinn. Sie machen sich die von ihnen so geförderte Person ihnen selbst gegenüber 
gefügiger. Wer die Situation anderer verbessert, darf in der Regel auf eine Gegenleistung hof- 
fen, denn nach dem Prinzip "Eine Hand wäscht die andere" funktioniert der Filz der Mächti- 

gen 

Scheinzwänge, Drohungen und Repression 
Offenbar reicht die Methode des "Zuckerbrotes" nicht. Wenn denjenigen, die sich nicht gefü- 
gig verhalten, nicht anderes droht als der Entzug des Privilegs, selbst gefügig machen zu kön- 
nen, wären offenbar etliche Menschen bereit, auf dieses Privileg zu verzichten. Stattdessen 
könnte Solidarität entstehen, eine Macht von unten, die das bestehende System gefährdet, weil 
sie sich ihrer eigenen Gefügigmachung entzieht. Kann diese Gruppen nicht durch ihr angebo- 
tene Privilegien wieder in  das System integriert werden, kommt es zu Auseinandersetzungen, 
z.B. Streiks, gewalttägigen Demonstrationen, Sabotage usw. 
U m  solchen Prozessen von Beginn den Boden zu entziehen, tritt neben die "Bestechung" 
durch Geld und Karriere die Drohung für den Fall der Verweigerung. Wichtig ist dabei, daß die 
Drohung gegen Einzelpersonen eingesetzt werden. Auch hier hat die Politik aus der Vergan- 
genheit gelernt. Wo Gruppen ausgegrenzt und pauschal verurteilt werden, kann eine Solidari- 
sierung stattfinden. Daher greifen Politikerlnnen und Medien bei Demonstrationen immer wie- 
der kleine Teilgruppen heraus. Gesetze schreiben vor, daß bei jeder Aktion (Infostand, Veröf- 
fentlichung, Demonstration) immer eine oder maximal zwei Personen verantwortlich sind. Im 
Nachhinein können Rädelsführerschaften konstruiert werden. Das alles dient der Zerschlagung 
von Solidarität. Bei fast allen politischen Auseinandersetzungen der heutigen Zeit wird die 
Mehrheit der Kritikerlnnen gelobt (Versuch der Reintegration), die (oft radikale) Minderheit da- 
gegen angegriffen. Meistens klappt die Strategie: Die Mehrheit distanziert sich von der Min- 
derheit. Bewährt ist die Methode von Arbeitskämpfen, Anti-Atomdemonstrationen usw. Der 
ausgegrenzten Minderheit droht erheblicher Nachteil: Soziale Abstufung, Arbeitsplatz- und da- 
mit Geldverlust, Entehrung durch Niedermache in den Medien, Verhaftung, Mißhandlung 
bzw., bei Nicht-Deutschen, Abschiebung in den Tod usw. 



Zu den direkten Drohungen treten allgemeine Angstbilder, die gezielt gestreut werden. "Dann 
gehen die Lichter aus", "Arbeitsplätze in Gefahr", "Abwanderung ins Ausland" usw. sind klas- 
sische Drohungen, die eine soziale Angst streuen sollen, um zu verhindern, daß Vorschläge 
zur Veränderung des politischen Systems im allgemeinen oder des ökonomischen im speziel- 
len durchsetzungsfähig werden. Vollkommen irre erscheint, daß von Seiten der Mächtigen so- 
gar in der Regel eine Doppelstrategie gefahren wird: Verteufelung der Neuvorschläge und der 
sie einbringenden Personen verbunden mit der Verwirklichung von Teilen der Vorschläge, um 
das eigene lnteresse am Allgemeinwohl vorzutäuschen. Die Mächtigen tun damit Dinge, die 
sie selbst verteufeln - und niemand scheint diesen Widerspruch zu bemerken. Die Gutgläu- 
bigkeit aus dem Gerne-Glauben-wollen, die Gefügigkeit gegenüber denen, die "oben" sind, 
und die eigene Neigung, andere gerne gefügig zu machen oder der sozialen Ausgegrenzung 
anderer zuzustimmen, führen zur Akzeptanz selbst offensichtlicher Widersprüche 

Zerstörung der Autonomie und Selbstversorgung 
Wichtig ist, die Menschen in einer ausweglosen Situation zu halten. Es darf nicht möglich sein, 
sich wirtschaftlich auch ohne die Einbindung in das Gesamtsystem halten zu können. Das gilt 
für die Individuen (einzelne Menschen, die Nahrungsmittel, Wasser, Energie usw. brauchen) 
genauso wie für Gruppen und Zusammenschlüsse wie Vereine, die ohne Förderungen nicht 
auskommen, oder Gemeinden, die ohne Energielieferung von außen nicht leben können. Die 
wichtigste Maßnahmen ist die Zerstörung der Subsistenzwirtschaft, also der Eigenversorung 
von Menschen, Familien oder Dörfern mit dem, was unmittelbar zum Leben wichtig ist. Pro- 
duktion für andere oder Handeln sind dort unwichtig. Menschen, die in dieser Form leben, 
sind nicht gezwungen, sich in Wirtschaftsbeziehungen einbinden zu lassen. Mit der geziehen 
Zerstörung von Subsistenzwirkchaften (Enteignung, Zerstörung der Lebensräume durch Ver- 
giftung oder Großprojekte, Entzug von Arbeitskräften durch Militärdienst und andere Zwangs- 
maßnahmen) sowie der Bedürfniswecken gegenüber Produkten, die selbst nicht hergestellt 
werden können, werden Stück für Stück alle Orte und Menschen der Erde zum Teil eines alle 
umfassenden Weltwirtschaftssystems, bei dem jedeR einen kleinen, vorgedachten Arbeitsauf- 
trag ausfüllt. Große Teile der Menschheit arbeiten dabei nur noch für andere, nie mehr für sich 
selbst. Dafür erhalten sie Geld, von dem sie (wenn überhaupt) ihr Überleben sichern können. 
Sie arbeiten teilweise in der Produktion hochmoderner Geräte. ohne iemals auch nur ein einzi- 
ges selbst nutzen zu können. Für sie bleibt all das nur, um das nötige Essen zu kaufen - ein 
riesiger und oft nicht ausreichender Aufwand, um nur das gleiche erreichen zu können wie mit 
der Subsistenzwirtschaft: Etwas zu Essen zu haben. Für die Reichen, d.h. Mächtigen (Macht 
durch Geld) dieser Welt bedeutet diese Veränderung viel, denn die technischen Produkte, 
die Kleidung usw. sind für sie. Sie sind billig produziert, so daß das Geld der Menschen in den 
Industrieländern für mehr reicht, d.h. es stellt mehr Macht dar über die Menschen, die dafür ar- 
beiten. In den lndustrienationen gibt es gar nicht mehr genügend Menschen. die zu solcher 
Arbeit ausgebeutet werden könnten, also müssen die Arbeitskräfte in den armen Ländern ab- 
geschöpft werden, in dem man ihre Eigenversorgung zerstört und sie so gefügig macht. 
Doch selbst in den lndustrienationen wird die Selbstversorgungsfähigkeit erschwert, obwohl 
hier das Interesse an der Abhängigkeit der Menschen geringer ist, schließlich gibt es ja genug 
billige Arbeitskraft auf dem internationalen "Markt". Dennoch: Soziale Selbsthilfeprojekte, au- 
tonome Zentren, eigenständige Mini-Okonomien und vieles mehr werden auch in Deutsch- 
land schikaniert - wenn auch die Härte nachgelassen hat, seit klar ist, daß die internationale 
Unterdrückung die deutschen Arbeitnehmerlnnen in vielen Arbeitsbereichen überflüssig, weil 
ersetzbar macht. 

Angst von dem Neuen und Sicherheitsstreben 
Der relative soziale Aufstieg der meisten Deutschen von den ausgebeuteten Arbeitsnehmerln- 
nen zu einem Status, wo sie selbst auch ausbeuten können, hat die Kritikfähigkeit gestärkt. Ob- 
wohl die Deutschen so reich sind wie nie zuvor, sie sind auch mit der politischen Lage so unzu- 
frieden wie nie zuvor. Grund ist die zunehmende Nischenbildung: An Stammtischen, in den 
Familien oder Vereinen wird viel und heftig über die Mächtigen geschimpft. Darauf entsteht je- 
doch kaum Gegenwehr. Letztlich fühlen sich alle in der Abhängigkeit des Systems, dessen un- 
tendrückende Wirkung sie kennen, dem sie aber auch die eigenen Privilegien verdanken. 
Genau das macht ja das System stabiler als ein reiner Unterdrückungsstaat. Dosiert erhalten al- 
le auch das Recht, wieder andere zu unterdrücken. Und die wenigen, die sich nur unterdrückt 
fühlen, sehen über sich nicht eine kleine Gruppe von Mächtigen, gegen die ein Kampf sinnvoll 
sein könnte, sondern eine große Masse von Menschen einschließlich ihrer Nachbarn, Arbeits- 
kolleglnnen, Familienangehörigen usw. 

Die  (Sach-)Zwänge ständig vergrößern 
Die benannten Prozesse verschaffen dem Geld und den weiteren genannten Mitteln eine dop- 
pelte Wirkung: Sie machen gefügig - den Einzelnen gegenüber anderen, und andere gegen- 
über dem Einzelnen. Diese doppelte Wirkung ist entscheidend für die Stabilität des Systems. 
vor allem des ökonomischen Systems. Wirtschaftliche Potenz, vor allem in Form von Geld, be- 
wirkt Herrschaftsstrukturen. Mit Geld können Menschen gekauft werden, jedenfalls ihre Ar- 
beitskraft, oft aber auch mehr. Das allein aber würde zu Protesten führen, weil sich die Ausge- 
beuteten auch als solche begreifen würden. Soziale Unruhen in der Geschichte haben in die- 
sem Begreifen des eigenenAusgebeutetseins, der Abhängigkeit und der daraus resultierenden 
Machtlosigkeit ihre Ursache. Das gesellschaftliche System, dessen wesentlicher Pfeiler die 
ökonomischen Abhängigkeitsverhältnisse sind, mußte sich dann jeweils anpassen. Das Pro- 
testpotential wurde in fast allen Fällen dadurch abgebaut, daß wesentliche Teile integriert wur- 
den. Aus Menschen, die nur abhängig waren, wurden nun solche, die selbst andere in Abhän- 
gigkeit von sich sahen. Die Zahl derer, die dieses Doppelleben führen (nach "oben" abhängig, 
nach "unten" dominant) ist in den letzten Jahrhunderten gewachsen und nimmt heute den 
Großteil der deutschen Bevölkerung ein. Im gleichen Zeitraum wurde der Schutz der heimi- 
schen Landschaft verstärkt, um die direkten Folgen der Ausbeutung im eigenen Land zu ver- 
ringern. Um nachwievor ausreichend Arbeitskraft und Rohstoffe zur Verfügung zu haben, 
mußte als Ersatz das ökonomische Geschehen internationalisiert werden. Inzwischen agierten 
die Industrienationen weltweit, die Bevölkerung der meisten Länder Südamerikas, Afrikas und 
vieler Länder Asiens sind die "Gefügigen". U m  deren Abhängigkeit zu steigern, wurden regio- 
nale Selbstversorgung (Subsistenzwirtschaft) und Handelsstrukturen systematisch zerstört. Die 
Menschen der passenderweise als "3. Welt" abgestempelten Länder sind zur Verfügungsmas- 
se der Eliten und ihrer Arbeiterlnnenschichten in den lndustrienationen geworden. Zudem be- 
steht innerhalb der Industrieländer nachwievor das Gefälle von Machteliten zu denen, die gefü- 
gig sind und andere beherrschen, bis zu denen, die überwiegend oder ganz abhängig sind. 
Letztere sind noch immer viele Frauen. auch wenn die Emanzipationsbewegung hier den typi- 
schen Veränderungsprozeß hervorruft: Deutsche Frauen kommen in den Kreis derer, die selbst 
auch mal andere dominieren dürfen - dafür werden Frauen aus dem Ausland gekauft (für 
Männer, die das immer noch brauchen) bzw. klassische Heimtätigkeiten von früher durch aus- 
gebeutete Menschen in den gefügigen Ländern ausgeführt (2.6. Herstellung von Kleidung). 
Auch die Ausländerinnen in Deutschland gehören zu der gefügig gemachten Gruppen. Sie 
sind als Arbeitskräfte nach dem 2. Weltkrieg gerufen worden und füllten vor allem die Arbeiten 
aus, für die sich die Deutschen zu gut waren. 



Das Erfolgsrezept der modernen ökonomischen Gesellschaft heißt: Beteilige immer sovie- 
le Menschen an den Fleischtöpfen (Geld, Karriere usw.) und dem Privileg der Macht, daß sie 
stärker sind als die Ausgebeuteten. Dabei bedarf es noch nicht einmal einer zahlenmäßigen 
Mehrheit, weil ja die Mittel zur Durchsetzung für die Reichen und Mächtigen wesentlich besser 
sind (Waffen, Medien, Banken usw.). Die Welt zerfällt so in drei Teile: Erstens die Machtelite, 
ein Filz aus den Mächtigen der Wirtschaft, Politik, der Medien sowie wenigen anderen. Zwei- 
tens denen, die der Machtelite gegenüber gefügig sind (durch Geldzahlungen, aus Angst, Kar- 
rierehoffnungen usw., meist aber durch mehrere dieser Gründe zusammen), selbst aber über 
genügen Mittel verfügen, wiederum andere für sich arbeiten zu lassen (im unmittelbaren Be- 
reich oder, viel öfter, in den armen Ländern der Welt). Drittens die Mehrheit, die in ihrem Ver- 
hältnis gegenüber den anderen beiden Gruppen ausschließlich in Abhängigkeit ist und höch- 
stens intern nochmals Hierarchien aufbaut (statt solidarisch zu handeln, was angesichts ihrer 
Lage die einzige Chance zur Veränderung wäre). Die drei Gruppen sind nicht starr abge- 
grenzt. Das würde das System auch destabilisieren, denn die Hoffnung auf den Aufstieg in die 
jeweils bessergestellte Gruppe steigert die Bereitschaft, gefügig zu sein, enorm. Ein elen- 
des Leben gepaar mit Aussichtlosigkeit dagegen ist der Ausgangspunkt einer Revolte. Und die 
soll mit allen Mitteln verhindert werden. 

D i e  Steigerung: Sozialer Rückbau 
Trotz der beschriebenen Prozesse, immer wieder neue Kreise in die Machteliten aufzunehmen 
und international neue, gefügige Billiglohnarbeiterlnnen zu finden (sozusagen als moderne 
Sklavinnen, denen statt Ketten und Peitsche Verhundern und manchmal auch Gewehrkugeln 
drohen), gibt es seit einigen Jahren in Deutschland einen Prozeß, auch im Land die Zahl der 
Gefügigen, d.h. fast oder ganz Rechtlosen zu erhöhen. Sozialer Rückbau hat zum Ziel, 
mehr Menschen durch die Verknappung von Geld, Freiheit und Zeit in eine stärkere Abhän- 
gigkeit zu bringen, d.h. sie würden sich leichter und unter den "von oben" diktierten Bedin- 
gungen an die Industrie "verkaufen". U m  diesen Prozeß zu erreichen, bedienen sich die 
Mächtigen eines einfachen, aber wirksamen Tricks. Sie berichten ständig und aufdringlich über 
einen wirtschaftlichen Niedergang. Dabei werden immer wieder Industriezweige in den Vor- 
dergrund gerückt, denen es tatsächlich schlechter geht (Kohleförderung, Baugewerbe). Das 
liegt aber nicht an der Gesamtlage der Wirtschaft, sondern an Veränderungen in der Nachfra- 
ge, die es immer gegeben hat und die immer einen Wandel nach sich zogen, d.h. daß einzelne 
Bereiche zurückgingen, während sich neue auftaten. Tatsächlich gibt es inisgesamt und in den 
Gewinnerbranchen, z.B. Antomobil- und Chemieindustrie, ein deutliches Wirtschaftswachs- 
tum. 

D i e  Ökonomie verdrängt Polit ik u n d  Gesellschaft 
Der zur Zeit verheerendste Prozeß ist der Abbau politischer Entscheidungsstrukturen zugung- 
sten der Wirtschaft. Abgebaut werden die Rechte der Bürgerlnnen (Beteiligung an Verfahren) 
und der Parlamente (Okosteuer, MAI, Zentralisierung von Entscheidungskompetenz usw.). Am 
Ende steht eine umfassende Herrschaft der Okonomie - einzelner Großkonzerne sowie der 
"Marktgesetze", die statt einer politischen Willensbildung das Leben dominieren werden. Die 
Menschen werden stärker in die Abhängigkeit ökonomischer Zwänge geraten, sich noch stär- 
ker "verkaufen" müssen und noch weniger Einfluß auf das Geschehen haben, weil nicht ein- 
mal per Wahlrecht noch etwas zu ändern ist, wenn die Parlamente entmachtet wurden. 
Die für ein selbstbestimmtes Leben notwendige Entmachtung der Parlamente zugunsten der 
Menschen ist in noch weitere Ferne gerückt, wenn die Konzerne die wichtigsten Entscheidun- 
gen treffen. Das ökonomische System, zur Zeit also der Kapitalismus, hat die Politik besiegt. 

Hinter  allem: D i e  Herrschaftsstrukturen 
Die Analyse der ökonomischen Strukturen zeigt das gleiche Ergebnis wie die Betrachtung an- 
derer Bereiche der Gesellschaft: Im Kern sind die Probleme auf die Herrschaftsstrukturen 
zurückzuführen. In den selbsternannt zivilisierten Industrienationen haben Geld, Karriere, 
Ruhm und Schein-Sachzwänge die Rolle der fruher dort und heute noch in in den meisten un- 
terdrückten Landern regierenden Geheimpolizeien und Folterkammern übernommen. Das 
bringt einen entscheidenden Vorteil: Es fällt nicht so auf. Die Mächtigen treten gar nicht öffent- 
lich auf oder berufen sich auf die Demokratie, deren Fassade die Wahrheit verhüllt. Auch die 
Okonomie ist von diesem zentralen Problem betroffen. Eine alternative Okonomie muß daher 
auf dieses Grundübel eingehen. Vorschläge, die nur die kleinen, ökonomischen, nicht aber die 
globalen und die machtpolitischen Rahmenbedingungen verändern wollen, bleiben daher not- 
gedrungen unwirksam oder helfen mit, Herrschaftsstrukturen abzusichern, weil diese dann 
dauerhafter (nachhaltig!) bestehen bleiben. Es ist höchst fraglich, ob nicht der Kollaps des be- 
stehenden Systems die notwendige Voraussetzung für Veränderungen ist, währenddessen ver- 
schiedene Vorschläge einer sog. alternativen Okonomie oder einer O k ~ l o g i s i e r u n ~  der Wirt- 
schaft diesen Kollaps nur verzögern und damit helfen, die Mächtigen noch für eine unbe- 
stimmte Zeit zu stützen. Okosteuern oder ähnliche, mehr oder weniger weitreichende Konzep- 
te (Zertifikatssysteme usw.) sind so einzustufen. Sie verlängern die Periode, in der die Ausbeu- 
tung der Natur und der Menschen geschieht, der Ausblutungsprozeß wird gestreckt und damit 
einschneidende Veränderungen verhindert. Die Apostel der Nachhaltigkeit und Okosteuerre- 
formen sind die intellektuellen Unterstützerlnnen der Mächtigen. 

Zitiert: Aus dem Buch "Die Ökofolle" (S. 98) 
Ka~itolismus ist, demnach ein rnochtpolitisches Konzept Als eine Methode, Güter zu produzieren, laßt er 
sic nicht hinreihend beschreiben. Dafür sind seine Güter zu überflüssig und seine Methoden zu unwirt- 
schaftlich. ... letztlicn geht es immer ur darum, wer den Transfer von natürlichen Reichtümern, von produ- 
zierten Gütern und von Dienstleistungen zu sich hin erzwingen kann und wer nicht; wer in der lage ist, sa- 
ziale Macht und Dominanz auszuüben und wer nicht. 

Nur diejenigen, die die Herrschaftsstrukturen als Auslöser erkennen, können einen echten 
Wandel herbeiführen. In Randbereichen der alternativen Okonomie geschieht das bereits. Das 
zur Hauptaufgabe zu machen, ist die einzige Chance, den ausbeuterischen Alltag des industri- 
ellen Kapitalismusses (auch bezeichnet als "Marktwirtschaft") und des Staatskapitalismusses 
(bekannt und fast überall gescheitert als "real existierender Sozialismusr') zu besiegen. 

Nicht sinnvoll, weil unwirksam oder gar systemerhaltend, sind viele der als ökonomi- 
sche Heilslehren auch in alternativen Kreisen angebotenen Ratschläge. Genannt seien bei- 
spielhaft die Okosteuer- und Nachhaltigkeitsdebatte, die die zentralen Herrschaftsstrukturen 
ebenso außer Acht Iäßt wie die Zinstheorien der Freiwirtschaftlerlnnen. Bemerkenswert ist 
auch, daß die Anhängerlnnen solcher, die Herrschaftsstrukturen nicht in den Mittelpunkt stel- 
lender Theorien, oft auch zusätzlich Zweifel an ihrer Gesinnung aufkommen lassen, wenn sie 
z.B. Mitglied in den staatstragenden Parteien Deutschlands sind (Nachhaltigkeitsdiskutantln- 
nen vor allem in der SPD), die theoriebildenden Einrichtungen vom Staat finanziert werden 
(z.B. das Wuppertal-Institut, das die Studie "Zukunftsfahiges Deutschland" herausgab, 
vom Land Nordrhein-Westfalen) oder sogar braune Gedanken mitverbreitet werden, wie in  
den Kreisen der Freiwirtschaftlerlnnen. 

Zitiert: Aus dem Buch "Die Ökofolle" (S. 10111) 
Dieses Buch veririii einige sehr einfache Thesen. Erstens, daß die göngigen Nachhaltigkeits-Stridien nicht in 
der Lage sind, die ökologischen und sozialen Zukunftsproblerne zu lösen. Sie :liustrieren zwar eindrücklich 



den Ist-Zustand, gerifen aber die prinzipielle,:entörerische Dynamik der egenwärtgen Entwicklung nicht 
an. Was sie  propagiere^, isl ein reformierter Oko-Kapitalismus, der vor agiem dos nationalchadvinistische 
Interesse der lndustrieländer bedinent. ... 
Zweitens, daß es tatsächlich eine Krise der gegenwärtigen weltgesellschaftlichen Ordnung gibt. Nur ist es 
keine ökologische, sondern eine soziale Krise: eine Krise der Herrschaftsmittel und des Herrschaftssystems 
. . .  
Drittens wird die These vertreten, daß die Krise eine prinzipielle ist, keine Übergangs- oder Anpassungskri- 
s e  Sie markiert den Grenzpunkt einer Entwicklun auch für die soziajen Bewejungen! deren Kritik und 
Theorie sich weiterentwickeiri und verändern muß. j a s  Stürzen auf die Okoogie, os wir in diesen Theorien 
und Bewegu~gen derzeit erleben, ist oft eir: Einfailstor dafür, an alten Fehlern, Vorstellungen und Illusionen 
festzuhalten. Ich nennen das die Okofale: Wenn Natur and Herrschaft etrennt voneinander gesehen wer- 
den, die ökologischen Verhältnisse von den Hernchaftsverhältnissen atgespalten werden, dann werden 
die historisch-kritischen Edahrungen der sozialen Bewegung wieder verdrängt, und eine zueitgemäße Kritik 
der Verhältnisse schlägt fehlt. 

7.3.3 Weniger Ökonomie als politisches Ziel 
Das Zielbild einer herrschaftsfreien Gesellschaft sieht die Menschen im Mittelpunkt. Alle Men- 
schen sind frei und gleichberechtigt. Was zwischen ihnen bzw. zwischen den Organisationen 
und Gruppen, zu denen sich Menschen zusammenschließen, geschieht, erfolgt auf der Ebene 
freiwilliger Vereinbarungen. Die Existenz von Strukturen, die den Menschen die Regelung ih- 
res Zusammenlebens abnehmen, widerspricht dem Prinzip der Selbstbestimmung. Folglich 
gibt es auch keine ökonomischen Strukturen, die nicht von den Menschen selbst gewollt, ge- 
tragen und organisiert werden - keinen Handel, kein Wirtschaftsministerium, keine Welthan- 
delsorganisation und keine Bank, die nicht direkt aus dem Willen und der Vereinbarung der 
Menschen entspringen. 
Eine herrschaftsfreie Gesellschaft ist nicht das Ende von Austausch, Handel und Zusammenar- 
beit von Menschen und ihren Zusammenschlüssen, aber alle Institutionen und Organisationen 
verschwinden, die heute auch dann weiterexistieren, wenn es keine Menschen gibt, die sie wol- 
len und tragen (außer denen, die es machen, um damit Geld zu verdienen). 
Auf dem Weg zu einer Gesellschaft ohne oder mit weniger Okonomie sind verschiedene Teil- 
schritte denkbar, die allein das Ziel nicht erreichen, aber ihm immer ein Stück näher kommen. 

Absicherung durch  Crundsicherung oder Subsistenz 
Subsistenz bedeutet die Fähigkeit, sein Leben selbst zu organisieren. Das beinhaltet die Mög. 
lichkeit zur Befriedigung der Grundbedürfnisse (Nahrung, Wasser, je nach Wohnort ein Dach 
über dem Kopf und Heizung u.ä.) und zur Entwicklung der kulturellen Gemeinschaft zwischen 
M e n ~ c h e n . ~  
Die Absicherung von Menschen kann vor Auflösung zentraler ökonomischer und staatli- 
cher Strukturen über verschiedene Wege führen. Gefordert wird bereits die finanzielle Absiche- 
rung über eine Grundversorgung, d.h. ein staatlich gesichertes Gehalt.6 Dieses darf nicht an 
Bedingungen geknüpft sein, weil es sonst in gleicher Weise wie ein Arbeitsplatz zu konformen 
Verhaltensweisen fuhrt, also nicht absichert, sondern kanalisiert. Sinnvoller, vor allem in Hin- 
blick auf eine Weiterentwicklung in Richtung einer herrschaftsfreien Gesellschaft. wäre die Ab- 
sicherung über materialle Wert, vor allem einen Anteil am Bodenbesitz. möglicherweise auch 
an anderen Kapitalwerten. Diese müssen unverkauflich sind, damit nicht über Zwang, ökono- 
mischen Druck u.ä. diese Sicherungen wieder entfallen bzw. bei wenigen zusammengefuhrt 
werden. Bei einer Absicherung über einen Anteil am Boden können die Menschen selbst ent- 
scheiden, ob sie diesen selbst bewirtschaften, anderweitig nutzen oder aber verpachten (auf 
welcher Tauschbasis auch immer) bzw. mit anderen gemeinsam nutzen. 
Iri eirier herrschaftsfreien Gesellschaft bildet der Boden die Basis der Freiheit und Absiche- 

rung. Alle Menschen müßten ab ihrer Geburt uber eine solche materielle Absicherung verfü- 
gen und selbst entscheiden, ob sie ihre Basis in einen gemeinschaftlichen Zusammenhang ein- 
bringen, an andere verpachten oder selbst nutzen - einschließlich der Entscheidung, sich der 
Gesellschaft völlig zu entziehen. 
Sinn dieser Absicherungen ist, den Menschen vom Zwang zu befreien, seine Arbeitskraft 
und Kreativität zu verkaufen, um überleben zu können. Subsistenz ist daher ein Gegenpro- 
gramm zur systematischen Zerstörung der eigenen Überlebensfähigkeit der Menschen und 
des daraus resultierenden Zwanges, sich dem Arbeitsmarkt, d.h. der Verwertung im Kapitalis- 
mus, hinzugeben. Je nach Zustand einer Gesellschaft sind unterschiedliche Maßnahmen nötig 
- in vielen sog. Entwicklungsländern eher die Verteidigung bzw. Wiederherstellung der Verfü- 
gung über das Land durch die dort lebenden Menschen, in den Industriestaaten dagegen eine 
völlige Neuorganisation von Eigentumsverhältnissen. Im Ergebnis sollten Boden und materiel- 
le Werte etwa zur Hälfte der Subsistenzabsicherung sowie der demokratischen Entscheidung 
über Nutzung und Gestaltung zugeführt werden, um sowohl individuelle Rechte wie auch ge- 
meinschaftliche Entwicklungsprozesse zu gewährleisten. 

Individuel ler u n d  gemeinsamer Abbau  ökonomischer  Zwänge 
Der Zwang, sich den ökonomischen Regeln der Gesellschaft zu unterwerfen (Konsum über 
Großstrukturen, Verkauf der Arbeitskraft usw.) hängt unmittelbar mit dem Bedarf an materiel- 
len Gütern zusammen. Ein hoher materieller Lebensstandard ist daher für Menschen ohne 
vorhandenes Kapital gleichbedeutend mit starken Zwängen, d.h. der Notwendigkeit, den Ge- 
genwert der matierellen Güter zu erwirtschaften. Der einfachste Teilschritt, sich ökonomi- 
schen Zwängen zu entziehen, ist daher die Beschränkung der im freien Markt erworbenen, 
materiellen Werte und Dienstleistungen. Das ist nicht gleichbedeutend mit Verzicht. Zum ei- 
nen entsteht ein Gewinn: Zeit und Freiheit. Zum anderen gibt es für die Schaffung eines ausrei- 
chenden Lebensstandards auch Alternativen zum Markt, 2.B. Tausch oder Eigenproduktion. 
Zu den Möglichkeiten, den materiellen Bedarf zu senken, gehören auch Eigentumsgemein- 
schaften: Wo Sachwerte nicht individuell zugeordnet, sondern von mehreren genutzt werden, 
sinkt der wirtschaftliche Druck auf den Einzelnen, diese zu beschaffen, instandzuhalten usw. 
Der bekannteste Fall solcher Eigentumsgemeinschaften sind das Car-Sharing oder geteiltes 
Hauseigentum. 
Am konsequentesten sind Gütergemeinschaften, d.h. die Teilung aller materiellen Werte inner- 
halb eines Zusammenschlusses von Menschen in freier Vereinbarung - z.B. Kommunen, 
aber auch WGs, Familien und/oder Einzelpersonen, die diese Gütergemeinschaft schaffen. 
Alles gehört allen bei vereinbarten Verfügungsrechten. Solche Gütergemeinschaften schaffen 
ökonomischen Regeln innerhalb der jeweiligen Gemeinschaft ganz ab und reduzieren die 
nach außen. 

Dezentralisieruna v o n  Polit ik und direkte Demokrat ie - 
Jeder Schritt gesellschaftlicher Machtverlagerung nach unten sowie verbesserter Beteiligungs- 
rechte für die Bürgerlnnen bedeutet einen Fortschritt hin zur Herrschaftsfreiheit. Zur Zeit bietet 
sich aber nur ein geringer Rahmen für solche Veränderungen. Die Bemuhungen um direkte 
Demokratie stärken die Rechte der Menschen für Einzelfälle und meist außerhalb vieler Politik- 
bereiche, die von der Entscheidungsbefugnis ausgenommen sind.8 
Verbesserungen der Beteiligungsrechte fur alle Menschen bzw. die Bürgerlnnen9 einschließ- 
lich des vollen Einsichtsrechts werden auch die Mitwirkunasmöalichkeiten bei ökonomi- - - 
schen Entscheidungen stärken, vor allem bei der Gewerbeansiedlung und Flächennutzung. 
Zudem stellt die direkte Demokratie die Mittel bereit, per Bürgerlnnen- oder Volksentscheid 



weitergehende Veränderungen durchzusetzen, wenn die Politikerlnnen diese verweigern. Da- 
her ist sie sowohl Teilschritt wie auch Mittel zur Durchsetzung der Herrschaftsfreiheit. 

Zerschlagung/Entmachtung zwangausübender Wirtschaftsinstitutionen 
Das richtige Tun ist ein Teil des Ganzen, würde aber angesichts der Übermacht der bestehen- 
den Ordnungsstrukturen nur in Nischen eine Chance haben und in  der Wirkung nur weni- 
ge Menschen erreichen. Es gilt, sich gegen Institutionen und Organe, die ökonomische Zwän- 
ge ausüben, zu erheben. Viele von ihnen können unter Druck gesetzt werden, wenn sich viele 
Menschen einig wären in der Verweigerung und in ihrem Protest, z.B. 
- Arbeits- und Sozialämter, die mit der Androhung der Minderung oder des Entzug der finan- 

ziellen Überlebensgrundlage Menschen zur Bereithaltung oder zum Verkauf ihrer Arbeits- 
kraft zwingen. 

- Streiks und andere Arbeitskampfformen gegen die Firmenleitungen und für mehr Mitbe- 
stimmung oder Kollektivierung der Betriebe (nicht: Verstaatlichung, sondern Übernahme 
durch die Menschen im Betrieb) sowie höhere Autonomie für die Einzelpersonen (Arbeits- 
zeiten usw. nach Bedürfnissen der Menschen). 

- Umsturz innerhalb der Gewerkschaften, um diese zu einer Plattform des Widerstandes ge- 
gen die Macht der Ökonomie und der Konzerne zu machen. 

Neben diesen Veränderungen "von innen" gilt es, die Institutionen anzugreifen, die die aktuel- 
le, ökonomisch orientierte Gesellschafts- und Weltordnung geschaffen haben oder aufrechter- 
halten. Dabei geht es nicht um eine "bessere" Ordnung, sondern um die Abschaffung von 
Ordnung, d.h. von oben geordneten Verhältnissen. Ebenso geht es nicht um die Reformierung 
dieser Institutionen, sondern um deren Abschaffung. 
- Widerstand gegen die Macherlnnen der weltweiten Wlrtschaftsordnungen, u.a. die Welthan- 

delsorganisation WTO, die Weltbanken und Weltkreditinstitute, die Weltwirtschaftsgipfel usw. 
- Widerstand gegen alle Grenzen zwischen Ländern, der Nationalstaaten und ihnen ähnli- 

chen Gebilden (z.B. der EU), denn sie alle bedeutend "Ordnungen", d.h. Reglementierun- 
gen und Einschränkungen menschlicher Freiheit von oben. 

- Widerstand gegen die lokalen und regionalen Akteurlnnen der Wirtschaftsordnung, d.h. do- 
minante Konzerne, Industrie- und Handelskammern und andere, die mit Rechten ausgestat- 
tet sind und so von oben (Wirtschafts-)Ordnungen schaffen. 

- Besetzung von Flächen, die seitens der Politik (z.B. über Baulandausweisung) für die Stär- 
kung zentraler Konzerne oder der nötigen Infrastruktur ausgewiesen werden sowie Kampf 
gegen Monopole und direkte Machtausübung durch einzelne Konzerne oder deren Verbün- 
de. 

7.3.4 Ökonomie von unten 
Selbstbestimmung ist ein gesamtgesellschaftliches Ziel. Sie geht nicht nur von selbstverwalte- 
ten Betrieben, sondern von allen Orten gesellschaftlichen Lebens aus, die politische Entschei- 
dungsrechte dezentralisieren und in die Hand der Menschen selbst legen, ubergeordnete 
Strukturen schwächen oder abschaffen. Eine herrschaftsfreie Gesellschaft kann nur entstehen, 
wenn überall ubergeordnete Strukturen in ihren Handlungen durch die Menschen legitimiert 
sind, und nicht durch Gesetze, Geld oder Besitz. Alle Menschen müssen frei, alle menschli- 
chen Gemeinschaften (Dörfer, Stadtteile/Wohnviertel, Vereine, Parteien, Betriebe usw.) selbst- 
verwaltet sein. d.h. auf freiwilliaen Vereinbarunaen der Menschen beruhen. Kein Mensch ist 
gezwungen, solche Verbindungen einzugehen, die individuelle Alternative, sich der von unten 

organisierten Gesellschaft zu entziehen, muß grundsätzlich bestehen (Chance zur Subsistenz 
der Einzelnen oder kleiner Gruppen). 
Wo ökomische Strukturen bleiben (das wird am Beginn des Veränderungsprozesses fast 
uberall, mit zunehmendem Abbau ökonomischer Zwänge und Institutionen immer seltener 
der Fall sein), muß sie von den Menschen getragen und organisiert, d.h. selbstverwaltet, sein. 
Wenn alle menschlichen Arbeitsstrukturen (Betriebe und Teile derselben) selbstverwaltet orga- 
nisiert wären, wäre eine Ausbeutung von Mensch und Natur nur sehr schwer möglich. Aus- 
beutung beruht auf dem Prinzip der Verfügbarmachung von Arbeitskraft oder anderen gewoll- 
ten menschlichen Eigenschaften (Reproduktion, Erziehung usw.). In selbstverwalteten Struktu- 
ren fällt diese Verfügbarmachung im Binnenverhältnis weg, d.h. innerhalb eines Betriebes 
kann keine Einzelperson über eine andere oder gar ganz viele andere verfügen. Wenn alle Be- 
triebe selbstverwaltet sind, werde auch zwischen den Betrieben andere Verhältnisse entstehen.' 
Gleiches wie für die Arbeitenden (ein Projekt = wirtschaftlicher Vorgang entsteht nur, wenn die 
daran Beteiligten es wollen) müßte auch für das Geld (solange es existiert) gelten. Geld kann 
nur dort investiert werden, wo es Menschen in freier Entscheidung dafür bereitstellen. Eine Ver- 
gabe "von oben" findet in einer Ökonomie von unten nicht statt. 
All das kann nur entstehen, wenn die Menschen aus den ökonomischen Zwängen befreit wer- 
den. Die Zurückdrängung der Okonomie ist deshalb wichtigstes Ziel einer "Okonomie von 
unten". Dazu gehört eine Vielzahl von Teilhandlungen, z.B. die Änderung gesetzlicher Rah- 
menbedingungen, der uneingeschränkte Freiraum für Subsistenz/Selbstversorgung, eigen- 
ständige Klein-Okonomien (Tausch, Gütergemeinschaften), kein Zwang zur Bereithaltung für 
den Arbeitsmarkt, Eigenwirtschaft und Selbstorganisation usw. 
Im günstigsten Fall gibt es die folgenden Wirkungen, wenn alle Bereiche selbstverwaltet sind, 
also wirtschaftliches Handelns nur noch entsteht, wenn sich Menschen in freier Entscheidung 
dazu entschließen. 
- Der Bau von Großanlagen oder zentralen Versorgungsstrukturen ist nicht oder kaum mög- 

lich, weil sich kein Mensch freiwillig (also ohne Verfügbarmachung über Lohnzahlung oder 
Unterdrückungsmaßnahmen) dafür bereitfinden wird, über viele Jahre und ohne eige- 
ne Identifikation an solchen Mammutprojekten zu arbeiten. 

- Lokale und regionale Bezüge werden gegenüber überregionalen und internationalen Ar- 
beitsstrukturen und Handelsbeziehungen bevorteilt, weil internationale Geflechte ständig 
Transport- und andere Leistungen verlangen, die auf der Ausbeutung von Mensch (Billi- 
glohnarbeiterlnnen) und Natur (Rohstoffen) basieren. Wenn alle (!) Betriebe selbstverwaltet 
sind, werden auch im Trikont Kollektive als Gesprächspartner für Kollektive aus dem reichen 
Norden bereitstehen und keine ausbeutbare, verfügbare Masse Mensch. Handel funktioniert 
direkt. 

- Es wird viel mehr und kleinere Betriebe bzw. Betriebseinheiten geben, da nur diese selbst- 
verwaltet arbeitsfähig sind. Kooperationen werden durch freiwillige Vereinbarungen und 
nicht von oben oder per Bankensteuerung geschlossen. Die Arbeitsformen werden flexibler, 
was auch bedeuten kann, daß alle Menschen ihren Fähigkeiten und Zeitmöglichkeiten 
gemäß arbeiten. 

- Gewerkschaften und Arbeitgeberlnnenverbande gibt es nicht mehr. Die Menschen vertreten 
sich selbst. 

Dezentralisierung ökonomischer  Strukturen 
Je direkter wirtschaftliche Kontakte organisiert werden, desto einfach wird es möglich, daß die 
beteiligten Menschen diese selbst verwalten. Großkonzerne, -versorger und -handel entziehen 
sich jeglicher Kontrolle, weil ihre Strukturen für die einzelnen Menschen nicht greifbar, meisi 



nicht einmal durchschaubar sind. Daher sind kleinräumige Strukturen des Wirtschaftens und 
Handels kleine Schritte in Richtung des Abbau ökonomischer Hierarchien. Konkrete Anwen- 
dungen für solche dezentralen Okonomien sind: 
- Tauschringe: Direkter Austausch von Waren- und Dienstleistungen innerhalb einer festen 

Gruppen, 2.B. den interessierten Menschen in einer Region, Stadt oder Stadtteil. Der 
Tauschwert von Dienstleistungen und Waren wird entweder der freien Vereinbarung überlas- 
sen oder über eine zeitabhängige Größe organisiert. Letzteres gibt allen Arbeiten den glei- 
chen Wert, was gegenüber dem marktwirtschaftlichen Index nach Angebot und Nachfrage 
bzw. Monopolisierung eine gleichberechtigtere Position darstellt. Allerdings bleibt in allen 
Fällen das Problem, das nur nachgefragte Angebote einen Tauschwert darstellen. 

- Direkte Okonomie: Wie in den Tauschringen kann jedes bisherige "Geschäft" auch auf di- 
rektem Weg und unter Verzicht auf künstliche Wertmaßstäbe wie Geld abgeschlossen wer- 
den. Jede Einzelperson kann sich so dem Zwang zur Lohnarbeit als einziger Existenzsiche- 
rung entziehen. Weitergehend sind Kooperativen oder andere Formen des gegenseitigen 
Austausches von Waren und Dienstleistungen, in denen sich Menschen und ihre Betriebe 
gegenseitig anbieten, auch ohne Geld, aber gegen Mitarbeit oder andere Gegenleistungen, 
z.B. an Lebensmittel oder technische Hilfe zu kommen. Denkbar ist ebenso, sich gegensei- 
tig solidarisch abzusichern, zu helfen usw. 

- Direktvermarktung: Die Ausschaltung des Zwischenhandels führt zu mehr Transparenz und 
Einflußnahme. So können Abnehmerlnnen 2.B. mit Landwirtlnnen auch direkt vereinbaren, 
welche Produkte angebaut werden usw. 

- Gemeinsames Eigentum: Wo Geräte (Maschinen, Computer, Küchen usw.) gemeinsam ge- 
nutzt werden, kann viel Geld gespart werden, das nach außen fließt und somit zwingend 
zunächst erwirtschaftet werden muß. Um bürokratische Strukturen zu vermeiden, wäre 
denkbar, die Geräte in der Obhut einer Person oder eines Betriebes zu belassen, sie jedoch 
frei auszuleihen gegen die Pflicht der Instandhaltung. 

7.3.5 Aktionen gegen den Kapitalismus 
Ziel und Forderung ist die grundlegende Abschaffung der Herrschaftsverhältnicce mit allen be- 
stehenden Machtmittel, von denen ein wichtiges die bestehenden ökonomischen Zwänge 
sind. Fraglich ist, ob in einem solchen Zielbild Währungen, Ökonomie bzw. (Erwerbs)Arbeit 
überhaupt noch vorhanden wären oder eine wesentliche Rolle spielten gegenüber selbstbe- 
stimmten Prozessen in freiwilligen Zusammenschlüssen. Dennoch können auch sofort und in- 
nerhalb des bestehenden Systems Veränderungen erreicht werden, die einer selbstverwalteten 
Wirtschaftsstruktur Vorteile verschaffen. Sie dürfen nicht davon ablenken, weitergehende 
Veränderungen einzufordern. 
Wie in allen politischen Bereichen hat nur eine Mischung aus verschiedenen Aktionsformen 
eine Chance auf Wirkung. Die öffentliche Thematisierung, der direkte Angriff auf die kapitali- 
stischen Strukturen und die Schaffung von Alternativen gehören ebenso dazu wie konkrete 
Forderungen an politische Entscheidungen, die von den zur Zeit (noch) Mächtigen unter dem 
öffentlichen Druck vollzogen werden. 
DieThematisierung bedarf vor allem der Nennung von Alternativen, denn die Stärkung 
des Kapitalismus besteht zur Zeit vor allem in der Tatsache, daß er ebenso gar nicht mehr 
in Frage gestellt wird wie die Notwendigkeit der ökonomischen Dominanz im Alltag der Men- 
schen. "Leben, um zu arbeiten" oder "Arbeiten, um zu leben" bedeuten beide nur eines: Oh- 
ne Arbeit geht nichts. Die Qualität und der Wert des Lebens aber darf nicht weiter uber Arbeit 

oder ökonomische Maßstäbe definiert werden. Okonomie hat dem Menschen zu dienen - 
oder sie findet nicht statt. U m  den Kapitalismus substantiell angreifen zu können, muß nicht 
nach dem besseren Wirtschaftssystem gesucht, sondern die Okonomie insgesamt in Frage ge- 
stellt werden. Dem schließlich sich die Praxis an, sich den ökonomischen Verregelungen 
und Zwängen selbst zu entziehen bzw. sie und ihre Verursacherlnnen anzugreifen. 

Sich dem System entziehen und verweigern 
Okonomische Zwänge herrschen überall: Konsum, Steuern, Ausbildung und Druck zur Aus- 
beutung der Arbeitskraft u ~ w . ~ S i c h  diesem System zu entziehen und zu verweigern bedeutet 
den Aufbau subsistenter Lebensstrategien, die in Gemeinschaften bzw. zweckorientierten Koo- 
perativen" besser zu schaffen sind als individuell (Eigenversorgung mit Lebensmitteln und En- 
ergie, eigenes Kulturleben usw.). Zur Verweigerung gehören die persönliche Abmeldung, Wei- 
gerung des Zahlens von SteuernI2 und die Nichtkooperation mit Behörden. 

Alternativen aufbauen 
Subsistente Lebensgemeinschaften und Kooperativen", selbstverwaltete Betriebe, Tauschsyste- 
me und andere Formen der Zurückdrängung oder Selbstverwaltung ökonomischer Prozesse 
schaffen innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft Ansätze antikapitalistischer Praxis, wenn 
sie sich als Gegenmodell verstehen, also nicht nur Alternative sind, sondern sich auch dem 
ökonomischen Systeme drumherum verweigern. 

Direkte Aktionen und Rückeroberung von "Macht von unten" 
Kapitalismus ist nicht nur ein ungreifbares Phänomen, sondern er wird immer wieder faßbar in 
Form seiner Akteurlnnen (Politikerlnnen, Konzerne, Banken, Wirtschafts- und Handelsinstitu- 
tionen), seiner Bauwerke, Konsumzentralen und Flächenbesetzungen, der besonders herr- 
schaftsorientierten Technologie wie Atom-, Gen- und Reproduktionstechnik sowie seiner Sym- 
boliken wie MessenI3, Konferenzen, Festbanketts, Golfplätze, Luxuskarrossen usw. Der Wider- 
stand gegen die kapitalistische Macht hat in einigen unterdrückten Ländern bereits zu direkten 
Aktionen geführt: Sabotage, Besetzung von Boden u w .  In den Industrieländern verharren po- 
litische Bewegungen und Gruppen dagegen in der kritischen Begleitung der Mächtigen oder 
in Einzelaktionen. Die Zurückeroberung der Gesellschaft wird aber nur gelingen, wenn der ka- 
pitalistischen Macht eine Gegenmacht von unten gegenübergestellt wird, die neben Visionen 
und Forderungen auch eine Praxis der Gegenmacht entwickelt und sich die Freiräume schafft, 
in der antikapitalistisches Leben möglich ist. 

Politische Sofort-Forderungen 
Ob Lobbyarbeit oder gar politisches Wirken im System (Mitarbeit in Gremien, Parteien 
und/oder Parlamenten) wirkungsvoll sein können oder nicht, kann kaum allgemeingültig ent- 
schieden werden. Sicher aber dürfte sein: Ohne den Druck von außen können auch die nichts 
ausrichten, die politische Strukturen und Machtverhältnisse von innen verändern wollen. Und 
bei ausreichend starkem Druck werden auch sie etwas verändern, die das eigentlich nicht wol- 
len. Daher wird der Druck das wichtigste sein. Dieser kann durch die Nennung von Forderun- 
gen für politische Entscheidungen verstärkt und präzisiert werden. 
Zurückdrängen ökonomischer Sachzwänge und Regeln: 
- Schaffung einer materiellen Grundsicherung ohne Bedingungen und für alle Menschen ab 

ihrer Geburt. 
- Abschaffung der Arbeitsämter und Beratung bzw. Förderung von Menschen zu selbstorga- 

nisierten Lebensstrategien. 



- Abbau aller Verbote und Regeln, die das Ausbrechen aus ökonomischen Zwängen erschwe- 
ren, d.h. Überprüfung aller Gesetze, wieweit sie selbstverwalteten Betrieben und subsisten- 
zorientierten ökonomischen Strukturen im Weg stehen bzw. diese benachteiligen. Strei- 
chung aller Kontrollmöglichkeiten für Kammern, Zünfte usw. bei der Zulassung neuer Be- 
triebe. Weg mit dem Ausbildungszwang als Voraussetzung für ökonomische Tätigkeit. Lega- 
lisierung von Selbstversorgung, Subsistenz, gegenseitiger Hilfe ("Schwarzarbeit") usw. 

- Demokratisierung des Flächen- und Rohstoffverbrauchs, d.h. Kopplung von Genehmigun- 
gen und Planungen an die Zustimmung der Menschen. Erste Schritte können die Demokra- 
tisierung des öffentlichen Eigentums sowie die Stärkung der Beteiligungsrechte, Aktenein- 
sicht und direkten Demokratie sein. 

- Erhalt, Stärkung oder Schaffung der alleinigen kommunalen oder (besser) lokalen Entschei- 
dungshoheit für Gewerbeansiedlungen mit Möglichkeit der direkt-demokratischen Einfluß- 
nahme durch Bürgerlnnenentscheide. Keine Typengenehmigungen durch höhergestellte 
Behörden. Keine Investitionsförderungen "von oben". 

- Schaffung direkt-demokratischer Mitspracherechte bei der Vergabe von Rechten auf 
die Nutzung von Boden, Wasser und Luft. Kein "Verbrauch" von Gütern, die der Allge- 
meinheit zustehen, ohne Zustimmung der Menschen der betroffenen Region. 

Förderung selbstverwalteten Wirtschaftens: 
- Stoppen aller Bevorteilungen hierarchischer (Groß-)Konzerne, d.h. Streichung aller Sub- 

ventionen und rechtlichen Bevorteilungen mindestens für nicht-selbstverwaltete Betriebe.I4 
- Bevorzugung kollektiver Betriebe bei der Vergabe von Aufträgen durch Staat, Gemeinden 

und Organisationen. 
- Umbau aller staats- und gemeindeeigenen Betriebe und Werke zu selbstverwalteten oder 

den Bürgerlnnen gehörenden Betrieben. Vergabe von gemeindebezogenen Versorgungs- 
leistungen in selbstverwaltete Betriebe in Bürgerlnnenhand (z.B. Energieversorgung). 

- Ausschließliche Vergabe von Entwicklungshilfe an kollektive organisierte Betriebe und Ge- 
meinschaften der Betroffenen. 

- Beschlußfassung in Kommunen, beim Verkauf neuer oder reaktivierter Gewerbeflächen nur 
kollektive Betriebe auszuwählen oder zu bevorzugen. 

- Vergabe von Forschungsgelder ausschließlich für demokratisch kontrollierte, umweltver- 
trägliche und menschenfreundliche Technologie und Produktionsweisen. Bevorzugung von 
Kollektiven bei der Mittelvergabe (Beschlußfassung in Kommunen, Organisationen 
und Verbänden bei Auftragsvergabe). 

- Schaffung von Transparenz, d.h. Zugänglichkeit von Informationen uber Produktionswei- 
sen, Emissionen und die innerbetrieblichen Entscheidungsstrukturen für die Offentlichkeit. 

Quellen zu 7.3 
1 Mot thrs  Bernrger, er,#-er B u i ~ ~ s t a ~ ~ o b ~ e o r o i ~ e t o r ,  entwickelt Ausbiau13srr~cei~e r r ~ l  Ce? Ziel, -~si':~:,erte Arbe,tsk%fte 2 i f  

aer  Arbetsrrcrk: zu Drinien - Nachwuchs für Sierrens, I W E  iina ~ o i ~ i e r - ä e n z  D:e Zeituns Contrcste una enise jelbsrver.vcl~ 
tete Prciekte werben {";das curchokonomisierte Konzep: " N e w  Work" oes auf ~so-~on~re;sen aktiven Fcithol Bergrronn. Alie 
Parteien im Bundestao stilisieren die Frage der Arbeitsplätze zum Top-Thema Kanzler Schröder bietet oen Jugendlichen r einer Ju- 
gend-Neuahrsansproche on, sich fur sie einzusetzen, wenn sie hre Kraft und Kreativitöt derr Arbeitsmarkt, o h. dem kop~tolisti- 
schei. Projekt o fern Arbeitsloseninitiotiven demonstrieren vor Arbeitsarrtern (stott vor iathäusern uno forcern Arbetsplätze, ollso 
ihre eigene ~ u s i e u t " ~ ~  Umweltshützerinnen werben für ih revonchlö~e jz.8. Atorrousstieg uno inergiewende, Okosteuern usw, 
mit derr Ai~eitspatzorgument, Frauen ruppen foroern quotierte Stellenbesetzung, - genousovele Frauen sollen sich irr Arbeits- 
rrorkt ousbeuter iossen wie Mdnner. Le%ensquali+ät wir6 über den Arbeitsplctz ae i ~ i e r t  

2 Die A~snahmegenehrrigungen hoben eine Geschichte. Vor ollem 1993 und 1994 liefen uwfangreiche Diskussionen um oie Einfuh- 
rung einer Energiesteuer bzw. weiterer Steuern und Abgaben auf Umwetgüter, in aenen eine Iineore, a h gleichmäßige Steuer 

gefordert wurde, die ausgehend von einem niedrigen Eingon ssotz berechenbor von Johr zu Jahr ansteigen sollte Nach  onföng- 
iich positiven Xeoktionen scheiterte die ieform schließlich. 1997 nun startete der Deutsche Notunchutzring zusammen w t  seinen 
109 Mitgliedsverbcnaen (dorunter der BUND, aer NABU. der BBU, die Grüne Li a, Robin Wood  osw.) eine nede Kampogne, aller- a din s wit vercnderten Inhalten. Diesmol sollten oie "energieintenvisen Betriebe nur eiPen Teil der Steuer zahlen. Ener ieintensiv 
s i n j  aber vor allem die roßen rohstoffverschlingenden Industriezweige. Dennach sollten sie von den gleichzeiti er jenkungen 
der Lohnnebenkosten pro?itieren: Das beoeutet doß man die großen Umweltzerstörer ebenüber den urrweltoerecfteken Proaukti- 
ansstäVen und -methoden sowie oen ~rivotho;shoten bevorteilt. Die Enhvicklung der?teuerreforrrvarsch16~est beachtl ich 1994 
forderten die Urrwelberbände eine Iineore Energiesteuer 1997 legten sie ihr neues Pasitionspopier vor, irr. d e r  d e  Erwößigung (iir 
Großener ieverbraucher gefordert wira (in Begeittexlen auf bis zu 80 Prozent fixiert). Irr Frühjahr 1998 e ten a'ie Urrwelberbcnce 
dann dos%onzep: in Buchfaim vor, wobei oort plötzlich von bis zu 90 Prozent Pobatt die Bede ist. Die G~UNEN hoben sehr öhn i -  
che Antröge für eine Steuerreform eingebrocht. 

3 t i nzu  kommt die "Schmuddeigkeit" der Durchführenaen. Immer mehr kommerzielle, mit Ligen und Trick sowie ouch mit Großkan~ 
zeinen verbundene Anlogeverrrinlernnen treten oui. 

4 Neben der Angstmache um den Verlust des Arbeitsplatzes oder oos Elend der Arbeiklosen nimmt die Gloriiizierung der Arbeit 
[noch mehr als aer Arbeitenden) immer mehr zu. Die Slogans der SPD von "Arbeit, Arbeit, Arbeit" oder "Es ibt viele schöne Plät- 
ze in Deutschland. Die schönsten sind die Arbeitsplätze" bis zuriugendneujohnansproche 1999 von%anzler~chräder mit 
dem Aufruf, dab er sich um Ausbildungsplätze berrüht wenn die Jugendlichen ihre Kraft und Kreotivität dem Kapital opfern, bilden 
nur den Höhepunkt. Auch Urnweltwhutzforderu~gen wie die Okasteuer oder der Atomousstieg werden oft nur oder varoergrunaig 
über dos Arbeitsplatza ument eingebracht. 

5 O i t  wird Subsistenz a u 2  eingeschränkt aomit "übenetzt". daß eine Eigenversorgung besteht. Dos reduziert den Menschen iedach 
auf ein Wesen ohne soziale und kulturelle Bedürfnisse. 

6 Auch als Biirgegeld bezeichnet. 
7 Diese ideole Vontellun e i ~ e s  selbstverwalteten Betriebes dort nicht verwechselt werden mit den real existierenden Kollektiven U o. 

Diese sind zum einen A r c h  dos ökonomische Umfeld in etlichen Zwängen gefangen, zudem schaffen sie sich ouch selbst Zwänge 
und bouen informelle Hierarchien auf. Schlimm wirkt sich zur Zeit aus, daO gar nicht genügend Menschen Interesse an selbsbger- 
walteter Arbeit haben uno viele Kollektive desholb neue Leute nur als Arbeitnehmerlnnen einstellen können. 

8 Meist sind Haushalts- und onaere Finonzentscheidungeo. Personal- sowie oft auch Planungsongelegenheiten von den Abstirrrrun- 
en ausgeschlassen. Die Organisation "Mehr Demakmtie" kämpft u .a  hier für Verbesserungen. 

9 8as ist ein Unterschied. Bürgerlnnen rrit Stirrmrecht sind sind in der 9egel nur die auch sonst Wohiberechtigten, olsa lugenaliche, 
Ausländerinnen und Wohnsitzlose meist r,icht. 

10 An dieser Stelle sei dorouf hingewiesen, ooß mit Aibetskroft nicht nur die Krcft und Yreativitöt der Person oemeint ist, aie sich cirekt 
dem Arbeitsprozeß hinaibt, sonoern ouch una "erode oer Personen, die die ieproouktian von ~rbeitskrof?sicherstellen - in der i e -  
gel aer Frauen, die deorbetenden Monner dlegen, immer wieder physisch und psychisch oufbauen (sollen] !ür die Verwerturc 
m Kopitolismus und für die "Aufzuchi aer zukünftigen Räochen irr Systev" sorgen 

1 1  Der Begriff "Kooperotive" stehi n diesem Zusommenhong für eine Alternative zur Grunoung fester Lebensgemeinschaften, oie auf 
die intensive Gemeins~hafts~roxis verzichtet, innerhalb oerer cie Menschen uno ihre Zusorrmenhcn*e aber dennoch eine strotegi- 
sche Zusarrmenarbeit in ökonomischen und weiteren Fragen vereinbaren [z.ß Gütergemeinschaft, dohrungsmittel- und Energiever- 
sorgun usw Siehe Kapitel 7 2.3. 

12 Eine z j t .  si;kere Strategie ist der Verzicht au( Privateigentum, um im Zweifel per Offenbarungseid jeglichen Zugriff auf moteriolle 
Werte zu verweigern. 

13 Die Expo 2000 als gigantische Industrie- und Technikmesse stellt fwr oie nächsten Johre wahrscheinlich die bedeutendste Schau 
des Kapitalismus dar - eine Symbolik, an der sich Konzerne und Wirtschoftspolitikerlnnen deutlich und damit in einer angreifboren 
Form zeigen. Die Expofindet vom 1 6. bis 31.10.2000 in t!onnover statt. 

14 Das "mindestens" steht hier deshalb, weil sinnvoll ist, alle staatliche Intervention zu unterbinden und daher der Stopp oller Subven- 
tionen konsequenter wäre. M i t  jeder Finonzierungshilfe würde der Stoot die Selbsberwoltung einschronen, do immer nur bestimmte 
Formen bezuschubt und damit bevorteilt würden. 



Schwerpunkt .Grünes Geld' 
Profit. W h s e  oder weiche. Konkurse und Firmenaufkaufe. Konhirmm statt Kooperation. BUUg statt gut. 

Produktionskosten senken auf Kosten von Mensch und Natur. Anonymität statt soziale Interaktion. 

Das Regelwerk mit Namen ,,Marktc', geschützt von1 stär- 
Redaktion des ker werdenden Staat, besitzt etliche Elemente und Zwän- 
Schwerpunktes ge, die Umweltschutz und Selbstbestimmung der Men- 
Jorg Bergstedt schcn gegenüberstehen. Dazu gehört die Möglichkeit je- 
lnstitutfurökolo~ie. der Herrschaft, die Folgen eigener Entscheidungen auf Fachbereich blitik & 
Wirtschaft andere abwälzen zu können und der Zwang, Naturnut- 

zung und menschliche Arbeit immer billiger machen zu 
müssen, um im konkurrierenden Wettbewerb zii beste- 

Autor der Texte hen und fiir sich mehr Profit oder Kapital (Grundhcsitz, 
dieser Seite materielle Wcrtc, Verfügungsgewalt) anzuhäufen 
siehe oben Kann dlebe5 Regelwerk mit Namen ,,M&", da5 profit er- 

7wlngt 111~ den Sieg (gegen andere) willen, das ~ ~ t t ~ l  

Hinweise 

Dieser Text ist die 

Berech .Grunes Gel 
kenntlich on den grauen 
Dreiecken 

Im KABRACKiorchiv der 
Prolektwerkstati stehen 
etliche Bucher zum 
Thema zudem ist im ren der da5 1st nur ein Zwcifcl Starker wiegt n o ~ h  ein Blick in die 
Archiv .Agenda Expo Zukunft Nach den fetten @hren der ~ ~ ~ k ~ ~ ~ ~ ~ ~ .  Sponsoring.etliches kerßldchen als vorher moglich war Da5 scheint uberzeu- 

druck zwischen den Bctreibcrn tind Herstellern immer Mneriaigewmme't bend Allerdings ~iiufi auch darauf hingewiocn werden, groRcr 
Dann wird, der folgend, 

wwwprojektwerkstattdel C5 keinen Gegenversuch gibt -inzwischen organiqe- 
saosen ren 'rausende h"thaii5gebildetcr Managednnen Geld Iiir um Profit gekampft, wo wa5 zu verandem 1st An den h k .  

und windsnlagen werden inlmer okoj»gii~llc 1'ro)ektc im Markt Welclics Ergebnis hcr,lLi\- 
gckoillmcn Ware, wenn diese dlle in mitbcbtimmLlng\orl weniger a ~ i r  bozidle und okologische Aspekte ~ ~ ~ k ~ ~ ~ h t  

enticrtcn Projekten (Burgcrlnncn- nehmen, (las Profitgcsct7 bcstinimt clann allci Wenn da\ 

Buchbesprechung ~1nchn1agen) aglefl hatten, eintritt, wird das Einlasjen auf den M& der entscheiden. 
Arrnin Grunwald ndmlich gdr n i~h t  bek'innt J)OLII de Fehler geweben sein Pleiten, A~lfkdur~ und der wech. 
Technik fur die Gesellscholt von morsen 'CI der Zielgruppe Von den „Okos" 7u den Rei&en ilnd 
(2001 Compus in Frankfurt 314 s.68 DM) 
Doß Technik sich weiterentwickeln z~ rasant dciitliche Anzeigen Der Schwerpunkl der „O-]>unktc' 
sieht aukr  Frooe Der Autor untersucht in sei- gibt keine eindeutige Anlwort, sondern will viele Aspekte 

zeigen 

bedauern ,,, * 
aus Firmen, die mit Geld umgehen und umweltsLhutz als ziel 

I $iipt-Textix.itragy zu diesem schwerPunkt zugc,an Ge- 
Icider in kcincm ~ a l l  zufall oder daß hler der 

Willen iur i n h a l ~ l i ~ h e ~  Orientarung langst geiiegt tIat 
- wir wissen e5 nicht Aber wir bedmiern, daß das unseren ThemensLtlwcr. 

iehr ikrk verkuat ES 50]ltc 5o eine ~~~~h~~~ 
den Jntcrviewi und Tipps werden 

a 



Reader 
,Okonomie von unten' 

I 



Okoloaie durch Markt: 

p st-profit verwerflich? 
Die Richtung ist klar- für den Weg gibt es verschiedene Denkanstöße. Ziel ist eine Wirtschaft mit einem 
Ausgleich zwischen arm und reich, zwischen Ökologie und Ökonomie, zwischen Gegenwart und Zu- 
kunft. Kun: Sustainable Development oder auf deutsch: Nachhaltige Entwicklung. Grundsätzlich ist die 

dabei die Frage zu stellen: Ist zum Zwecke dieser Zielerreichung Profitdenken verwerflich? 

Autor Profit - was ist das eigentlich ? nung für sein Tun - oder für sein Unterlassen. Wcnn er es 

Viele -oder gar alle ?-Menschcn niöchten, da,< ihr I lan. unterläBt, sein verdientes Geld heute für Konsum :iiiszu- 
Bernd Schußler. 
~edwi r t s~h~ t t  der dcln sich auszählt, profitabel ist, sich lohnt, In einer warkt. geben und es statt dessen spart, erhält er dafür einen Aus- 
ö-Punkte wirtschaft erhält die der ~ i ~ ~ ~ l ~ ~  als p,eloh gleich in Form von Zinsen. Wenn er es gar risikobehaftct 

BerndSchuessler@ Unternehmen als Eigenkapital zur Verfügung stellt, 2.B. 
web.de neh menSbeteiligu ngen Aktien michnct, hofft er für <Irr Eingehen 

dieses Risikos Gewinne durch Kurs- 

der 
# 50\arstfQm AG sieiFrungcn und Dividenden zti U- 

halten. 

Dieser Konsumverzicht ist auch notwendig. Nur dadurch 
Monopo\s%eliung steht Unternehniern, Bauherren, dern Staat und auch vic- 

Icn ökoloaischen Gesellschaften wie z.B. hioloeischen 

Interview mil- Michael Miersch: 
Demokratie des Marktes 

ist weitaus besser 
Wie stehen Sie zu dem Text (siehe 

sette IQ)? 
Fast aile Reli.iuptungen in  dievm Text 

bcnrhen a~tf  idcologi~clicn IJhcneugun- 
gen und wider\prcchcn den mc\slrarcn 
Tatsachen I>ic vcrlugb~ren okonoini- 
s&n und okoiogi\ciicn D~ten 7eigen In 
L'dndcr rnil einein Iioiicn Grad an wirt- 
schaftlicher Frcilicit gelit e\ den Men- 
scher1 und der Lliiiwclr heswr JIS in b\te 

.n, die die angclilich schiclliche "1,ogik 
es Profitdenkcns- durch planwirtschaft- 

liche lnstrumcnie auller Kraft setzen. Die 
Voraiisserzungcii für effizienten und 
langfristigen Ilinwcltscliutz sind Wohl- 
stand lind wiricli;illliclics Waclistum. 
Ilies zeigt sich niclii niir  in den alten kapi- 
tllistischcn I.andiin, sondern aucli in den 
schnell aiifliolcriclcn Scli\~ellenlindern. 
i3eispiclswcisc scliiuiicl in Scliwcllenlin- 
dern die ~Efl'izicrizrcvolution~ (d.h. die 
Entkoppliing vori Wirlsclialtswaclistum 
und Ressourceiivcrl)r;it~ch) viel sclincllcr 
voran als in Biiropa odci Nordainerika. 
Vergleiclii man clic wirtscl~~frliclicn, so- 
zialen und iikologisclicn I)dicn von vor 
50 Jahren, vor 25 J;ilircii iind heute, zei- 
gen sich fiii- die kapirali.sri~clicn [.inder 
cindcutig lolgendc l'rcnds. 

¶Weniger Hunger 
weniger Arrniit 

¶Mehr Verfügl~arkcit von Nahrungsrnit- 
~cln 

qlH0herc Sildiiiig 
¶Mehr Glciclil)crcclitipiing i;wiscIicn 

Männern und I:iaiicn 
¶Mehr I;dndcr iriii dcrnoki.atisclicn Sy- 

slemcn 

Nimmt man die am weitesten entwickel- 
tcn Staaten (Europa und Nordamerika) 
zeigen sich zusätzlich folgende Trends 
(die 11ereit.s auch iri Scliwellcnlindcrn 
sichtbar werden): 

¶Bessere Gewässerqualität 

¶Verbot von immer inehr Umwcllgiften 
¶Mehr Naturrescrvate 
¶Rückkehr einstmals nahezu ausgrot- 

teter Tierarten 

Ilie längste Zeit ihrer Geschiclite, war 
die Menschheit in kleinen. autarken 
Siammesgruppen organisiert, wie siedcin 
Autor des Textes offenbar vorschwel~en. 
Diese Gesellschaften waren gckcnn- 
zeichnet durch Hunger, Mangel. frulien 
Tod, ständige kriegerisches Auseinan<lcr- 
setzungen mit Nachbarstämmen und ei- 
nen rücksichtloscn Raubbau an der Na- 
tur, der nur durch die geringe Zahl der 
Menschen und mangelnde teclinisclic 
Möglichkeiten abgemildert wurde. Wenn 
der Autor die .Vorzüge= solcher Systeme 
studieren möchte, empfehle ich Somalia, 
Nigeria oder-etwas näher gelegen - den 
Halkan oder die Kaukasusregion. 

Vier ökonoiiiisclic Entwicklungen I x -  
l<irdern derzeit die 1,ösung ökologischer 
I'robleriie: 

¶Die Globalisierung. Sie verhilft armen 
Menschen zu mehr Wohlstand. 

¶Wohlstand ist tlic Voraussetzung für 
Ilmwclt- und Naturschutz. 

yl>ic Effizienzrevolution. Sie sorg1 
dafür, dass Ressourcen geschont werden 
und Abfall vermieden wird. 

¶Der Tourismus. Er sichert den Erhalt 
;incnreichcr Naturgehietc. 

Bauernhöfen Kapital zur Verfügung, wclchcs sie selbst 
nicht sofort aufbringen könnten. Denn: der oder die Inve- 
stitionswillige kann entweder solange sparen t~is er odcr 
sie das nötige Kapital zusanimen hat und es dann investie- 
ren oder das notwendige Kapital wird durch einen Kredit 
beschafft und sofort investiert. Dieser Kredit wird durch 
die Erträge des neu errichteten Projektes odcr Unterneh- 
mens iin Laufe der Jahre wieder zurückgezahlt. 

Gründe für Kapitalanlage 
W:iruiii genau möchte der Einzelne nun sein zur Zcit 

nicht für Konsum benötigtes Geld profitäbel anlegen? 
Grundbedürlnissc des Menschen sind unter anderem An- 
erkennung, Liebe, ein gutes Gewissen, Weiterentwick- 
lung, Siclierheit, das Gefühl ehrlich und gerecht behandelt 
zu werden und das Bedürfnis nach Zugehörigkeit, nach 
Gemeinschaft. 

Zinsen für verliehenes Kapital zu fortlern, hat wohl mit 
dern Bedürfnis nlch Gerechtigkeit, nach Ausgleich für 
Verzicht zu tun. Durch die vorhandene Iiillation d a s  
hci&t die durchschnittliche Preisstcigcrung im Vergleich 
zuiii Vorjahr - würde das Kapital iin Laufe der Zeit auch 
immer weniger wert werden. Zinsen rnüßten sornit iiiin- 
dcstens dieser Inflationsrate entsprechen, z.Zt. U. 2.5 O/u 
pro Jahr. 

Venicht? 
Niin - was könnte Menschen dazu bewegen, sich niit 

eher niedrigen Zinsen zufrieden zu gehen oder sich sogar 
trotz geringerer Zinscn gerecht behandelt zu fühlen? Hier 
müssen sozusagen weitere Motive im Spiel sein. Die oder 
der Einzeliic erhält etwas anderes: Die GewiBheit, &als ihr 
hzw. sein Geld für gute Zwecke arbeitet - z.B. FOrdcrung 
des Umweltschutzes (Sicherung der eigenen Lebcns- 
grundlage), Schaffung fairer Arbeitsplätze fur Behinderte 
(Gerechtigkeit, Gemeinschaft) oder Verwirklichung inno- 
vativer ökologischer oder gesellschaftlicher Ideen ( u:i. 
Weiterentwicklung). Auch dies ist Profit. Der Einzelne 
profitiert hier nicht, oder nicht nur, durch Gcldzahlungen 
( Gerechtigkeit, Sicherheit). Der oder die AnlegerIn be- 
kommt auch andere Grundbcdürfnissc erfüllt, profitiert in 
diesen) Sinne. 

In einer Wirtschaft wie unserer ist Arhcitsteilung aus Effi- 
zicnzgründen notwendig. Aus vielen Jahren Praxiscrfah- 
rung weis ich, da13 die meisten Menschen in unserer Ge- 
sel1sch;ift eine Grundversorgung gcw;ihrlcistet Iiaben 



rnOcliten. .'Jctlc klciiie Siedlung produziert seine eigene Angebote 
Energie' niag für iii:inchc erstrebenswert sein -die Massc Es gibt heute ani Mark, eine vielahl von ini 
an Menschen riii>clite die Grundversorgung (Energie, Hereich ethiscli-ökologischer Geldanlagen darunter Ici- 
Nahrung, Infrastruktur, Gesundheitswesen) ohne cigenes der einige Linseriöse. Als seriöse Anbi;ter hier 
Zutun garantien wissen. Diese Haltung kann man be- beispielhaft Umweltfonds die Umwcltsccur 
grüßen odcr niclir, sie ist 'Tatsache und bci einer Indu- („w,uniwc~tsecur,de) und  die GLS- 
striegesellscha~t wie der unseren1 auch nachvollziehbar. (www,gls,dcl die ökobnk (www,oekobank,de) 
Wcr möchte untl genug PI;irz und Kapital hat (evtl. durch Lind die UmWeltbank (www,uniwe~thank,dc) 
einen zinsgünstigcn Kredit der Umweltprogramnic dcr ~~~k~~ bieten verschiedene sparfornien an, ~ ~ ~ ~ ~ l ~ ~ ~ ~ -  
Bundesregierung), kann auch heute mittels Solarzellen, gen „ windkraftfonds Kretlite f ü r  etliisch-ökologi- 
Windkraft u.2. schon seine gcsämte Energie sclbst crzeu- sehe Vorhaben. Als Händler ökologischer Aktien ilat sich 
gen. Doch dies iii(ichten hisher nur wenige, oft ökolo- die Gemeinschaft DcpotVG gegründet (www,de- 
gisch sehr engagierte Menschen. Dies kann aber anspor- potvg,dc), Vielc seriöse aus Sicht 
nen, Winschaftsfornien Stück für Stück aufzubauen, wel- du „teriellen konvcntioncllcn ~ ~ ~ ~ b ~ ) ~ ~ ~  
che I~reitere Hcviilkerungsschichtcn ansprechen. So von Gro~sbanken in nichts nach, Oft kann der/ die Anle- 
möchten zunchnicii(l niehr Menschen ihr Kapital ökolo- gerin 
gisch und ethisch sinnvoll anlegen. Wie sich gezeigt hat, scheiden, 
kann dcr oder die Einzelne dadurch auch in vcrschie- 
denen Bereichen I,rofitieren. Und dies meist ohne Mehr- Persönlich 
aufwand inivcrglcich ZLI einer konventionellen Geldanla- h"ltig 
gc z.R. Ibei Groi<l);iiiken oder Sparkassen. keii. 

kann 

Checkliste für Wiind 
Mit der folgende11 Checkliste soll potenziellen Anlegern die Möglichkeit 

ligungsangebot auseinanderzusetzen. Die Liste erhebt keinen Anspruch 
müllern jedoch als Orientiemngshüfe diencn. 
Fraaen zum Standort /Handelt es sich bei den Windkraftanlaaen um /Wurden die Zlnskosten einer Anschlusrfinan 
/S nn a e W mleina .n ssc a-icn m nacsiens insirtie I@ Sciicnan aaen. a c  Derc~is me;riacn z ei,ng mcn  AD 0-1 acr 7 nsD na-ngsfr st rair,- 
zwe x u o n o t q ~  W, ~iy,la~nlen seslalgl vcrdaufl W-iaen oac  -rn Piololqpen7 heil? Mit wccnern Z nssaiz'J 
woiaen? rVer s,ru a c i-.,locnlcr? Gc ren Se ,n sr aci W nor~aflonsgenlyp Dcre!ls aufgcrlc 1 Y W ra acs iiun iw Ic klcilg,ngsdap Ta Te .wc 
tei jrancrcnrennein a s sei oslerfanien? ,W im (Piooe-:Be11 CD? Wenn ncnl. g ~ l  es Fer sc fiemafimnzcir? .SI eine jo~cne Anle r l  mn-  
/Vl,raer aer vaiauss cnl cncn Betet g,ngs. 1 gslell,ngsgaicnl en. 'a s aer ncistcoei aer An z ci,ng ronzeul nnell vnigcgcoer aaer rann so 
aa.cr entrpiecncnac R i cnw~ i l i a~c  ,Dar a c  laue scinen Verpflcnt,ngen ncnl mcndammen in3iva~e.i geslahel weracn? 
bemtigten Grurdfläche abgeschkissen? kann(beispielsweise bei einem Konkurs)? 
/Sind alle Grurddienstbarkeiten/Baulasten ein- /Frfolgt eine Schlussabnahmc duich einen un- Fragen zur recntllchen Gestaltung 
aetraaen? abhbnoioen Technischen Sachverstandiaen? /Ist die Haiiuna der Anieaei definitiv aereaelt -- 
H. cgcn aie iecnl cncn Gcnenmg,ngenz,m / s l  atz >analOe lecnniscne ~oerwacn,ig aei Lna weiflrn s e i e  <C FOMS aie.1 mhaGcor 
Eu., ,na Borrie~ aer rl, na~iaftan auei, vui? Anaae ocwanie stc17D,icn wen? rcuslci e r~etiaoon? - ~ 

/Liegt die Einspeisezusage des ~trörnversorgers 
vor? Liegt der Eimpeisevertrag vor? Beinhaltet er 
ggf. nachteilige Regelungen (beispielsweise 
Zahlungen unter Vorbehalt)? 
/Wurden ökologische Gutachten zur Prulung 
der Urnwelhiertragiichkeit erstellt? 

Fragen zur Wlndkraii.Anlage 
/Liegt eine detaillierte. aussagekraftige techni- 
sche Beschreibung der Windturbine Vor? 
4Veitügt die Windkrattanlage uber eire ver- 
messene leistungskenriiinie? Wenn nicht, wird 
die Leistungskurve durch den Hersteller garan- 
tiert? 
/Wie gut ist die wirtschaitliche Leistungsfähig- 
keit des Herstellers? Sind Garantien ggt uber 
Versicherungsgesellschatten abgcsichcrt? 
Kommt der Betreiber m Konkurslaii des Herstel- 
lers au die technischen Unterlagen? 

/~x'itie;en Service-. Wartungs- und instandhal- 
tungsveriräge? 
/Besteht ein ausreichender Veisicherungs- 
schutz. beispielsweise auch eine Betriebsunter- 
brechungs-versicherung? (Hinweis: reine Her- 
steilerzusagen wie z.& das Enercon-Partner-Kon- 
zept reichcn nicht. Sie müssen durch spezielle 
Versicherungen ergänzt werden) 
Frogen zum Investitions- und Finamierungsplan 
/Sind die .weichen' Kosten angemessen im 
Veraleich zur Gesarnthohe der Investition? 

Waclistiiiii iles Mcdiensektors. Da- 
nts~eht ein ::iol,alcs I~cwusst~ein für 

und Naiiirstti~irz 

Igreich, weil sie 13e- 
fur die eine starke 
t>cdeutct I'rofitlogik). 
rktes ist wcitäus hes- 

6 Z ia  ae r<osrenicser,c/Lr1iu,fd03ta ads 
acm nrrcrl 1 ansp an DO aci . q,.a 1 0 1 s ~  a lb tq  
als bestehende Liquidität verbucht? 
~ A u t  welcher Basis wurden die Fremdkapital- 
korditinen kalkuliert? 
/Liegt die Finunrierungausage (mit Zins-Siche- 
rung) einer Bank oder Sparkasse vor? 
/Sind öffentliche Fördermittel zugesagt? 

~ & s t e n c h ~ . ~ ~ u a p  lal-Pctz~ci,ngsgoranl c n  
d c a c rea a eiung aei Bctc ( I~ng s cnersre cn? 

wichtig sind (Energie, Nahrungsmit- 
tel USW.) und nicht in Rüstung, Groß- 
industrie usw.? 

Viele Innovationen von unten sind das 
beste, waa einer Gescllscliaft passieren 
kann. Dcr Kapit.~lismus isi nicht dcswc- 
gcn erfolgreich, wcil es ein paar mit dem 
Staat verflochteni. GroRkonzerne gibt, 
sondern wcil Millioncii Uniernehmcr, Er- 
finder und Innovaioren staiidig l'roblcmc 
I(isen. 

. - 

Sind dies? werthalfig? 
/Wenn nicht. kann die Bcteiligungsgeseilschaft 
mt  geringem Anlegerschaden rückabgewickelt 
werden? 
/Wird alternativ die Möglichkeit zur Investition 
in einen Ersaizstandort geboten? 
/Können die Anlegcr das Beteiiigungsmanage- 
rnent effektiv kontrollieren und haben sie Mit- 
spiacherecht bei wichtigen Entscheidungen 
(Beirat)? 
/Ist der eingeschaltete Treuhonder unabhan- 
gig vom Initiator odcr ein Kreditimtitut? 
/Besteht die Moglichkeit einer vorzeitigen Kun- 
digung oder eines Verkauf vor dem geplanten 
Beteiligungsende? 
/Bietet der lnitatar hierbei seine Unterstutzung 
bci der Vermittlung von Anteiien an? 

P% I X 

Zur Checkliste 

De Liste ist ein 
Auszug. Quelle. Neue 
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Zum Intewiew 
KeBdite i i ; i k  ~ * ~ i n d ~ , . , l f i  MicMelMersch 

Jourmlat Autor 
was ist Ihnen wichtig, daß es in der mehrerer Bucher und 

etlicher nächsten Zeit verwirklicht wird? Zeitschriftcnbeitraae 

Zwei Dinge: 
W rnaxeiner- 

Erstens: Die Gcntechnikrcvulutioii iri mierschde 

der Landwirt~cliaft der Ent~icklun~slän- mierscmmaxeiner- 
der. Bis da.\ Hcviilkcrungswachstum zirka miersch de 

2050 (wie es die UNO prognostiziert) auf- 
hört, muss es gelingen, auf gleicher Pli- 
ehe immer mehr Nahrungsmittel anzu- 
hauen, damit Wälder uncl Savannen ge- 
schont wcrderi. 

Oie Statisiik der llatcntc und Erfindun zweitens: ~~h~ marktwi~schaftliclicn 
'nnen lnnovationen "von gw in I~cutsclil:ind weist aus: Es sind dic N ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ,  t,csoilders ir, ~ ~ ~ ~ ~ i ~ k l ~ ~ ~ ~ .  . von den Menschen wentwik- kleinen und mittleren 1:nrernchmcn und lindern, wenn es gelingt,  den ~ ~ h ~ l t  von 

keltt für ein nicht nicht die .Saurier., dic dem Fortschritt PIü ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ b i ~ ~ ~ ~  konkurrenzfähig zu 
mehr technischen Fortschritt bringen - verlei)icn, 
aber in den Bereichen, die für das Lebcn chen gegen Getreidcanhau und Viehwirt- 

acliaft, dann wird der Kampf iim die Ar- 



Zum Text 

Vorschbge für Ziele 
und Kriterien der Ak~ 
zeptanz und Mfibe- 
stimmung bei okoio- 
gischen Projekten. 

Die Forderungen wur- 
den vom intitut fur 
Okoiagie im Januar 
2001 zur Messe .Gru- 
nes Geld' aufgestellt 
und dort vorgelegt 
Eine Diskussiondar~ 
uber wurde von den 
meistenGeidonioge- 
vermittlerinnen  eben^ 
so abgelehnt wie von 
den Orgonisatorinnen 
der kommenden 
Messe im Februar in 
Hannover (auf der 
Capial Worid!). 

Zum l n k ~ i e ~  

Gerard Janichen 
ökologische Vermo- 
gensberatung 
Mengenicher Str. 31 
50767 Köln 
Te1 0221 1 534 75 06  
Fax 0221 1 534 75 08 
Mobil 0171 401 58 3 0  
Mail infa@ 
gjaenichende 
Web www 
gjoenichenda 

Ethische Geldanlagen 
entabel, ökologisch und akzeptiert! 
Vorweg I: Es geht bei diesen Kriterien nicht in erster Linie um die Firmen selbst, sondern um die Projekte, 
ie von ihnen umgesetzt werden. Die Kriterien müssen also bei den konkreten Projekten angewendet wer- 
den - es geht nicht um die Mitbestimmung in den Firmen, sondern um die bei deren Projekten zwischen 
Firma/Projekte und den außenstehenden Menschen. 

Wenn es um Geldanlage bei Firnen oder in Aktienfonds geht, bietet sich die Möglichkeit, verbindliche Selbstver- 
pflichtungen der Firmen zur Förderung der Mitbestimmung bei den von ihnen umgesetzten Projekten zu benennen. 

Vorweg ii: Der Faktor einer demokratischen Akzeptanz von Projekten und Firmen muß äMich  wie der einer glaub- 
würdigen ökologischen Umsetzung behandelt werden, d.h. zum einen als notwendiger, wichtiger Baustein emanzipn- 
torisch-ökologischer Betriebe und Projekte, zum anderen als Faktor der Öffentlichkeitsarbeit: Die Erfüllung von Kri- 
terien, d.h. die Umsetzung von Projekten ,von unten" muß offensiv beworben werden, um die Ideen der Demokrati- 
sierung von Projekten als positives Element durchzusetzen. Dadurch können gesellschaftliche Kategorien geschaffen 
werden, die den demokratisierten Projekten Vorteile verschaffen. 

1. Akzeptanz (statt Durchsetzung) nen direkten Kontakt zu denen bringen, die da- Konkrete Kriterien: 

Fiir ole Projekte in- Umweltschutz gilt nkhl Ogieren' - Bewertung, wieweit produzierte Güter. Fner- 
mehr der Profit als Ziel, sondern die Akzeptanz Konkrete Kriterien gie u.0. fur einen unbekannten Markt oder fur ei- 
durch die Menschen Voraussetzung für ein Pro- . Bewertet werden muß, inwieweit die Men. ne greifbare Nachfrage entstehen (Erzeugerin- 
jekt ist. da8 es von den betroffenen Menschen sehen in der betroffenen Region bzw. die ins AU- nen-verbroucherinnen-zutommenhan~). 
aus ihrem Willen und ihren Bestimmungsmogiich- gegefaßten.Konsumentinnen'ineinemdirekten - Die .Nachfrage' in der Region muß vor der 
keiten heraus entwickelt wurde und umgesetzt Verhaitnis zur Firma bzw. zum Projekt stehen. Ziel Plonung eines Projektes ermittelt werden. 
wird wöre. eine direkte Beziehung zu schaffen. d.h. 

Konkrete Kriterien: den Markt als Zwöchenebem auszuschalten - 

- Es werden kteiiigungsstandards erarbeitet, Strom von einer Energieanioge direkt an die An- 5. KOO~eranon Konkurrenz 

denen ein Rojekt eingestuft wird, Ais 
teilseignerinnen oder feste Abnehmerinnen. die im Markt herrscht Konkurrenz. Gefragt aber ist 

deststandard konnte die nach gleichzeitig mitbestimmen Nahrungsmittel vom Kooperation, das Sich-Ergamen und die Orien- 
Bundesbaugesetz angesehen werden - auch B~ohof direkt an Menschen n der Umgebung die tierung am Zweck. nicht am Profit. 

dann (freiwillig), wenn diese tatsächlich nicht 
mitbestimmen. was und wie Konkrete Kriterien: 

vorgeschrieben ist. SinrwoH wäre zudem die For- baut wird 
- Entwicklung kooperativer Arbeitsformen 20. 

mulierung .gehobener Standards' von ktaili- - Ziel ist. mit jedem (Produkte. Energie, mit anderen Firmen in der betroffenen Region 
'Jung. Dienstleistungen) vorrangig die Menschen in der 

betroffenen Region zu venorgen bzw, 
oder mit Einzeipersonen (Verbroucherinnen. 

Besondere kteiiigungsformen soiiten fur auch dort wo die Menschen dieses Landwirtinnen usw.) 
Menschen und Gruppen 2.8 Umwelt-oder sozia- - Einbindung interessierter Fachpersonen oder 
ie G~~~~~ geschatfen werden, die konti. W""schenurd - Geidoniage, .Nachfrage'vorhanden und ist. Konsum 2.8 Umweltgruppen in die Projekte. Beiräte bei Fir- 
nuieriiche Mitarbeit anstreben würden. 

-Neben den Beteiiigungsverfohren ist auch der 
mhsen im Veihaitnir zwischen FirmolRojekt und 

men 

Beteiiigunggeitraum wichtig, Als positiv kann nur 
den Menschen in der betroffenen Region mög- 

geiten. die Menschen im betroffenen Gebiet be- lichst stark zusammen entwickelt werden 6. Autonomie stati Abhängigkeit 
reib im Planungszeitraum umfassend zu beteiii- Viele Betriebe sind abhängig von Zuschussen. 
9en 4. Bedürfnis und Willen (statt Be. Krediten Ruckversicherungen usw. Sie haben 

Eine besonders positive Einstufung wiire dann werbung im Markt) sich auf die Logiken der herrschenden Wirt- 
schaftssysteme eingelassen. Stottdessen müssen 

vorzunehmen wenn die Menschen im betreffe- Wer furden Markt produziert.schafft Werteoh- ~i~~~~ ihren ~ i j ~ k h ~ i t  in den ~ ~ ~ ~ c h ~ ~  finden, nen Gebiet selbst zuden Trogerinnendes Projek- 
tes wurden Mitglledor, Genossl,+ 

ein Wissen von Bedarf. Diese Werte mimen im die ihre Arbeit unterstutzen und die Existenz der 

Anteileignerinnen zu Durchführenden 
Markt bewarben werden. um wieder zu Geld zu Firmen wollen. ohne diesen Willen kann es keine 

weiden. 
werden. Damit unterwerfen sich Firmen den Ge- Ökonomie von unten geben. 
setzen des Markies. Diese diktieren ständig 

-Diese Kriterien gelten giobi. es werden keine htihere Werbeausgoben Konkurrenzen und ~ o -  
Konkrete Kriterien: 

Unterschiede in den kteiiigungsstandords in Re- steneinsprungen bei den Faktoren Mensch (Ar- - Transparenz über alle beteiligten juristischen 
gionen Deutschionds oder Ländern des Siiden M t )  und Notur (Rohstotfe, Umweltbeiastung). Personen an Firmen und Projekten sowie die b e ~  
gemacht Hierin steckt ein .Sprengstoff: der sehr um diese ~ogik zu durchbrechen, müssen Produk- stehenden oder entstehenden finanziellen Ab- 
schnell zu einer breiten Debatte und zu einer be- te und Projekte jeweils an konkreten Bedürfnissen hängigkeiten Samt ihrer Konsequenzen. 
merkenswerten positiven Wirkung derrnitbestim- konkreter Menschen oder der von ihnen gebii- - Bewertung der Höhe des Anteils finanzieller 
mungsorientierten Projekte wird. Beteiligung von Menschen und Gruppen ausder 

betroffenen Region. aus dem Themenbereich 
Mitsprachemogiichkeiten. 

2. Transparenz und Ansprechbar- : 

keit (statt Phrasen und Show) 
Echte Bilanzen zu den Zielen. die eben nicht 

Raft, sondern Demokratisierung. eeteliung und 
Umweltschutz heißen müssen kontinuierlich die 

h Bereich Grünes Geld erwartest 

Tronsparenz und konkrete Beteiligung (Si 
mmenden Monate und 

Punkt 1) gehoren eng zusammen. 
Konkrete Kriterien. 
- Offeniegung aller Daten (jederzeitige E 

sichtrahme möglich). 
- Gesonderte Untersuchungen zu Umwelt- und 

sozialer Vertragiichkeit. 
nis erhoffe ich mir eine bcdachterc I lm- 

gchenswcise rnii den uns von der Nakur 

3. Direkte Ökonomie (statt A 
mität des Marktes) ichti& das es in der 

Geld ist Mocht Ananyme Geidaniagen in der nächsten Zeit verwirklicht wird? 
Hand die damit ~ ~ i d  m a  ordnung inirncr wiedcr Investor I{elati- 
chen soiien (Rendite). steilt einen Machtfaktor ons geforden wird, sind die meisten Un- Ein umdenken im verhalten mit den 
ohne Bindung on die konkreten Entscheidungen temehmen auch aus dem grünen H ~ .  Mitmenschen und ein rediizienercs 
von und zwischen Menschen dar. DOS unterhöhlt 
direkte Veron,,.,artung und die U,.,,,ittelbarkeB re ic i~  irn Zugzwang, selbst werin sie ari- Konsurnvcrhalten aucll der gegen- 

von Aandeln. Zukünftig müssen Firmen Geidge- ders wollten, was jedoch eher die A u s  U h r .  
berinnen bzw. olle. die Kapital in Form von mate- 
rieiien oder geistigen Werten bereitstollen in ai- 



Studie des Oko-Instituts 
mweltforads im Vergleich 

hr 2000 erschien eine Studie des Öko-~nstituts zur Qualität von Umweltfonds, also der Sammlung 
eteiligungen an Unternehmen. Die Zusammenfassung ist im folgenden abgedmckt. 

nstitut e.V. Iiat die I>as Ergebnis: Es gibt einc Reilie crnp- wcltmanagemcnt und Standort/Yrcizes- 
gelassenen 15 U n i  lehlenswcrter Okofonds wie etwa O k o v i  sen (meist i O  bis X0 IJrozcnt tler (;cwich- 

wcltl'onds untersucht urid vergleichend sion, Sarasin ValiieSar odcr IJIIS Eco Ijcr- tung) I>ic IJroduktc oder Dicnstlcistun- 
hcwenct. Analysiert wurde die Auswalil lorm. Schlechter schnitten dagegen alle gen der Cnternehrnen werden ~inzurci- 
und Hewertiing von Unternehmen unt l  Urnwelttechnologiefonds a11. l3ei ihncn chcnd t)cwertet, ol>wohl tlic Produkte 
anderen Anlagcm6gliclikeitcn unter i jko- liliet) das Ilcwenungsverfaliren häufig mcist die .,gröi3ten Emissionen" der Un- 
logischen und sozialen Aspekten. Ziel unklar und unzureichentl. ternchmcn darsicllcn. Dics iht allerdings 
war es, einerseits mehr Transparenz für (>ic ponds auf ,-rO,iun. nicht dem Unwillen der lJrnwcltfonds- 
potenzielle Anleger zu scharen und ; in ternchmen (l3lue chips), die nach tlrm Manager anzulasten. Es fehlt 1)islang 

Zur Stud ie  dcrcrsciis den Stand der Entwicklung in „besl in c.a,ssljrinzip~ im vergleich zu ih. schlicht an1 geeigneten Hantlwcrkszcug, 
diesem Ilereicli festzustellen, ~iiii die ren ~ ~ ~ ~ b ~ ~ ~ ~ l , ~ ~ ~  als „ökolcatlert. "der um die groRe Ijroduktviclfalt etwa von 

Umweitfonds Weiterentwicklung von Ilmweltfond.~ als „ijkoeffizicntcr. eingeschätzt C""13untunehinen serio.9 bewerten z ~ i  
im Veraieich diircli eigene Arbeiten zu fordern. Der Okovisionsfonds der Ökobank setzt ki)nncn. 
(2000. Okoinstitut in 
Freiburg,48 S, 39 DM) Uinweli-lnveflmentfond,s sind eine dagegen vorwiegend auf uberzcugtc 130- Iiiterchsarit ist die Gewichtung einzelner 
Es geht ums Geld Gcldanlage, die dem Anleger I>ereits mit nicr-Unternehmen, die gezielt umwelt- IIranchen bei dcn Ponds. Einige llran- 
(nicht nur beim Preis kleinen I letr igcn einc Anlage i n  Wcrtpa und sozialverträgliche Technologien cnt- <:licn wcrtlcn zwar explizit odcr iniplizit 
des Heftchens, der 
ungewöhnlich hoch pierc nach dem l'rinzip der Risikovertci- wickeln, Einige Fonds stufen sich selbst au.sgesclilossen, zum IIeispiel I<ohstolfge- 
ist - jedeSeite fast lung ermöglichen. Das Fondsvcrmi)gen als „Nachhaltigiieitsfonds" ein, sie bcwcr- winnung, Grundstoffchcmie oder Auio- 
eineh/lark) -ein kr i t -  wird in Aktien verschiedener Hrariclieii ten Zunehmend auch soziale, ethische mol)ilindustrie. Als gesamtwirtcliaftliclic 
scher Blick hinter die 
Kulissender umweit. um1 1;änder investiert, so dass durcli die odcr kulturelle Aspekte. Allerdings ist die Strategie ist da,\ elicr zweilelhalt, aber 
fonds. Dargestellt breite Streuung das Risiko für tlen Anle- Entwicklung von 13cwcrtungskritericn iin Iiicr reagieren die Ilrnweltfonds ollen- 
werden die Bewer- 
tungkriterien des 

ger geringer ist, als wenn er direkt in ein Verglcicli zu denen i m  Urnweltbercicli sichtlicli auF vermutete Kundcnwün,sclie 

~~~d~ und die E ~ ~ ~ ~ .  e i n x l n ~  Unternelimen Aktien invcstie- noch am Anfang und die erforderlic1ic:n iintl Kundenavcrsionen. 1)rngekctin wcr- 
nisse ~m Anhang ist ren wurde. I k i  den meisten Llmweltfonds Inlorniaticinen kiinncn häufig von den den autäll ig viclc Tclekommunikaiions- 
der Bewertungsbo l~aridelt es sich um reine Aktienfonds. I>ie Ijnternelimen gar nicht geliefert werden. unternehmen i n  die Ilrnwelttonds aufgc- gen abgedruckt - 
und das de, anderen .sind Mischfonds, tlic ~ u c l i  Aucli wenn einige Unternehmen sich noinrncn Zuin cinen, wcil diese per \C 

Oko-Tests von Um- Schuldanleihen von Unternehmen und t)einülien, ihre Aktivitäten an den Zielen als dcrnatcrialisicrte saulxrc Untcrncti- 
weltfonds fassung Die Kurz 1;indern aufneliinen. Ende 1'999 wurden einer naclilialtigen Entwicklung zii oricn- riien gelrcri, zurii anderen, weil sie .\ich an 

aus der Oko~insfituts in den in Deutschland zugclasscncn U i n  ticrcn, kann nocli nichi davon gcspro- der 1IOr.s~ verglei~hswcisc gut cn~wickcln 
Werkstatfreihelindet welti'onds insgesamt 1 , lh  Milliarden Mark clicn werden, tlass es heute schon „nacli- und tl;irnii tlic I>erformancc der IImwclt 
sichaisTextindiesem invcsticri. Der Anteil der Umweltlond?; lialtig" operierende Grofluntcrnehmen Fond5 arihchcn. Nach Ilntcrs~icliungcri 
Schwerpunkt, Bezug 
bstfach6226,J9038 m gesamten Fondsverrn(igen txträgt bis- und damit eine Ikisis für Nachhaltigkeits- des Oko-Instituts kann jedoch von cinei  
Freibvrg lang etwa 0,15 I'rozcnt, init steigeiider londs g i l ~ t .  I'crspektiviscli wird sich da?; I>cmatcrialisieriing d~ i r c l i  Tt:lckomrnuni- 

'Senden? ändern, und die Fonds sind hier ein wich- kation keine Rede sein. I)ic rniigliclicn 

ucim ijkologischen vergleiel, der um. tiger Motor dieser Entwicklung. (jkologisclieii urid sozialen Folgen der 

wcl~fonds wurden l i inf  Ikreiche t~ewcr- I3ci den „NachlialiigkeitsfonddsLiLi scliriit- neuc"nf"rr""tonh und Kommunikati- 

tel: [lic ~~~d~ sclllec.t at„ die nach den onstei:lincilogien ~ i n t l  deren Anwendung 

~ ~ i ~ ~ ~ i ~ ~  des nOw J ~ ) ~ ~ ~  ~ ~ ~ ~ ~ i ~ ~ l , i l i ~ ~  sind bisher nocli ~inzurcichend unter- 
oi?inlialtung von Ausschlusskritcrien für 

die aLifzunellmcnden ~ntcrncllmcn ( R ~  G u u p  Index der SAM Group Zürich zu- sucl't 

Kcrncnergie, ~ ~ ~ ~ ~ ~ l ~ ~ ~ k  in der ~~nmcn"fisteI1t werden (beispielsweise Ocr Anteil der timwcltfonds am Anlage- 

I.andwirtschaft), OppenheimTopic [)J Sustainahility). Tlier verrnijgcn ist derzeit nocli gering. 'l'rot~- 
fehlcri explizite Mindcst-Aussclilusskritc- dern sind erste indirekle Effekte 11ci den 

oangemessenc inlialtliclie (ökologisclic ricn, Darükr hinaus ist die Zusammen- Untcrnelimen zu I)irckterc 
und soziale) I3cwertung, ,sct./urig der Fonds für den potenziellcii Wirkungen auf Grol3uiitcriicliriieii k i ~nn -  

onachvollzichbares IIewcrtungsvcrf;ili- i\nlcger noch nicht transp:ircnt. ten drei Entwicklungen t)eftirtlerri: Er- Hinweis reii, angc.legten Umweltkritericn der stem nehmen I lmwi~l i font ls in ilirer I3c- 
Die Werbespruche oatläquate 13ewertung der ]>rotluktc ponds liegt der schwerPunkt der ~ ~ h ~ -  dc~it i i r ig bei lJrivatanlcgcrn dcutlicli zu 
stammen ausnohms lXi zLi I;rnweltstrategic, IJm- Zwcitcn.~slrah~cn die Urnwclt font l  zu- 
ios aus  werbe^ ol'ran,sparenz für den Anlcgcr. 
broschuren der Gru nclimcnd auf insi i tut ionc~~c Antegci wie 
ne-Geld-Branche I>cnsic~n,ska~.scn, I.chcnsvcrsiclicrungcri 

und  Kirclicn aiis. l lnd  drittcns rca,gicrcii 
tlic IJntci-nclimcn schon ;ius Iri~agegrün- 
den Iiocliscnsil)cl auf die Aufnalim<: in iii- 
ncri I l rnwcl~fonds - erst recht auf cinen 

Credit Suisse CS EF (Lux) Evo Efficiency Gentec. Chemie Keine Infos über Firmen Weitercntwickl~ingst)ed:~rf tlcr Ponds 
BfG (aufgekauft) Luxinvest Oekolux - Keine kontinuierliche Kontrolle ' ' ' I)cslelit irii I3csondcrcn bei tlcr I3ewer~ 
BfG (aufgekauft) luxinvest OekoRent - Keine kontinuierliche Kontrolle ' ' ' rung von Ijroduktcn, IJroduktportlolios 
Migrosbank Mi~Fonds tco ~ i r i d  Branchen, I ic i  der Integration von so- 

OekoSar Fortfolio ziälen untl Okoncimisclicii Kritcricii und 

ValueSar tquity 1)ci der iikologischcn Analyhe ncuercr 
Green lnvest Technologien (z.13. Inforinations und 
EF~ECO brform Chemie Komniunikationstechn<kbgb(ien) lind der 

und ~ n t w i & ~ p ~ # + ~ y " t e r -  
k10 

Lux EcoTech Gentec. Chemie Keine kontinuierliche Kontrolle - 
Focus GT Umwelttechnoiogie Riistung. Atomkraft, alles Keine kontinuierliche Kontrolle - und Keine Antwort 

Keine Antwort reir 
,$ ß 



iie wirkt der 
Der Markt wird häufig als etwas Neutrales gewertet. Auch die ineisten politischen Gnippen versuchen 
mmer wieder, den Markt zu zähmen, ihn zu einem Ort von sozialer und ökologischer Wende ni ma- 
hen. Ökosteuern sollen Rohstoffe sparen helfen, Chemikalien- oder Abfallabgaben sollten früher die- 

se Stoffe eindämmen - auch die aktuell gefeierte Tobin Tax dient einem solchen Zlel (Vermeidung von 
schnellen Devisenspekdatinnen soll den Markt weniger krisenanfällig machen). Ethische Geldanlagen, also die Idee, 
Gelder umzulenken fiir dai .Guteu in der Welt, gehören auch zu diesen Versuchen. 

Vorliandencs Gclil iiiis ~inmenscliliclien und urnweltzerstöre- atenmäßig m;irginalisiert, d.h. unwichtig bis überflüssig maclit. 
rischen I1ro]ektcn iincl Firmen heraiisziinehnicn, ist in jedem 111s hciat: Eine Windanlage ist immer noch hesser als ein Atom- 
Pall und imnier riclliig. Geld lrdeutet Moglichkciten des Han- kraftwerk, alier der Markt sorgt dafür, da6 die Errichterlnnen 
dclns. Wer viel d~ivoii Iiat, kaiin auch viele seiner Ideen umsct- immer mehr zii unmenschlichen und 6kologisch Iwdenklichen 
zcn -iindd;is ist iiii I:;illc von Atom-, Itustungsfirmen, Gcntech Durchsctzungsforiiien, Standorten und Produkten neigen. Der 
nik, Chemie- lind Agro-lndiistrie usw. nichts Gutes. Docli Markt fuhn also ulierall zu den maximal profitat>len und dcswc 
daraus dcri Sclilul<zii ziclicn, (las Geld in „l)esscre" 1)rojektc zii gen meist inaxiiiial ausbeuterisclicn und umweltlxlastendsten 
stecken, dafür d;iiiii iriii viel Miilic Kriterien der Glaubwürdig- Formen. IYas ist ein (;esctz des Marktes. Darüber kann die ver 
keii fcsizulcgcri uiid illre Einlialtung zu kontrollieren (oder schleicrncle Öffentliclikcit~arhcit der ~ i rmen,  die im Markt agic- 
auch nicht ..), ist nir.lit so zwingend, wie es immer dargestellt ren, nur hiiiwegiiiusclicn - ändern kann sie es nicht. 
wird. 1)criri alle gcniinntcn Wege übcrselien das, was die Logik ~ ~ ~ t ~ ~ l ~ ,  andere wege besser, Geldflüssc isi 
des Marktes hedeiiii,r: Der Mai-ki ist ein anonymes, auf Konkur- davon - raus aLis dem Markt, Gelclanlage in 
rcnzpririzipicn aiiIgc1,auics System, das von den Nationalstla- se~~~sii)rganisic~cn ,)ro,ekren, die ~~~~~l~~~ 
ten, regionalen uncl glolialcn Institiitioncn (von der W0 über «der von geriicirlsarncr 
die Nato bis zuiri Vcrl<ehrspolizisten oderdenr Gcwert)eamt vor ökonomic, ~ ~ ~ l . l ~ ~ ~ , ~ ~ ~  von ~ i ~ ~ ~ ~ ~ ~ ,  kollektive I,(jsungen, 
Ort) aufrccliicrhaliii~ iind auch dann n i~c l i  durchgesetzt wird, E ~ ~ ~ ~ , ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  unten, Direktvcrnlarkiurlg genlcin. 
wenri die Mcnsclicii gegen illre Aust~eutiing Widerstand Ici- „„, ,jcsit,,, kijnncn ~ ~ ~ k ~ l ~ ~ ~ k ~ ~  ganz icilweisc 

stcn. I)cr Castor-'l'r.insport ist ein gutes Ileispicl: Er dient dem aufgehol,en werden und die ideellen zielc lTzw, der wil lc zu 
I'rolit in der Konkiiriciiz von Firmen und verschiedenen Ener- scll(jneren 1 . ~ 1 ) ~ ~  zwang zum profit zum Ausdruck 
gictriägcrn. Dcr Staiii aerzt ihn tliircli - Markt und Staat sind ein ki>mnien, llas spielt zur zei, bcirri ,,Grünen keine 
nicht trcnnt)ares (;cl~ilrlc. Rolle. Stattdessen sind grüne Geldanhgen zum Teil des Turbo- 

Fürctliische Geld:irilagen IieiRt das nun, daRsic ebenfalls den kapi~alismus geworden schneller-Iiölicr-weiter, wachse-oder- 
l.!~gikcn des Markt0 iinterworfen sind, wenn sie sich darauf weiclic, sharcliolder-valuc, Die Wallstreet ist auch fur „OkosM 
einlassen. llnd die sind alles andere als ,,ethischu Ein Windrad längst zuin Malbstal) geworden. Das Eiidc ist jetzt schon ahsch- 
oder eine Solaranl;igc kann gut sein. Im Markt tritt sie konkur bar: Riesigeöko-Anlagen mii maximalem Profit und hoher Um- 
ricrcnd anderen aiif Ilarin kann sie nur hrstehcn (profitabel weltbelastiing. Ilie Aktien im I3esitz der, die ohnehin viel Geld 
sein), wenn sie dic I:akiorcri N:iiur lind Mensch zeit- und ko- haben und iiber die Iiohcn Kursgewinne im „grünen Geldbe- 

reicli" ni>cli rcicl~cr werden. Ist das das Ziel? 

mit Oliver Storz: 
dem Text (siehe Sie gelten als Kritiker einer Orien- gen und damit zur Reduktion von I k -  

tierung allein auf umweltbewusste soiirccnverscliwcndung. Das kommt 
Zielgruppen? Sollen Öko-~eldanla- letzilich auch Mensch untl Natur i.ugu~c. 

risclilag das gen direkt mit konventionellen kon- 
in Ende I ~ c i  einem kurrieren? Was ist Ihnen wichtig, daß es im Be- 

lcri ..(;cgeniiio<lcll" lan- Ja. Nur so kann es gelingen, genugend reich n~rünes ~ ~ l d n  in der 
Meiisc~licn - friedlicli wie Mittcl für Investitionen in grüne llntcr zeit verwirklicht Zum Interview 
.r 1clc:ilwcl~ lelxn: „Jedes nelimen und Projekte Freizuseizcn. Die- 
serlilock usw, prodiizie* ser scllritt ist im Übrigen s&,",. im ethi'sch-ökolOgis<"len ''C- 

ergic, :iii,5 Sonne, Wind ,,, Sie Aktien b(irsennotieflcr Öko."nterncll reich mir aber d'' ''- Oliver Storz 
Investition und 

illre v~~~~~~~~~ iliicn men wurtlcn 1e17.1es jahr von einer groR, dass der guten Urnweli in Aockn 
nlit ~ilit~r.lcn sel\,st," wo die ten ~ ~ l ~ ~ ~ ~ ~ ~ l ~ i ~ h t  und Wind. die bclriebswirtscli;iftliche 'je- 

lrl)inen zur Stromer. p:irk-Retciligungen sind längst auch I ~ e i  der "eiciligungsangel)c)Le 
blcilir iI:is Geheim- konventionellen „Steucrsparcrn" salon- 

nachlässigt wird. 1)ics gilt nicht nur lur 

(Lie Investiiionen fi- fiihig, ist Aufgab der I>olitik, die )(all. Anleger7 sondern auch für Multiplikato- 

",anziert, aus wclclicm Antrieli Iieraiis menl~edingungcn so zu setzten, dass die wie Iieispielsweise 

und nacll welchen prioritäien, cllenfalls Wir&&ft unter 13crücksichtigung lang. Ixtriebswirtschaftlich oft völlig ahnungs- 

fristiger Versorgungs- und Umwcltzielc in 
Io* üher grüne Geldanlagen schreiben. 

Zentral im Hinblick ~ i i i f  das '~licma grü- 
die richtige Richtung d, h, dass 

Nachhol- bzw. Entwickliingshctl;irf sehe 
nes Geld ersclicini iiiir aller tlic Ikliaup- 

spiclswcise ich deshalb insbesondere I)cirn professio- 
ruiig, „die Akieiirliiiicn" würden „immer 

nc eclite Chance erh:iltcn, I,as ist 
x l l c n  ,,Aktien-l(esearcli" in c1r.r Öliobran- 

melir irl die I.o#flc clc's I'rofidciikcns 
Erncucrhare-Energien-GCSeLZ taLsäclilicll c l ie Ansätze sind hcrcits erkennbar, auch 

drängt, in der I:iriwcltscIiiitzgcsichts- 
gcscllehen, Den Rest soll der Wettt)cwerll in den 1nvestmentabtcilungc.n konvc.iiti~- 

punkie :im 1:ndc ki i i ie ltollc inclii- spic- 
len,,. Lv.Y;ortcn: o~~ ~ ~ ~ ~ l ) ~ ~  regeln, auch am Kapitalmarkt. 

ncllcr Hanken. An Anleger kann ich niir 
appellieren, Angcl)ote vor eincm Tnvc,st- 

nach wirtscharilicliciri Erfolg wird früher iricnt sorgfältig zii prüfen und sich ggf'. 
odcr später ZUln Scll)\tzweck. Ich würde Werden ÖkoProjekte und .angebotc von fachkundigCr Seile bcrat(,n 7 ~ 1  1assc.n. 
die unterstclltc %\r:~ngsläufigkcii ciiicr dann nicht dem massi- 
solchen Fntwickliing verneinen, oI)wohl ven ~~~k des ~~~k~~~ nach niedri- 
sich überdiesesl'liciiia riaiiirlich trefflich gen K~~~~~ unterworfen, was ehe 
streiicn lässt. Hczciclincndcrweisc setzt urSache der ~ ~ ~ b ~ ~ t , , ~ ~  von ~~~~~h 
tlicse Diskussion al)i,r aiii 1';ilsclien I:ndc und N~~~ ist? 
an. Zucrst iniiss iri;iii sicti doch I ~ i g e n ,  oh 

Ausl~~ili naclili;iliigcr sIrilk,iircn 
Die Annalimcs isi richtig, die Scliliissfcil- 

wirtscllal.iliclle Arirelzc iil,cl.halip, in guung falsch. Unici- der Voraiissctzung 
Lail,l? ist fair" ltahmc~nhedingtingen (s.o.) liilirt 

ein klares Nein. Wetthewerbsdruck zu Effizienzsteigcriin- 





Interview mit Jörg Blunk 
Nur ak Kunde am Spiel beteiligt 

Wie stehst Du Text (siehe Seite 10)? 

zwar iin Sinne einer I3asis 
endc 1)cl~aitcn. Mit den Be- 

utz tler Umwelt-. .Uniweil- 
icli Scliwicrigkciten. Wir sit- 
g ;iiil' cincin relativ schma- 
voii N:iiur/Evolulion und 
~insc,i-en Aktivitäten ~ind 

nur ciiic zicrrilicli schmale 
e ilirer Komplexität. C. Spchr 

ot'allc*) Ii;it i;i schon vor einigen 
ren aufgeriurrii iiiit dem griifien wahn- 

nnigen und z~iricl'si patriarclialcn I3ild 
von .Natur", die cl~ircli iricnscliliclie Vcr- 
antwortung crhalten werden inüsse, da 
sie sonst zugrundc gclic. Mir konnte auch 
noch niemand tlic Frage I)c;intwortcn: 
Wie Iiätte es ndic Nat~iri, denn gerne? Wcl- 
ches Verhältnis von Kolilcndioxid und 
Sauerstoff wäre ihr denn angenehm? Flat 
sicli die  Natur. vor Millionen Jahren, als 
nur Einzcllerdic 0zc:inc t)cviilkerten, un- 
vollkommencrgellilili als Iieute? Wir kön- 
nen "die Natur. niclii kaputt inachcn. Un- 
sere 1rbenst)eding~iiigeri Ibzw. uns selbst 
allerdings schon. 

Inzwischen bevorteilen viele menschli- 
che Veränderungeii dcr Natur die Rei- 
chen auf Kosten der Armcn, den Norden 
auf Kobien des Südens, die Iicutc leben- 
den auf Kostcn küiiltigcr Geiicrationcn. 

Icli I~in mir aber iiiclii siclicr, ob es da ir- 
gendwo eine Saill):irc Iritercsscngruppc 
gibt. von der das :illes ausgclir, von der 
.Uinweltschuiz~ gcgcn Menschen aus- 
wielt wird. Die 1)inlcc licaen wolil tiefer. 

Es ist zu sehr zentralisiert und schränkt 
durch die wirtschaftlichen Spielregeln 7.u 
sehr ein - in dem Sinne, daR der Mensch 
sozusagen nur als Kunde am Spiel bctci- 
ligt ist, aber wenn er kein Geld mehr Iiat, 
sich eigentlich aus der Arena veraliscliie- 
det. 

Insofern hat Nachhaltigkcit niclii niir 
därnit zu tun, die Tragfähigkeit irdischer 
Ökosysteme nicht zu ül~crfordcrn - son- 
dern auch die soziale Tragfiliigkcii zu er- 
Iialten, gesellschaftliche Systeme nicht 
auseinanderdriften zu lassen. 

Dabei geht es nicht Lim cincn gcscll- 
schaftlichcn Zusanimcnbruch als Grund- 
lage für eine neuc Entwicklung. In der 
Naturwissenschaft gibt es die Erkenntnis, 
das gekoppelte chaotische Systeme von 
sich aus wieder z ~ i  einer bestimmten Ord- 
nung führen. Man kann Instabilitätcn als 
furchtausliisendc, weil unkonntrollicrte 
Momente ansehen -- aber aucli als Ikfiir- 
derer von Flexibilität. 

Richtig ist, soziale Innovationen sind 
viel, viel schwieriger irn Vcrgleicli zu 
technisch-wissenschäftlichen durclizu- 
fülircn. irtztere Ikruhen auf dem Ver- 
ständnis von Dingen, die wir praktisch 
schon rational erfassen kiinncn. I3ei gc- 
scllschaftliclien Errungcnscliaftcn ist das 
nicht der Fall. 7'rotzdeni ist ein Voran- 
kommen heim Umbau unserer I.cbcna- 
lormcn üherlchensnutwcndig. Es wird 
von den lruten selbst ausgehen. Davon, 
däß sie merken, so kann es nicht wcircr 
nchen. Sie wissen selbsiverständlicli. d3R 

- 
Wie verhalten sich die Kundinnen - 

gucken die nur aufs Geld oder fragen 
die gezielt nach ökologischen, sozia- 
len und Mitbestimmunpkriterien? 
Wenn ja - was sind deren wichtig- 
sten Themen? 

Unterschiedlich. Wir haben drei groRe 
Gruppen von Interessenten. Den Kritcri- 
cn-Orientierten ist vor allen1 wichtig, (lall 
keine Aktien von AKW-I3ctrciberncr, Ru- 
s tungs oder Ölkonzernen im Fonds ent- 
halten sind. Dafür sind sic auch bereit, 
auf ein paar l'rozent Ertrag zu verzichten. 

Dann gibt es die groRe Gruppe, denen 
der Umweltaspckt ihres Investnicntfonds 
schon wichtig ist. Anderersei$ orientic- 
rcn sie sich aber an marktüblichen I'erfor- 
mancezahlen. Die dritte Gruppe hat wc- 
dcr mit Ökologie noch Ethik was am Wur. 
Ilie sehen einFach, daR mit Umwelttcch- 
nologiefonds Geld zu verdienen ist, also 
gehen sie da rein. 

Im Grunde geht es ja bei .grünen. lnve- 
stmcntfonds" um das Vorhanden- 
scin/Nichivorhandcnsein von 
AuRschluBkritericn (Rüstungsprodukti- 
on. Centechnik, Tierversuche usw.) Was 
eigentliche Mitlxstimmungskriterein an- 
lxlangt, z.13 die Analyse der Tagcsord- 
iiung von 

Hauptvcr.~;imml~ingcn bzw. die Wahr- 
nehmung von Stimmreclitcn aut den 
l~auptvcrsammlungen der Untcrnclirncn, 
die im Fonds enthalten sind - da stehen 
wir noch ganz iirn Anfang. 

Zum Interview 

Jörg Blunk 

Ex-Geschoftsführer 
der Urnweltsecur in 

Berlin, weiterhin in der 
Fondsberotung und 

Entwicklung von Krite- 
rien tdtig. Aktiv in der 
Stiiiung .FreiRaume' 

,, " U 

FOucliult spriclil davon, da& ,,icllt die esum ilircigcnes Überleben geht. Es sind 

~~~~~h~~ sind, i l l r  ~ ~ ~ ~ l ~ i ~ k  i)cstim. die vielen kleinen Taten von Menschen, Was ist Dir wichtig, daß es in der 

men e i n e  N ~ ) ~ ~ , ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ -  oder die letztcs Endes für die Zukiinitsfähig nächsten Zeit in diesem Bereich ver- 

Disziolin~rmaclit dic in Strukturen cinae- keit wichtig sind, wirklicht wird? 

lagert iat, denen wir [;ist l)lintl Linterwor- Es wird Zeit, da0 wir Wege und Metho- 
fen sind. Du kennst viele Firmen in der Bran- den finden, die sozial-ökologische Orien- 

Deshall) müssen :iiitlcre Ilalirncnl)cdin- che. hauPt in tiuung von Investmentfonds neutral zu 

gungen geschaff<:ii werden, ähnlich einer der vergleichen. Was da im Moment läuft, ist 

Arena, hci der im Spiel die Ih(,stc I.0sung N„ 
)wohl für die Anlagcinteressenten als 

erkundet wird. Il;is Laiin das Iieutigc Sy- uch für uns als Fondshändler/Fondsbc- 

stcm in seinei b'cstgefalircrihcit nicht rater schlicht unbefriedigend. 

scliaffcn. 

~.l~?leri~eli~irensGrün 
Geld für den Umbau 
(200 1 ,  AG Spak iii Neu-Ulin, 180 S.) 
Woher liöiiiien Finnen das nötige Kapital für innovative und vor 
allein iiiiiweltgereclite Iiivestitioiien erhalten? Verschiedene 
Autorliriieii, deren Beiträge Referate und Diskussionsrneldungeii 
einer Taguiig siiid, stellen sich Anforderungen aus der Praxis des 
Maiiagenieiits uiid des Wirrschaftens in Betrieben. ..Wie 
fiinktioiiiert eiii Börsengaiig?" ist eine Überschrift, andere 
Refei-eilten bericliteii voiii Umgang mit Banken. Gleich fünf 
Beitrage zählt das Kapitel zu Kapitalanlagen p l u s  zwei weitere 
zu grüiieii Uiiteriieliiiieii aii der Börse. Etwas außerhalb des 
Keriitlieiiias liegeii zwei Beiträge zur Nutzung des lnternets 
Deii Absclil~iR bildet die Dokumentation der Podiunisdiskussioii 
zur Weitereiitwickluiig des Grüner-Geld-Marktes Iiiteressant 
sind auch die Zwiscliendisk~issioiien z i ~  den Einzelvorträgen. 
Iin Voidergruiid steht die Kapitalbescliaffiing am Markt. 
Deiiiokratiscliere Verfahren wie die direkte Beteiligung, Projekte 
uiid Firnieii ii i  der Hand von Bürgerliinen usw. werden nur aiii 
Raiide gestreift (z B. in1 Kapitel iiber Firmeii in 
Mitarbeiterliiiieii-Besitz. Das ist schade, ließe sicli doch über die 
Besitzverliältiiisse iiiclit iiur Kapital beschaffen, sondern auch 
die Mitbestiiiiiii~iiig stärken - leider aber ist das zur Zeit weiiig 
beaclitet 

Umw~eltbundesanrt 
Ziele für die Umweltqualität 
(2001, Erich-Schmidt-Verlag in Berlin, I79 S., 29.80 DM) 
Was sind Umweltqualitätsziele und welche Bedeutung können 
solche Leitbilder für die Umweltschutzpolitik Iiabeii? Nach einer 
allgemeinen Einleitung werden für die verschiedenen 
Uinweltrnedien und -bereiche (Atmosphäre, Luft, Gewässer, 
Boden, Ökosysteme und Gesundheit methodische und fachliche 
Hinweise zu ilirer Formulierung gegeben. Hinzu kommt ein 
Kapitel über Qualitätsziele für Planungsvorgaiige. 

Forum Stadtökologie 
(1 999, dif~i  in Berlin, CD-ROM) 
Herzstück der C D  sind illre Datensarnmluiieen 

U 

Forschuiigsprojekte. Internetadressen und ca. 10.000 
Literaturangaben. Hinzukommeii etliche Texte. z.B. 
~raxisbeispiele aus Kommen zuni Kliniaschutz, Mobilität oder 
Naturschutz. der vierteljährliche Informationsdienst iiiid 
Dokumentationen von Veranstaltiiiigen. Die CD läuft ab 
Windows 3.1 ~iiid einem Arbeitsspeicher von 8 MB. 



Umweltverbande auf Schmusekurs mit Staat und Wirtschaft 
Ein  Blick a u f  den  B u c h m a r k t ,  a u f  V e r a n s t a l t u n g s p r o g r a m m e  u n d  i n  Verbands rundschre iben  zeigt ,  d a ß  d ie  
Deba t t e  um den  "S tandor t  Deu t sch land"  a u c h  die  Umwel t schü tze r Innen  e r f a ß t  h a t ,  z u m i n d e s t  d ie  g r o ß e n  
Verbände, über reg iona len  Ins t i tu te  u n d  Umweltmedien.  Von Se i t en  d e r  R e g i e r u n g  u n d  d e r  Spi tzenverbände 
in  d e r  W i r t s c h a f t  wird  d a s  T h e m a  se i t  Beg inn  d e r  90er J a h r e  fo rc ie r t  - m i t  bemerkenswer tem Erfolg.  Un- 
t e r  d e m  Vorwand in te rna t iona le r  Wet tbewerbs fäh igke i t  (die n i e  besse r  w a r  a l s  heute)  werden Bete i l igungs-  
rechte  u n d  Umweltschutzvorschriften "dereguliert". Un te r  d e m  Vorwand d e r  E r h a l t u n g  von Arbei tsplä tzen 
(die noch  n i e  so s c h n e l l  u n d  a m  meis ten  bei  d e n  re ichen  B r a n c h e n  ver lorengingen wie  heute)  werden H ü r -  
d e n  f ü r  Invest i t ionen u n d  G e w i n n a n h ä u f u n g  beise i tegeräumt.  Und  u n t e r  d e m  Vorwand feh lender  W i r t -  
s c h a f t s k r a f t  fo rde rn  b e s o n d e r s  d ie  Großbe t r i ebe  (denen e s  n i e  b e s s e r  g i n g  a l s  heute) e i n e n  Umbau  d e r  ge- 
samten Gesel lschaf t ,  vor a l l em d e r  W e l t w i r t s c h a f t s o r d n u n g  h i n  z u  m e h r  Wir t schaf t s l ibe ra l i t ä t ,  um n o c h  
besser  M e n s c h  u n d  Umwelt  ausbeu ten  zu können .  
Die  Umweltscliutzverbände gre i fen se i t  1992 i n  diese  Deba t t e  e in ,  se i t  1994 gehören  s i e  s o g a r  z u  d e n  
W o r t f ü h r e r n  ( E r s c h e i n e n  der  S t u d i e  "Zukunf t s fäh iges  Deutschland").  G r ü n d e  f ü r  e i n  Gegenha l t en  gegen  
die genann ten  Forderungen  u n d  Taten se i t ens  R e g i e r u n g  u n d  Wir t schaf t s lobby  g ä b e  es dabei  genug. D o c h  
die  Wirk l i chke i t  s i eh t  a n d e r s  aus. Umweltverbände u n d  Ins t i tu t ionen  steuern n i c h t  gegen die  "Deregul ie-  
rung", s o n d e r n  versuchen,  se lbs t  Vorsch läge  f ü r  d e n  Abbau  von W i r t s c h a f t s h e m m n i s s e n  z u  entwickeln .  
I h r e  Hoffnung:  E i n e  s i c h  freiwill ig f ü r  d e n  Umweltschutz  e i i i se tzende Indust r ie .  I h r e  Durchse tzungsmi t -  
tel: Keine. D a h e r  d ie  Folgen: Widers tands loses  H i n n e h m e n  d e r  Versch lech te rungen ,  gemeinsame ,  a b e r  un-  
verbindliche Forderungska ta loge  m i t  d e r  W i r t s c h a f t  u n d  z u n e h m e n d e  S p e n d e n e i n g ä n g e  bei d e n  Umwelt-  
verbänden d u r c h  die  Großindust r ie .  

Drei große Themen prägen die Umweltschutzarbeit Ende der 90er Jahre: Agenda 21, Nachhaltigkeit und ökologische Steuerre- 
form. Die Agenda 21 prägt vor allem die Umweltschutzbasis, fast überall sitzen UmweltschützerInnen, neudeutsch als NROs 
(Nichtregierungsorganisationen) bezeichnet, mit Industrie, RegierungsvertreterInnen und weiteren gesellschaftlichen Gruppen 
zusammen, um über Umweltschutzziele zu sprechen. Die Nachhaltigkeitsdebatte prägt dagegen vor allem die überregionalen 
Gremien und Geschäftsstellen. Nach der bundesweiten Studie "Zukunftsfähiges Deutschlandn entstehen nun ebensolche in Län- 
dern und Regionen. Der dritte Schwerpunkt, die ökologische Steuerreform, ist Sache der Bundesspitzen, sie ist aktuelle Schwer- 
punktaktion des Deutschen Naturschutzrings (DNR) des Dachverbandes der Umweltschutzverbände. 

Alle a n  e inen  Tisch:  Agenda  21 
Die Agenda 21 ist das Abschlußdokument der Umweltkonferenz der Vereinten Nationen in Rio 1992. Damals wurde die Konfe- 
renz, an der die Regierungschefs von über 170 Staaten teilnahmen, als Fehlschlag in den Medien dargestellt. Davon wichen aber 
bereits einige Umweltverbandsvertreter deutlich ab: Hubert Weinzierl, BUND-Chef, und Vertreterlnnen des Deutschen Natui- 
schutzrings lobten vor allem die Bundesregierung und widersprachen Meldungen, die Konferenz von Rio sei ein Fehlschlag ge- 
wesen. 
Wesentliches Ergebnis der Rio-Konferenz ist das Abschlußdokument, die Agenda 21, und die Einigung auf Folgekonferenzen. Al- 
le Folgekonferenzen, z.B. 1995 in Berlin, wurden ebenfalls zum ergebnislosen Fiasko aus Sicht der Umwelt. Einige Umweltver- 
bände teilten diese Einschätzung auch, gingen aber sofort wieder zur Tagesordnung über, d.h. zur weiteren Mitarbeit an der Vor- 
bereitung von Folgekonferenzen. Zugleich forderten sie ihre Basisgruppen dazu auf, lokale Agendagruppen zu bilden und die 
überregionalen Ziele auch vor Ort umzusetzen. Grundlage für alles war die Agenda 21, jenes Papier der Regierungschefs. Darin 
waren unter anderem die massive Förderung der Gentechnologie, die weitere Nutzung der Atomkraft und die Stärkung der Pri- 
vatwirtschaft gegen regulierende Vorschriften als Ziele genannt - und zwar unabänderlich, denn die Agenda 21 kann nicht durch 
die Gruppen, die unter ihrem Namen arbeiten, korrigiert werden. Die UmweltschutzerInnen und viele entwicklungspolitische 
Gruppen aber scheint das wenig zu stören. In den Gruppen, die sich für eine lokale Agenda einsetzen, ist das Ursprungsdoku- 
ment ohnehin in der Regel nicht bekannt. Man arbeitet unter einem Begriff, den niemand kennt. Kritik wird abgewehrt: "Agen- 
da 21 ist das, was wir daraus machen* schreibt z.B. die Organisation "German Watch" a m  8. August als Antwort auf die Agen- 
da-Kritik ohne Benennung von Verfahren, wie die Agenda 21, also das Abschlußdokument der Rio-Konferenz, denn durch "das, 
was wir machen" wirklich verändert werden kann. Der Irrtum von German Watch liegt fast allen Umweltverbänden und -grup- 
pen zugrunde. Die Agenda ist vom Dokument einer gescheiterten Umweltkonferenz zur wichtigsten Handlungsgrundlage 
der Umweltschutzgruppen geworden, vor allem für örtliche Gruppen, aber dazu angetrieben von den zentralen Verbänden, die 
immer wieder unkritisch die Agenda als gute Grundlage für konkrete Umweltschutzarbeit propagieren. UmweltschützerInnen 
sind damit zur PropagandistInnen der Regierungen geworden. Kritik daran wehren sie unwirsch ab. Wahrscheinlich wissen sie, 
daß die Agenda als Umweltschutzdokument nichts taugt. 

Kasten oder Einschub: A ~ e n d a  und ihre "MacherInnenn: 
Die folgende Liste soll nur zeigen, daß der Agenda-Boom wirkliche die gesamte etablierte Umweltnszene" sowie viele 
Einzeleinrichtungen erfaßt. Sie ist bei weitem nicht vo!lständig. Agendaprozesse wurden initiiert und werden maßgeblich 
untersützt u.a. von: Grüne Liga, BUND, Oko-Institut, Okologisches Zentrum Verden, Naturschutzbund, etlichen 
Bürgerinitiativen, LBU Niedersachsen, JANUN, Jugendumweltbüro Hannover, B'90/Grüne, Umweltinstitut München, 
Wissenschaftsläden ... und natürlich von CDU, FDP, SPD, EXPO 2000, RWE und vielen mehr. 

Nachhal t ige  Deba t t e  
Zwar ist der Begriff der Nachhaltigkeit nicht erst in den 90er Jahren '!erfundenn, aber _ebenfalls-erst dann populär geworden. 
Zum erstenmal tauchte er mit größerer Medienwirkung 1987 auf. Die sog. Brundlandt-Kommission hatte ihren Bericht zur 
nachhaltigen Entwicklung der Erde abgegeben. Deutlich mehr Auftrieb gab dem Wort aber ebenfalls die Rio-Konferenz, noch 



einmal gesteigert durch das Buch "Zukunftsfähiges Deutschland" und die damit verbundene Medienpower großer Umweltver- 
bände wie dem BUND und bekannter Institute wie dem Wuppertal-Institut. Der Buchmarkt wurde geradezu überschwemmt von 
Büchern zum Thema, Vorträge, Seminare und Veranstaltungen reihten sich aneinander. Bemerkenswert aber war von Beginn an 
eine klar erkennbare Allianz: Die Studie "Zukunftsfähiges Deutschland" wurde herausgegeben von BUND und von Miseroer. Im 
BUND war das Werk vor allem eine Folge der seit Beginn der 90er Jahre im stärker werdenden Gruppe von FunktionsträgerIn- 
nen und Hauptamtlichen um die stellvertretende Bundesvorsitzende und vorherige Arbeitsleiterin "Wirtschaft und Umwelt", Dr. 
Angelika Zahrnt. Neben der Hoffnung auf die große Verbrüderung von Großindustrie und Umweltschutzverbänden verband die 
meisten von ihnen noch etwas zweites: Die SPD-Mitgliedschaft. Das gilt auch für weitere Kreise. Die Studie wurde vom Wup- 
pertal-Institut geschrieben, einer Einrichtung des Landes Nordrhein-Westfalen (SPD-Regierung). Der Institutsleiter ist E.U. von 
Weizsäcker, seit langer Zeit einer der Spitzenumweltleute in der SPD. Die vielfältigen Nachfolgeaktivitäten, vor allem das Erstel- 
len landesweiter und regionaler Studien, wurde im BUND sowie von staatlichen und staatsnahen Einrichtungen vorangetrieben, 
z.B. in den Naturschutzakademien und -zentren der Länder. Das Ergebnis, die Studie, war aber dann sogar noch schlechter. Sie 
fand Beifall bei der Umwelt- und Atomministerin Angela Merkel (CDU), die der Studie schon bei der Erstpräsentation, zu der 
sie von den AuftraggeberInnen als Festrednerin geladen war (!), den "Atem des Machbaren" bescheinigte (was den ErstellerIn- 
nen der Studie gar nicht peinlich war). Beifall gab es auch von Seiten der Großindustrie: BASF nahm die Ziele in eigene Veröf- 
fentlichungen auf und versprach, sie zu befolgen - und wurde gleichzeitig Sponsor des BUND. AEG, Firmenteil des Automobil- 
und Rüstungskonzerns Daimler-Benz und damit ebenso eine Firma, die durch die Forderung der Nachhaltigkeit eigentlich 
Hauptziel von Veränderungen sein müßte, tat sich sogar in gemeinsamen Anzeigenkampagnen mit dem BUND hervor und wur- 
de umfangreicher Geldgeber verschiedener Umweltschutzorganisationen. Fast überall bemerkten Großkonzerne und Umwelt- 
schutzverbände, daß sie in ihrem Drang zu unverbindlichen Formulierungen große Ubereinstimmungen hatten und fielen sich 
in die Arme. Die Konzerne profitierten mit einem verbesserten Oko-Image (angesichts der vielen Industrieunfälle Mitte der 90er 
Jahre und des unbemerkt durchgeführten Abbaus von Umweltschutzgesetzen ein sehr wichtiger Effekt), die Umweltverbände 
profitierten von den Spendenflüssen. Fast überall stehen die großen Konzerne inzwischen auf den Geberlisten - mit Beträgen bis 
in die Millionen. 
Da fiel gar nicht mehr auf, daß es auch andere Stimmen gab. Plattgebügelt von der Allianz der Großen, angefangen vom BUND 
über Angela Merkel bis zu BASF und Daimler-Benz wurde kaum bekannt, daß es schon bei der Erstpräsentation der Studie 
"Zukunftsfähiges Deutschland" zu Protestaktionen von Basisgruppen kam. Und auch im weiteren Verlauf hatte Kritik keine 
Chance. Weder die bürgerliche Presse noch Verlage oder die Meinungsblätter im Umweltbereich selbst (natur, Politische Ökolo- 
gie, Verbandsblätter) gaben der Kritik am Anbiederungskurs echte Chancen. 

Zitate aus dem "Zukunftsfähigen Deutschland" 
An Korruption, Nepotismus, Mißwirtscahft, Menschenrechtsverletzungen und fehlender Demokratie in vielen Ländern 
des Südens tragen sicher nicht die Industriestaaten Schuld. ... (S. ) 
Jenseits von nationalen Vorurteilen sind die Unterschiede zwischen verschiedenen Kulturen bemerkenswert und bei näherer 
Betrachtung recht gut auf Umwelteinflüsse zurückzuführen. Es wäre folglich ökologisch, ökonomisch und kulturell 
unangemessen, weltweit gleiche Rechte für einzelne Rohstoffe zu formulieren. ... (S. ) 
I m  Original: Kommentare zur  Studie "Zukunftsfähiges Deutschland". zunächst Zeitschrift der BUNDiueend 
"aktuell" 3/96 G. 3) 
Die Studie "Zukunftsfähiges Deutschland" ist nun schon seit über einem Jahr auf dem Markt. Die "grüne Bibel" nannte sie 
der SPIEGEL. Der Umweltminister von Brandenburg, Platzeck, sprach bei einer Podiumsdiskussion etwas prosaischer von 
dem "wichtigsten Beitrag zur gegenwärtigen Umweltdiskussion". 
Edaar Endrikaitis. Leiter der Studie beim BUND. i n  einem Interview mit  der "aktuell" 3/96 (S.3) 
Frau Merkel bescheinigte der Studie auf der Präsentationsveranstaltung "den Atem des Machbaren". 
Stellunenahmen der Parteien zur  Studie. ebenfalls abgedruckt in "aktuell" 3/96 (S. 14-16) 
FDP ... bietet auch die Studie Anlaß zu Kritik und Verbesserungen. So ist der methodische Ansatz des Umweltraumes rein 
konsumentenorientiert und läßt beispielsweise den Uiilweltverbrauch außer Acht, der im Herstellerland eines Autos auftritt, 
wenn dasproduzierte Auto exportiert wird. ... 
B'90lGRUNE: ... Eindruck, daß die Studie in einigen Bereichen zu allgemein und damit schwer nachvollziehbar bleibt, ... 
A A a  
z>. 
Das Umweltraumkonzept ist ... ein Rezept für effiziente Okonomie anstelle von Ökologie: ein nachhaltig genutzter tropischer 
Sekundärwald mit 3 Arten ist nach dieser Logik wertvoller als ein Primärwald mit 10000 Arten. ... Hierarchische 
Entscheidungsstrukturen und technokratische Lösungen werden dadurch forciert, und folgerichtig wird beispielsweise in 
der Frage der Nahrungsmittelsicherheit die Lösung in optimierter Vernutzung bisher ineffizient genutzter Flächen (z.B. in der 
ehemaligen Sowjetunion), in Biotechnologie und in bodenloser Landwirtschaft (Treibhausanbau auf künstlichem Nährboden) 
gesehen. .., 
Zur Studie "Zukunftsfähiees Deutschland" ( im eleichen Text) 
1. Die Studie entbehrt einer Analyse gesellschaftlicher Herrschaftszusammenhänge: ... bietet so zwar für die 
auftraggebenden Organisationen BUND und Miseroer Orientierungen für deren Lobbyarbeit (...), trägt aber nichts zur Lösung 
ökologischer und sozialer Probleme bei. 
2. Material- und Energieverschwendung aufgrund kapitalistischer Produktionsweise wird schleiert: Staats- und 
Wirtschaftsverbrauch wird ausgeblendet und nationale Verbrauch allein den Haushalten zugeschoben. ... 
3. Ausbeutung von Frauen wird untermauert: ... 

i 4. Weltkapitalistische Arbeitsteilung wird nicht analysiert: Der Weg zur Dienstleistungsgesellschaft funktioniert eben nur 
bei Auslagerung schmutziger Grundsottindustrie. ... 
5. Die Lösung wird denen anvertraut, die kein Interesse daran haben: ... 
Die Analyse ist wenigstens noch um einen Punkt zu erweitern, und zwar um die Offenheit der Studie gegenüber stark 
ordnungspolitischen bzw. patriarchal-hierarchischen Politikmodellen unter Inkaufnahme klarer Demokratiedefizite. So wird 
u.a. Al Gore zitiert: "Es ist zutreffend, daß Wähler bereit sind, viel weiter zu gehen, als die meisten Politiker für möglich 
halten - aber sie warten auf Führung." Und Berufung auf Rudolf Bahro ("Eigentlich ruft es in der Volkstiefe nach einem 
grünen Adolf") und Herbert Gruhl, dem rechtsextremistischen Ex-ODP-Vorsitzenden, wird die Einsetzung eines 



"Ökologischen Ratesn formuliert: ... 
Ulla Peters bringt die Ursachenblindheit der Wuppertal Studie auf den Punkt: "Zukunftsfähigkeit ohne Kritik an den 
vernichtenden Konsequenzen und der Gewalt der kapitalistischen Ökonomie und eines neuzeitlichen Naturverständnisses ist 
unmöglich. Wir sind doch nicht deshalb in der jetzigen Situation, weil wir alle uneinsichtige Endverbraucher in einer 
Weltwirtschaft sind, die leider die Natur vergessen hat. ... 

Ökologische Steuerreform 
Was interessant begann, z.B. Anfang der 90er Jahre mit Konzepten, die an wirklichen Fortschritten für die Umwelt orientiert 
waren, mutierte im Rahmen der Umarmungsstrategie zwischen Wirtschaft und Umwelt ebenfalls zu einem bemerkenswerten 
Beleg der Unfähigkeit der zentralen Umweltschutzverbände zu klaren Positionen. Bis 1994 konnte fast eine Einigung erreicht 
werden zwischen allen Parteien und gesellschaftlichen Gruppen. Fast hätte es sie gegeben, die Reform, die den Verbrauch von 
Umweltgütern (vor allem Energie) besteuert und durch die Einnahmen die Arbeitskosten gesenkt hätte. Ressourcenverbrauch wä. 
re teurer, die Schaffung neuer Arbeitsplätze billiger geworden. Das wäre keine Revolution oder Patentlösung für alles gewesen, 
aber ein wichtiger Baustein eines notwendigen Wandels der Gesellschaft. Doch 1995 starb die Reform unter dem Widerstand erst 
der ED.E, dann der CDU und schlieWlich sogar der SPD. Eine kritische Reaktion der Umweltverbände auf das Scheitern blieb 
weitgehend aus. Als Strategie wurde nicht der gesellschaftliche Kampf, sondern die weitere Anpassung an die Forderungen 
der GegnerInnen gewählt. Motto: Wir müssen die Reform so gestalten, daß sogar noch die letzten Hardliner in Sachen Wirt- 
schaftsförderung zustimmen. ED.P und der Bundesverband Deutscher Industrie (BDI) mußten überzeugt werden. Die Umar- 
mungstaktik hatte ohnehin schon merkwürdige Blüten getrieben: Hans-Olaf Henkel, Präsident des BDI und prominentester 
Scharfmacher gegen Umweltschutz und gerechtere Weltmarktstrukturen, war 1992 gemeinsam von WWF und der Zeitschrift 
"capital" (!) zum Okomanager des Jahres ernannt worden. Nun wurde nachgelegt. Ausgehend von einer Gruppe junger Nach- 
wuchsfunktionärInnen in dem Umweltverbände, die schon 1994 gefordert hatten, alle Umweltschutzaktivitäten in Deutschland 
sollten nur noch der Verwirklichung einer Steuerreform dienen, wurde ein neuer Vorschlag verfaßt und 1997 als Schwerpunktak- 
tion des Deutschen Naturschutzrings in die öffentliche Diskussion geworfen. Auf die Bedürfnisse der Großindustrie war das Pa- 
pier nicht nur von dem vorgeschlagenen Zeitverlauf, sondern vor allem durch eine Sonderregelung zugeschnitten: Die großen 
EnergieverbraucherInnen (also vor allem die Chemieindustrie, die Stahl- und sonstigen rohstoffverarbeitenden Industriezweige 
wie Papier- oder Aluminiumindustrie) sollten weniger Steuern zahlen, aber trotzdem die vollen Vergünstigungen zur Senkung 
der Lohnkosten erhalten. In der Praxis hätte das zweierlei bedeutet: Erstens wäre es genau dort, wo die meiste Energie ver- 
braucht wird (z.B. verbraucht allein ein Konzern wie die BASF 1,5 Prozent des bundesdeutschen Stroms), kaum oder nicht zu 
Einsparungen gekommen. Und zweitens wäre das Geld von den kleinen Betrieben und Privathaushalten zu den Großkonzernen 
umgeschichtet worden - mit der Folge der Monopolbildung, denn Firmenpleiten hätte es nur bei den Kleinen gegeben. Kein 
Wunder war es denn auch, daß schon das Positionspapier mit dem Vorschlag der Steuerreform gespickt war von lobenden Zita- 
ten derer, die gegen mehr Umweltschutz sind: Der Chef von BAYER, der Chef der CDU-Fraktion im Bundestag, einer 
ED.E.Bundestagsabgeordneten, der Daimler-Tochter AEG (deren Zustimmung sicher nicht ohne Rückendeckung der Daimler- 
Chefetage erfolgte) und dem Bayrischen Landtag. Herausgegeben wurde das Papier vom DNR, alle Mitgliedsverbände waren an 
der Diskussion beteiligt, Kritik gab es kaum. Mit dabei unter anderem auch: Robin Wood, die Giüne Liga, der BUND und der 
Naturschutzbund. der BBU usw. 

Einblenden: Ausschnitte aus d e m  Positionsaauier (Schäuble/BAYER-Zitate. strittige PassaeeJ 
AN) 
Der DNR fordert die Einführung einer Primärenergiesteuer auf alle nicht regenerativen Energieträger. Die Höhe der Steuer 
richtet sich nach dem Energiegehalt sowie ergänzend nach der Menge an C02,  die bei der Energieerzeugung entsteht. ... 
Als Basis dient ein Energiepreis von 9 DMIGj. Der Energiepreis soll durch die Energiesteuer - zunächst für 10 Jahre - jährlich 
um 7% ansteigen. ... Die Höhe der Energiesteuer ist aus umweltpolitischer Sicht eher moderat. Allein um das von 
der Bundesregierung aufgestellte Klimaschutzziel (...) zu erreichen, müßten die Steigerungsraten eigentlich über 7% liegen. ... 
Die Höhe der Energiesteuer ist so gewählt, daß einerseits deutliche Anreize zum Energiesparen geschaffen werden, 
andererseits aber genug Zeit für die Wirtschaft bleibt, sich anzupassen. ... 
Um eine Abwanderung von energieintensiven Branchen zu verhindern, könnte eine Ausnahmeregelung folgendermaßen 
aussehen: je energieintensiver die Produktion, desto geringer der Steuersatz pro Energieeinheit. ... 
Die Zustimmung für eine ökologische Steuerreform geht quer durch alle gesellschaftlichen Gruppen und Parteien. Immer 
mehr setzt sich die Erkenntnis durch, daß Umwelt und Wirtschaft durch diese Reform gewinnen werden. 
DNR-Steuerreform-Projektleiter Martin Rocholl in  einem Interview mit der taz a m  19.6.97 
taz: Die Industrie beschört eine Abwanderungswelle durch dkosteuern. 
Rocholl: Das Argument wird sehr gern mißbraucht. Teilweise besteht aber tatsächlich die Gefahr von Nachteilen für besonders 
energieintensive Betriebe. Wir können uns daher vorstellen,daß für sie eine geringere Energiesteuer gilt, solange es EU-weit 
noch keine vergleichbaren Steuern gibt. 

Wenn's konkret wird: Expo 2000 als Beispiel 
Wie sich die veränderten Strategien der zentralen Umweltschutzverbände verändern, zeigt das Beispiel der Expo 2000. Als die 
Entscheidung für die Weltausstellung in Hannover fiel, gab es einen entsetzten Aufschrei vor allem regionaler und lokaler Initia- 
tiven gegen das Riesenprojekt, dem viel Fläche, Wohnqualität und vor allem Gelder zum Opfer fallen würden, die woanders 
wichtig waren. Nur wenige Prominente stellten sich schnell auf die Seite der EXPO, z.B. der inzwischen verstorbene Robert 
Jungk und der SPD-Mann E.U. von Weizsäcker mit seinem Wuppertal-Institut. Die Bundeszentralen der Umweltschutzverbände 
schwiegen oder stützten vorsichtig die kritische Linie der regionalen Gruppen, in dem sie Beschlüsse gegen die Expo faßten, die- 
se aber nie aggressiv und öffentlich vertraten. Immer wieder kamen aber Ideen auf, die Expo für die eigene Imagebildung und 
vor allem die weitere Annäherung von Industrie und Umweltschutzverbänden zu nutzen. Das wurde aber erst konkret, als 
die Expo selbst jegliche Anstrengungen einstellte, das Thema Umweltschutz zu integrieren. Birgit Breuel, vormals Wirtschafts- 
ministerin der CDU-Landesregierung und Chefin der Treuhandanstalt wurde als neue Generalkommissarin der Expo bestellt, 
die einzelnen Bereiche an die Industrie verkauft, d.h. diese konnten über die von ihnen finanzierten Gebiete entscheiden - eine 



unattraktive Situation also für UmweltschützerInnen. Doch deren Kritik an der Expo nahm ab. Einige prominente Umweltleute 
nahmen hochrangige Posten ein, z.B. E.U. von Weizsäcker und Diez-Hochleitner vom Club of Rome. Seit 1996 sitzt auch der 
Schatzmeister des DNR im Präsidium, vom DNR heimlich und entgegen der BeschluQlagedes Dachverbandes dorihin entsandt 
(der DNR belog darüber sogar seine eigenen Mitglieder). Andere große Verbände drängten ebenfalls auf eine Beteiligung, z.B. 
der WWF und die Deutsche Umwelthilfe. Zudem waren fast alle Umweltverbände unter Deckbegriffen längst bei der EXPO ver- 
treten, z.B. NABU und BUND über die Bodenseestiftung, nochmals der NABU über das Elbeprojekt sowie dieselben plus Grü- 
ne Liga und andere über das Agendahaus Dresden. Zusätzlich,war die Expo ein Magnet für Anders-leben-Projekte wie den Le- 
bensgarten Steyerberg, das LebensGut Pommritz und einige Okodorfgruppen. 1997 fieleln dann die letzten Grenzen: Während 
das Anti-Expo-Bündnis vor Ort, an dem auch die regionalen BUND-Gruppen beteiligt waren, weiter gegen die Expo kämpfen 
und ihnen vorwarfen, mit dem Motto der Nachhaltigkeit diesen Begriff zu mißbrauchen, verhandelte der BUND-Bundesverband 
direkt mit den Expo-Spitzenleuten um Birgit Breuel, wie die BUND-Kampagne "Zukunftsfähiges Deutschland" auf der Expo 
präsentiert werden könnte - gegen gutes Geld natürlich. Und auch der DNR suchte Kooperationsprojekte mit der Expo, z.B. eine 
gemeinsam gestaltete Erfindermesse. 
Eine besondere Bedeutung hat noch ein weiterer Bezug der Expo 2000: Der zum Deutschen Umweltttag 1992 in Frankfurt. 
Schon im Vorfeld wurden "Okos" ausgeladen. Nur die großen Umweltverbände kamen auf die Umweltmesse und standen dort 
neben dem Dualen System, dem Verband der chemischen Industrie usw. Gerade noch verhindert werden konnte die Beteiligung 
des Atomforums, deren Teilnahme mehrheitlich zugestimmt worden war. "Dialog" war das Stichwort, gemeint war die Anbiede- 
rung an die Industrie, denn Basis-Umweltgruppen wurden konsequent von der Vorbereitung und Durchführung ausgeschlossen. 
Jochen Flasbarth, Sprecher des Umwelttages, Präsident des Naturschutzbundes und Präsidiumsmitglied des DNR, beschimpfte in 
einer Rede einige Basisgruppen, die mit Transparenten gegen die Anwesenheit der Chemiekonzerne und des ADAC protestierten 
und ärgerte sich allein darüber, daß nicht noch mehr Automobilkonzerne kamen. Im BUND tobte ein innerverbandlicher Streit 
zwischen der die Kooperation mit Großkonzernen befürwortenden Gruppe um Angelika Zahrnt und den "Alten" um Hubert 
Weinzierl, schon damals konnte sich Zahrnt durchsetzen - der BUND blieb Mitveranstalter des Umwelttages. Zielrichtung und 
Verlauf der dann an geringen BesucherInnenzahlen leidenden Veranstaltung zeigten deutlich, wohin die industrieanbiedernde 
Reise des bundesdeutschen Naturschutzes gehen werde. Während des Umwelttages kam die Idee auf, den nächsten Umwelttag 
auf der Expo 2000 durchzuführen. Verworfen wurde sie damals an der noch bestehenden Kritik an der Expo und dem finan- 
ziellen Desaster, das der Umwelttag hervorrief. 5 Jahre später aber wäre die Bundesverbände und überregionalen Institutionen si- 
cher eher bereit - obwohl die Expo eher umweltfeindlicher geworden ist. Doch die Umweltverbände bewegen sich schneller ... 
weg von ihren eigentlichen Zielen. 

Ausschnitte: z g )  
... Es wird darauf hingewiesen, daß die Wirtschaft dem Thema Ökologie oftmals engagierter gegenübersteht, als gemeinhin 
geglaubt wird. ... 
EXPO 2000 fordert die Umweltverbände auf, eigene Projekte in die Arbeitsgruppen einzubringen. Hierbei sind durchaus auch 
gemeinsame Projekte mit der Industrie denkbar und erwünscht. Darüber hinaus verfügt die EXPO über ein Budget, mit dem 
besonders geeignete Projekte ebenfalls unterstützt werden können. Das Verfahren zur Projekteinreichung wird ihnen in 
gesonderten Unterlagen erklärt. ... 
Herr Holzknecht von der DBU berichtet über das Engagement der Stiftung bei der EXPO im Themenpark, am Kronsberg, 
im Veranstaltungsbereich. Er lädt die Umweltverbände ein, sich mit ihm darüber abzustimmen, inwiefern die Umweltverbände 
in die bereits vorhandenen Vorschläge integriert werden können. ... 
Weiterhin rät man der EXPO 2000, die ökologisch lobenswerten neuen Bauten durchaus stärker in der Presse zu 
veröffentlichen (Bspl. Halle 26). 
Der BUND stellt abschließend seine Wanderausstellung "Zukunftsfähiges Deutschland" vor. Unterlagen hierzu wurden 
im Vorfeld an alle Teilnehmer versandt. ... Der BUND bietet der EXPO 2000 und den Umweltverbänden eine Beteiligung an 
der Wanderausstellung an. Hierzu werden Einzelgespräche geführt. 
Der Naturschutzring schlägt darüber hin aus vor, eine Erfindermesse zu veranstalten. Hierzu werden sich Dr. Roth und 
Herr Röscheisen gesondert unterhalten. 
Abschließend bekunden alle Teilnehmer Interesse daran, diese Diskussionsrunde - etwa im Spätsommer/Herbst (evtl. auch im 
erweiterten Kreis) - fortzusetzen. 
Auszug aus d e m  DNR-Kurier 2/1997 (S. 2) 
Gespräch Leitung EXPO und Umweltverbände ... trafen ... Vertreter der Umweltverbände mit der EXPO-Spitze zusammen. 
Frau Birnit Breuel, Generalkommissarin der EXPO 2000 GmbH, Theodor Diener, Vorsitzender der Geschäftsfürunn, ... Von -. 

den ~m6eltverbänden waren folgende vertreten: BUND, NABU, ~ e u t s c h e  ~mwelthilfe, Euronatur, Umweltstiftung 
WWF-Deutschland sowie der DNR durch seinen Geschäftsführer. Zusätzlich dabei waren der EXPO-Beauftragte der DBU und 
... Insbesondere Frau Breuel zeigte sich gegenüber der Fragestelle "nachhaltige Entwicklung in Deutschland" sehr 
aufgeschlossen. Erörtert wurde ebenfalls die von den Umweltverbänden vorgesehene Wanderausstellung "Zukunftsfähiges 
Deutschland" als wichtiger Beitrag zur Unterstützung der Agenda 21. Die EXPO-Geschäftsführung wird in einem kurzfristig 
zu erstellenden Papier die Beteiligungsmöglichkeiten der Verbände sowie weitere Punkte aufgreifen. 
Auszug aus dem Protokoll der DNR-Mitgliederversammlung (TOP 10.1) 
Die im Beschluß von 1991 enthaltene Unvereinbarkeit einer DNR-Mitgliedschaft und einer EXPO Teilnahme wurde damit in 
eine Empfehlung der Nichtteilnahme umgewandelt. 

Dieser Text und die dahinterstehenden Daten stammen aus dem Projekt 
"Agenda, Expo, Sponsoring - Recherchen im Naturschutzfilz" 

Im Rahmen dieses Projektes entstanden ein umfangreiches Archiv sowie ein Buch und eine CD mit gleichleutendem Titel, in 
denen die vielen Filzstrukturen belegt sind (IKO-Verlag) 
Autor des Buches und dieses Textes: Jorg Bergstedt. 



Landwirtschaftliche Höfe, Schreinereien, Architektlnnen, Druckereien, Läden, Ta- 
gungshäuser und vieles mehr sind ein wesentlicher Bestandteil der Umweltbewe- 
gung und oft ohne sie nicht denkbar. Dank ihrer finanziellen Möglichkeiten prägen 
sie die Öffentlichkeitsarbeit erheblich.' Auf der anderen Seite führt das Ziel, be- 
triebswirtschaftlich erfolgreich zu sein, zu einer "Marktorientierung", d.h. der Be- 
trieb verhält sich so, daß er auf dem Markt von Angebot und Nachfrage zu Erfol- 
gen kommt. Die Angebotspalette (Produkte oder Dienstleistungen) muß also vor 
allem absetzbar sein. Die ökologische und politische Ausrichtung hat demgegen- 
über zurückzustehen. Optimalfall ist die Kombination, im Zweifelsfall wird aber 
niemand etwas anbieten, was niemand oder nur zahlungsschwache Kundlnnen 
haben wollen - auch wenn es noch so ökologisch sinnvoll ist. 

Die Anfänge 
Ein Markt für ökologische Produkte und Dienstleistungen besteht schon seit lan- 
gem. Ende des letzten Jahrhunderts entstand die Gesundheitsbewegung (Reform- 
häuser usw.), ohne allerdings umfassend auf ökologischen Anbau, Verpackungen 
usw. zu achten. Der biologisch-dynamische Anbau besteht ebenfalls schon seit vie- 
len Jahrzehnten. Aufschwung erhielt die Nachfrage nach ökologischen Produkten 
aber erst mit der entstehenden Umwelt-Massenbewegung der 70er Jahre. Aller- 
dings war der ökologische Anteil am Markt noch sehr klein, die ökologisch ausge- 
richteten Betriebe waren eher Experimente anderer Wirtschaftsformen und zum 
Teil eingebettet in alternative Lebensgemeinschaften (Kommunen) oder Projekte 
(ACTA, Umweltzentren usw.). Meist sprachen die kleinen Läden, Betriebsgebäude 
oder die Produkte auch nur den Teil der Gesellschaft an, der ohnehin zur Umwelt- 
bewegung gehörte.z Damit ließ sich aber kein großer Umsatz machen. Ökologi- 
sche Betriebsführung war gleichbedeutend mit Selbstausbeutung: Viel Arbeit bei 
wenig Ertrag. Die Überzeugung, das Richtige zu tun, war Ansporn für die Arbeit. 
Entsprechend war auch die sonstige Ausrichtung der Betriebe: Für viele waren die 
politischen Werte das Entscheidende: Kollektive, Beteiligung an politischen Aktio- 
nen bis zur Verweigerung der Auftragsannahme von politischen "Gegnerlnnen". 

Konsolidierung und  Zielgruppenwechsel 
Auch die weitere Geschichte der Öko-Betriebe entspricht dem Verlauf der ge- 
samten Umweltbewegung. Anfang und Mitte der 80er Jahre setzte eine tiefe Ent- 
täuschung ein, daß politische Zielsetzungen allein nicht ausreichen würden, um 
die Ziele zu erreichen. Die bisher politisch begründete Selbstausbeutung wurde 
immer mehr spürbar und lästig. Acht, zehn oder noch mehr Stunden teilweise har- 
ter Arbeit in alternativen Druckereien, Schreinereien usw. schlauchten, zerstören 
Beziehungen und Gemeinschaften oder schufen zumindest die klassische Famili- 
ensituation: EineR arbeitet, eineR macht den Haushalt (wobei sich die klassischen 
Geschlechterrollen in alternativen Bereichen manchmal umkehrten, was aber das 
Problem nicht löste). 

Gleichzeitig veränderte sich auch die Umweltbewegung selbst. Aus den kämpferi- 
schen BI- und Basisgruppenmitgliedern wurden gut bezahlte Lehrerlnnen, Wis- 
senscliaftlerlnnen, Planerlnnen und viele Beamtlnnen in Verwaltungen und Regie- 
rungen. Das schuf Kaufkraft, ökologische Produkte waren gefragt und konnten 
teuer sein - das Geld war ja da. Doch die soziale Orientierung dieser der Umwelt- 
bewegung entstammenden Kundlnnen wechselte vom alternativ-chaotischen in 
ein gediegenes Umfeld. Und darauf stellten sich auch viele Betriebe ein, Neugrün- 
dungen wurden gleich so ausgerichtet. Bioläden veränderten sich aus dunklem 
Öko-Look in helle, großzügige Räume, Stück für Stück wurde das Angebot vom 
Grundbedarf auf weitere Produkte ausgedehnt: Teure Lebens- und Genußmittel 
oder Kosmetika. Der Kundlnnenstamm veränderie sich von eher mittellosen Stu- 
dentlnnen und den klassischen "Ökosn zu Doppelverdienerlnnen oder jungen Fa- 
milien mit hoher Kaufkraft. Schreinereien konnten ihre ökoloaisch ~roduzierten 
Möbel zu Preisen loswerden, von denen sie vorher nur träumendkonn;en. Umwelt- 
gruppen oder Umweltzentren wechselten vom grauen, einfarbig bedruckten Pa- 
pier zu farbigen Broschüren und Zeitungen ... und die Druckereien zogen mit. 
Alternative Tagungshäuser hoben ihren Standard von Gruppenunterkünften zu 
Zwei-Bett-Zimmern mit Dusche oder in ähnliche Kategorien. Das linke Bürgerln- 
nentum3 zahlte. In den 70er und vor allem 80er Jahren wuchsen zudem die staatli- 
chen Zuschüsse für Tagungshäuser und für die Bildungsarbeit selbst massiv an. 
Seminare und Bildungsurlaube scheitern kaum noch an Geldfragen, eher wurde 
es für geförderte Gruppen zum "Sport", mit gefälschten Eintragungen auf Teilneh- 
merlnnenlisten oder Referentlnnenquittungen die üppig vorhandenen Förderun- 
gen auch auszunutzen und davon das Tagungshaus oder zusätzliche hauptamtli- 
che Stellen bei den Seminarveranstalterlnnen zu finan~ieren.~ 
Die Kehrseite dieser Entwicklungen ist, daß unabhängige Gruppen und Einrich- 
tungen es schwer haben, für sie bezahlbare Unterkünfte oder Firmen zu finden. 
Die Kapitalisierung der Umweltbewegung benachteiligt unabhängige Gruppen. 

Pfründesicherung u n d  Gewinnorientierung 
In den 90er Jahren kam der Wandel in den ökologischen Betrieben weitgehend 
zum Abschluß. Ökologische Betriebe, hinter denen noch eine politische Zielrich- 
tung stand, gab es kaum noch. Ganz im Gegenteil: Das Linksbürgertum als zah- 
lungskräftige Zielgruppe mied solche Betriebe, die auch im Rahmen direkter Ak- 
tionen aktiv waren. Wer heute einen Blick in Biobauläden, Druckereien, Bioläden, 
ökologische Möbelhandlungen und Ökogaststätten wirft, erfaßt sofort: Hier ist es 
teuer. Bioläden werden zu Bio-Boutiquen. Die für viele Ökobetriebe bis in die 
80er Jahre typischen chaotischen Tische und Wände voller Flugblätter und Plaka- 
te verschwinden Stück für Stück. Teuer eingerichtete Ladenlokale oder Bespre- 
chungsräume sind "in". Um das Öko-lmage loszuwerden, gehen Bioläden oder 
andere Betriebe auf Distanz zu umweltpolitischen Gruppen und zu solchen Orga- 
nisationen, die Selbstorganisation zum Ziel haben. Ein Streit zwischen Fmd- 
Coops und Bioläden eskalierte Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre. Ziel war 



nicht mehr die maximale Verbreitung von Bio-Nahrungsmitteln, sondern der ma- 
ximale Kommerz. Die Bioläden vetweigerten die Kooperation mit Food-Coops 
(früher war es durchaus üblich, daß Food-Coops bei Bio-Läden mitbestellen). Der 
Bundesverband des Naturwarenhandels (BNN) setzte die großen Anbieter im 
Biobereich unter Druck, keine Food-Coops mehr zu beliefern. Anfang der 90er 
Jahre entstanden aus diesem Streit einige Großanbieterlnnen, die gezielt Food- 
Coops belieferten. Während früher fast alle Food-Coops Teil der Umweltbewegung 
waren und Offentlichkeitsarbeit machten, sind heute viele kommerzialisiert, d.h. 
sie dienen ausschließlich deii ökonomischen Interessen der Mitglieder. 
Ganz neu ent~ickelten sich Firmen im Solar- und Energieberatungsbereich. Staat- 
liche Forderungen und hohe Geldreserven im linken Bürgerlnnentum, die mei- 
sten dort sind selbst Hausbesitzerlnnen, pushten den Markt nach oben. Nur ganz 
vereinzelt gab es Initiativen, deren Ziel es war, den Preis für Solaranlagen zu drük- 
ken, um eine Massenverbreitung zu errei~hen.~ Der Erfolg hielt sich aber in Gren- 
zen. Die Herstellerfirmen und weiterverarbeitenden Handwerkerlnnen hatten kein 
Interesse. Wenige Anlagen mit hohen Gewinnquoten sicherten hohe Einkünfte bei 
überschaubarem Arbeitsaufwand. Solaranlagen sind nach wie vor deutlich teuer 
als nötig und somit eher ein Statussymbol der linken und reichen Bürgerlnnen als 
ein tatsächlicher Massenartikel, der Chancen hat, in absehbarer Zeit auf vielen 
Dächern zu finden zu sein. Daß es dennoch beträchtliche Zuwachsraten gibt, liegt 
vor allem daran, daß das aus den Studentlnnen-, Umwelt-/Anti-AKW- und Frie- 
densbewegungen entstandene linke Bürgerlnnentum eine breite und fast durch- 
gängig reiche Schicht darstellt. Das finanzielle Potential scheint noch nicht ausge- 
schöpft, so daß weitere Produktinnovationen wie z.B. Solar- oder 3-Liter-Autos voll 
auf diese Gruppe abzielen und die Preise und Gewinnspannen dieser ökologisch 
beworbenen Produkte im Vergleich zu normalen Verbrauchsgütern meist sehr 
hoch angesetzt sind. 
Ähnliches wie für die Solaranlagen gilt für biologische Baustoffe. Der Preisunter- 
schied zu herkömmlichen Produkten (Farben, Glas-/Mineralwolle oder Polystyrol) 
ist riesig, doppelt bis mehrfach soviel muß in der Regel bezahlt werden. Dabei sind 
die Herstellungskosten oftmals sogar geringer, weil die Rohstoffe (Altpapier, Pflan- 
zenfasern) nur mechanisch verarbeitet werden. Doch die nachfragende Käuferln- 
nenschicht agiert wenig preisbewußt, sondern sieht ökologische Produkte als Sta- 
tussymbol, Gewissensberuhigung (für den sonst sehr aufwendigen Lebensstil mit 
hoher Mobilität und technischem Luxus) oder Teil des modernen "Lifesstyles" 
(bwußt Genießen ... aber ohne Einschränkungen). 
Im Laufe der 90er Jahre änderten sich zudem Managementmethoden. Die "Öko- 
YuppiesN6 beeinflußten nicht nur die Umweltverbände (Verbandsmanagement in 
Sachen PR, lmagekampagnen und Geldbeschaffung statt politischem Druck), 
sondern prägten auch zunehmend die Öko-Betriebe bzw. gründeten neue. G gibt 
etliche Fälle, in denen die ursprünglich kollektive Struktur der Betriebe aufgeho- 
ben wurde. Politisch motivierte Strukturen wie Kollektive oder gleicher Lohn für al- 
le wurden aufgehoben.' Zwei Gründe waren die Ursachen, in Einzelfällen traten sie 

zusammen auf. Zum einen gibt es kaum noch Menschen, die Interesse an Mitbe- 
stimmung und Mitweraniwortung haben. Regelmäßige Arbeitszeiten, gesicherte 
Lohneinnahmen jeden Monat und lieber Arbeit auf Befehl als selbst nachdenken 
sind angesagt. So scheitern Kollektive oft auch dann, wenn die Firmeninhaberln- 
nen diese Struktur eigentlich wollen, es gar nicht mehr genügend Menschen gibt, 
die kollektiv arbeiten, d.h. mitentscheiden und sich das Risiko und die Ceschähs- 
führungsarbeit teilen wollen. Zum zweiten gab es Kollektive, die gezielt zerstört 
wurden von Personen, die aus Eigeninteresse Hierarchien durchsetzen wollten.' 
Wohin augenblicklich der Trend geht, ist an den Betriebsneugründungen zu se- 
hen. Begriffe wie kollektive Strukturen oder Selbstbestimmung sind nützlich, um 
sie als PR-Mittel einzusetzen. Wer genauer hinsieht, stellt fest, daß in der Realität 
überall Öko-Konzerne mit klaren Machtstrukturen entstehen. Der Grund ist vor al- 
lem wirtschaftlicher Natur: Einziges Ziel ist der maximale Gewinn. Betriebswirt- 
schaftlerlnnen drängen in den Oko-Bereich, Management ersetzt politisch gewoll- 
te Strukturen. Übrig bleiben auf Effizienz ausgerichtete Verwaltungs- und Entschei- 
dungsstrukturen, deren Ziel das Geld ist: Wirtschaftsförderung vom Staat, maxima- 
le Gewinne aus der Arbeit selbst sowie, ganz modern, die Ausrichtung als Geldan- 
lageobjekt für die reiche Schicht der linken Bürqerlnnen. Alles ist so ausgelegt, 
daß die am meisten von den Anlagen profitieren, die arn reichsten sind (je höher 
der Steuersatz, desto höher die Rendite).9 Das alles geht nur, wenn keine Spur radi- 
kalpolitischer Orientierung mehr vorhanden ist, denn keine Regierung gibt Geld 
für kritische Geister, und keinE IinkeR Bürgerln legt Geld an in politisch umstritte- 
nen Projekten (und wenn doch, ist es schnell verloren, denn politisch umkämpfte 
Projekte sind meist wirtschaftlich erfolglos, weil ihnen die reichen Käuferlnnen- 
schichten fehlen!).'' 
An spannenden Gzgenprojekten "von unten" fehlt es nicht, sie sind aber selten 
oder wirken nur lokal. So hat ein Elektriker in einem kleinen Ort in Mittelhessen 
fast 200 Solaranlagen in direkter Nachbarschaftshilfe gebaut, er als Betrieb initiier- 
te und unterstützte gegenseitige Hilfe und Eigenarbeit. Tauschringe und Direktver- 
markterlnnen suchen die lokalen und regionalen Kontakte. Überregional wird ihr 
Wirken kaum beachtet. Dort setzen die betriebswirtschaftlich geschulten Strategln- 
nen aus Umweltprojekten, -verbänden und -betrieben andere Prioritäten. 

Beispiele öko" kapitalistischer" Projekte 
Wieweit solcher Öko-Kapitalismus geht, zeigte schon vor Jahren das Ökozentrum 
in Frankfurt (Kasseler Str. lA), der mit vielen Millionen aufgebaut Protzbau der 
Umweltbewegung. Das Geld stammte aus einem Grundstücksverkauf an eine 
Bank, der Neubau beherbergt heute teure Büroräume, ein edles Tagungszentrurn, 
ein konventionelles Schicki-Micki-Restaurant, Arztpraxen usw." Das Restaurant 
rühmt sich selbst, nur wenige Bio-Angebote zu machen, so sei man auf dem richti- 
gen Weg heraus aus der Öko-Ecke. Konventionelles Fleisch von Rind und 
Schwein gibt es stattdessen - aber teuer (passend zur reichen Zielgruppe). Alterna- 
tive Gruppen und direkte Aktionen gibt es in der Kasseler Str. 1A nicht mehr. 



Im Original: Auszüge aus der Werbun des Ta ungshauses Ka Eins 
S-Bahn-Anschluß zum Flu hafen ... !AU+O-din. zur BAB-Abfahrt ... Helle Ta 
mit natürlichem Klima ... Qeitgema~e Medienausstattung 
kost. ... Prösentieren Sie im Saal mit Empore. ... Genießen 
richte der täglich wechselnden Karte des Caf6-Restaurants "ARCHE NOVA" irn Haus, 
das für ihre Ernpfön e, Galos und Bettiebsfeiern prachtvolle Menüs und Buffets - auch als 
kbA-Angebote - zuLreitet. 
Auszüge aus der S eisekarte des Restaurants "Arche Nova"I2 
Seezungenfilet inheiheinkröutersauce ... 23.50 DM ... Flugentenbrust mit Orongen- 
Sauce ... 24,80 DM ... Wiener Schnitzel ... 18,80 DM ... Filetsteak mit Bolsamicasouce ... 
29,80 DM ... Schweinemedaillons mit Estragonsauce ... 20,50 DM. 

1997 folgte dann der Versuch, den Frankfurter "Rekordn zu überbieten. Die Öko- 
bank, die Deutsche Umwelthilfe (eine der korruptesten Umweltorganisationen, 
siehe Kap. 5.2.1) und der BUND legten einen lmmobilienfond auf, um  die Rom- 
melmühle zu sanieren. Knapp 50 Mio. DM soll das Projekt kosten. 

Im Originol: Ausziige aus dw bkorrespondenz, Nov. 97 (S. 8-9,19) 
Bei der symbolischen Grundsteinle un Ende Se tember wurde die bkobank durch Oli- 
ver F6oter vertreten, der in seinem &ruflwort an $e anwesenden Vertreterlnnen von Pres- 
se, Politik und vom Projekt vor allem "die besondere Verführungskroft des Objektes" her- 
vorhob, das selbst das Herz eines eher sachonentierten Bankers schneller schlagen lasse. 
... Wohnungen fiir CO. 100 Menschen ... Gesundheitszentrurn ... auf 8.583qrn entstehen 
das bko-Kaufhaus, das Dienstleistun szentrum und die Restaurants. ... Areal am 
Stadtrand von Bissingen, an der ~ahtstae zwischen Natur und Bebauung. ... Zur Realsie- 
run des oko-Kavfhouses hat die okobank entmali einen geschlossenen Irnmobilien- 
fonas aufgelegt. ... Sie sollten 30.000,- DM und melr zur Verfügun haben und diese 
langfristig anlegen können. ... Ab einem y n ! i c h e n  Steuersatz von%% ist das Ange- 
bot auch aufgrund der steuerlichen Vorteie sehr interessant. ... 
Ein Investment, da0 sich für Sie und Ihre Umwelt lohnt1 

Zu den "Großen" gehören einige Windenergieprojekte. Hier ist der Wandel von 
kleinen Anlagen zu großen Windparks besonders auffällig - mit Konsequenzen, 
denn immer häufiger beginnen sich Bürgerlnnen gegen Windenergieanlagen zu 
wehren, weil hoher Kapitelansatz Mitbestimmungsrechte außer Kraftsetzt. Im Ge- 
gensatz zu kleinen Anlagen, die meist intensiv in den Orten der Nähe diskutiert 
werden und wo auch Chancen bestehen, viele Bürgerlnnen aus der Region als An- 
legerlnnen zu finden, werden für große Windparks meist bundesweite Fonds auf- 
gelegt und die Anlagen ohne umfangreiche Einbindung der örtlichen Bevölkerung 
durchgesetzt. Hohes Kapital führt zur Einschränkung der Mitbestimmung - diese 
Regel gilt auch für den Oko-Bereich. 

Im Original: Auszüge aus dem Werbe mspekt zum Beteiligungsfonds an der Windkraftanla- 
e Ut ost I1 (zur t i t  von bkobank unganderen mrbreitet) 

\er 8indpark Utgast - der derzeit gröbe deutsche Windpark. ... 32,5 Millionen DM ... 
22 Windkroftanlagen ... Mindestbeteiligung ab 20.000 DM ... Rendite CO. 8%, ie nach 
persönlichem Steueootz. ... Windkroftanlagen gehören dabei zu den Investitionsgütern, 
denen in langfristiger Betrachtung überdurchschnittliche Kopitalrenditen prognostiziert 
werden. ... attraktives Beteiligungsangebot entwickelt. Es verbindet die Vorteile einer zu- 
kunftsorientierten Kapitalanlage mit den Merkmalen einer klassischen Unternehmensbetei- 
ligun Konservative Kalkulation, erprobte Technologie und ein Bauträgermodell mit a b  
gesic%erten Investitionskosten. 

Ein typisches Beispiel für eine Vielzahl mittelgroßer Projekte, wie sie zur Zeit in 
vielen Städten verwirklicht werden, ist das Ökologische Zentrum in Verden, das 
mit 2,75 Mio. DM aufgebaut wird. Alle staatlichen Förderungen werden ausge- .- 

"nutzt, dafür nicht nur Abhängigkeiten in  Kauf genommen, sondern auch offen- 
sichtliche Anbiederung b,etrieben (siehe Kap. 3.6). Für Geldanlagen werden ge- 
zielt Menschen aus dem linksbürgerlichen Bereich angesprochen. Ähnlich agierte 
das von der gleichen Gruppe initiierte und ebenfalls mehrere Millionen teure Aller- 
Wohnen als genossenschaftliches Wohnprojekt, für das vor allem Außenstehende 
als Geldanlegerlnnen gewonnen wurden, so daß diese jetzt die Stimmenmehrheit 
haben. Intern regieren die mit starken Vollmachten ausgestatteten Mitglieder von 
Vorstand und Aufsichtsrat (siehe Kap. 3.6).13 
Unter dem Namen "AllaHopp - Gemeinschaftliches Wohnenn sollen in Bremen 
Wohnungen gebaut werden, die Basis bilden Geldanlage und Genossenschaftsan- 
teilen mit Ca. 3 Mio. D M  Gesamtvolumen. AllaHopp und AllerWohnen werden 
von denen gemanagt, für die der Wohnraum auch entsteht. 
Das Ökologische Zentrum und AllerWohnen sin+aber noch Beispiel für etwas 
anderes: Sie sind Teil eines alternativen Lebensprojektes mit dem Titel VERbunt. 
Dieses entstand 1992 mit dem Ziel, Keimzelle einer neuen Gesellschaft zu sein 
(siehe Kap. 3.6). Gewandelt ist es zu einem hochstrategischen Konzern, der es 
versteht, maximale Gelder vom Staat und der reichen Bürgerlnnen zu ziehen, die 
gern ihr Restgewissen in  Sachen Umweltschutz mit sogenannten ethischen Geld- 
anlagen beruhigen, wenn dazu noch Renditen herausspringen. Viele Kommunen 
und Ökodörfer werden zu Geldanlagestellen in Konzernstruktur, der Ökonkapita- 
lismus" regiert längst das, was eigentlich "alternativ" sein wollte. Dieser Wandel 
vollzieht sich auch in vielen älteren, alternativen Lebensprojekten (siehe Kap. 3.8). 
Auch an der Landwirtschaft geht die Kapitalisierung nicht spurlos vorbei. Sowohl 
ökologische Betriebe als auch Vermarktungseinrichtungen werden immer größer, 
zentraler und mit mehr Kapitalaufwand errichtet. In Hessen baute Bioland die 
"Bio-Halle Alsfeldn als Großvertrieb für Schlachtprodukte aus den Ökohöfen. Der 
Organisator der Biohalle, ein klassischer Öko-Manager-Typ, bezeichnete auf einer 
Biolandveranstaltung dezentrale Vermarktungsstrukturen als ~ inn los . '~  Die Bio- 
Halle schuf eine starke Zentralisierung im Biofleischbereich. 
Der deutlichste Beleg für die Orientierung ökologischer Betriebe an kapitalisti- 
schen Zielen (statt an den politischen Positionen Selbstbestimmung, Dezentralität, 
Umweltschutz, Menschenrechte oder Solidarität) bilden die ökologisch orientier- 
ten Banken. In ihnen gibt es einen klaren Trend, große Prestigeobjekte zu fördern. 
Sie stellen in ihren Veröffentlichungen immer wieder die Anlagesicherheit von 
Großprojekten dar. Ob  bei Ökozentren, Windenergieanlagen oder anderem - ge- 
fördert wird vor allem, was groß und teuer ist. Daß solche Projekte fast immer von 
oben organisiert werden, daß sie Hierarchien fördern und zum Teil gegen den Wi- 
derstand von unten (z.6. bei großen Windparks) durchgesetzt werden, interessiert 
die Öko-Kapitalistlnnen gar nicht mehr. Noch gibt es bei den Banken auch Förde- 
rungen kleiner Projekte, in der Werbung aber stehen sie im Hintergrund. 



Nur ganz wenige Betriebe schaffen es, auf geschickte Weise politische Handlungs- 
fähigkeit und Marktorientierung miteinander zu verbinden. Sie nutzen verschie- 
dene Namen für Betrieb und politische Aktionen, um beides ohne die negative 
Wirkung aufeinander abwickeln zu können, oder stellen weiterhin Räume und 
Know-How zur Verfügung (auch wenn sie selbst nicht mehr aktiv sind). 

Die Geldquellen i m  Öko- "~a~ i ta l i smus"  
Hinter dem "Öko-Kapitalismusw stecken zwei wesentliche Geldquellen, die wenig 
mit alternativen ldeen zu tun haben. Zum einen staatlichen Förderungen, z.B. Ei- 
genheimzulage, Wirtschaftsförderung, direkte Zuschüsse oder Förderungen für re- 
generative Energien, sozialen Wohnungsbau, ABM-Gelder und vieles mehr. 
Durch die Entpolitisierung vieler Umweltaktivistlnnen der 70er und 80er Jahre, 
vor allem aber durch die "Öko-Yuppies", die sich zur Zeit in Umweltverbänden 
und -projekten breitmachen, hat sich das Denken sehr stark verändert. Statt politi- 
schem oder ökologischem Sachverstand bringen Nachwuchsleute in Umweltorga- 
nisationen heute eher betriebswirischaftliche Orientierungen ein. So gilt nicht 
mehr das, was politisch richtig ist, sondern das, was am meisten Geld bringt. Ar- 
beitsinhalte und -strategien werden danach ausgerichtet, wofür es staatliche Förder- 
gelder gibt. Das betrifft zum einen den Vorrang wirtschaftlicher Überlegungen vor 
politischen Zielen, zum anderen aber auch die inneren Strukturen. Entscheidungs- 
strukturen in Projekten, die Gleichberechtigung und Basisorientierung zum Ziel 
haben, sind oft nicht geeignet, öffentliche Förderungen in Anspruch zu nehmen. 
Daher dominieren immer mehr zentralistische Organisationsmodelle die (ex-)alter- 
native Szene. Offene Netzwerke oder formlose Aktionsgruppen sind vorbei, mo- 
derne Öko-Managerlnnen verpassen den alternativen ldeen den Status von Ge- 
nossenschaften, GmbHs oder ähnlichem. Neben direkten Förderungen kommen 
ABM-Stellen, Lohnkostenzuschüsse, FÖJ-Stellen, Arbeit-statt-Sozialhilfe-Maßnah- 
men und weitere direkte Staakförderungen in Frage. Besonders widersprüchlich: 
ABM-Kräfte, Zivildienstleistende und bezahlte Baufirmen bauen selbstverwaltete 
Ökozentren auf - das bedeutet nichts anders, als das mit staatlichen Mitteln über 
Lohnabhängige das als selbstverwaltet gepriesene Projekt verwirklicht wird. Selbst- 
verwaltung und Ökologie verkommen zu lukrativen Mogelpackungen. 
Eine zweite, deutlich an Bedeutung gewinnende Quelle sind Einzelpersonen. Die 
Öko-Kapitalistlnnen haben bei ihrer ständigen Suche nach Geld entdeckt, daß die 
Umweltschützerlnnen der 70er und 80er Jahre heute überwiegend eine reiche, 
linksbürgerliche Schicht bilden, in der viel Geld vorhanden ist. Nicht nur aus der 
Vergangenheit heraus (politisches Engagement), sondern auch aus dem hohen 
Bildungsgrad ergibt sich die Neigung dieser Schicht, immer wieder nach Möglich- 
keiten zu suchen, mit Ablaßhandlungen das Gewissen zu beruhigen und so die 
Tatsache der politischen Untätigkeit, Anpassung und des hohen, ökologisch bela- 
stenden Lebensstandards zu verdrängen. Greenpeace und zunehmend auch ande- 
re Umweltverbände leben davon, daß Geldspenden zu dieser Form des Ablaßhan- 
dels gehören: Man schützt nicht mehr die Umwelt, man Iäßt schützen.15 In genau 

diese Kerbe schlägt die Idee, Anlagefonds und -objekte zu schaffen. Mit teilweise 
unglaublichen Mindesthöhen (z.B. im Fall der Rommelmühle 30.000 DM, beim 
Windpark Utgast 20.000 DM und bei Allerwohnen immerhin noch 10.000 DM) 
können Menschen ihr Geld statt auf der Bank in solchen scheinbar ökologischen 
Projekten bunkern und erhalten trotzdem Zinsen. Das sind zwar teilweise geringer 
als bei den Großbanken, aber die Geldmenge ist ja nicht das Problem der linken 
Bürgerlnnen.16 Aufrufe zur Geldanlage in scheinbar ökologische Projekte haben 
zur Zeit Hochkonjunktur. Detitlich sichtbar ist, wie durchgreifend der Effekt des 
Ablaßhandels funktioniert: Die Geldanlegerlnnen reagieren völlig euphorisch auf 
die ihnen angeboten Projekte und prüfen diese in der Regel kaum. Dem so mit 
Millionen ausgestatteten Projekt hilft der Unterschied von privaten zu Bankkrediten 
allerdings nur in der Ftage der Zinsen. Die Abhängigkeit bleibt. Das Projekt ist mit 
Geld (Kapital) aufgebaut und nicht aus der Kraft der das Projekt tragenden Men- 
schen. Die sind beliebig austauschbare Mieterlnnen oder ~itarbeiterlnnen bzw. 
Angestellte geworden, die Okonomie beherrscht das Geschehen. 

Im Original: Auszüge aus dem "tazRdrtikel "Mehr Grünauf dem Markt", 27.12.1997 (S. 10) 
... sollte es fiir möglichst jeden Typ eine attraktive Möglichkeit eben, mit seiner Kapital- 
:.lag. ökologischen Wirtschafisweisen auf breiter Front zum hrchbruch zu verhelfen: 
Wir brauchen richtig dickes Geld". 

Auuüge aus "Soziale Bewegungen im Umweltbenich" von Thamas Bacher u.a. (1990. FH 
München, S. 120) 
These 5: Die Okologiebewe un kapitalisiert sich zunehmend. Sie trennt dadurch dieieni- 
gen, die im Proieb 6kologiAer%odernisientng ihre berufliche, moralische und persönli- 
che Stabilität gewinnen können von denieni en, die nach einigen Jahren des ehrenamtli- 
chen Engagements mit privatem Rückzug auzrund von "burning-out" reagieren. 
These 6: Sofern sich die Okologiegruppen kapitalisieren, gehen sie Bündnisse ein, die der 
ursprünglichen Okologiebewe ung ehr fern waren. 
Auszu aus "Rendite mit ~ b x h % ~ " ,  Bkowerkmagazin 11+1211997 (S. 16) 
Da0 8kolo ie und Okonomie sich nicht unbedingt ge enseitig ausschlieBen und auch mit 
Okofonds Eewinne zu erzielen sind, zei t das letzte Qahr. Fast alle Okofonds erzielten in 
den letzten zwölf Monaten zweistellige fenditen. 

Betriebe und Politik 
Ökologische Betriebe sind Teil der Umweltbewegung. Ihr Werbung kann Bewußt- 
sein schaffen oder Scheinlösungen anbieten. Ihre Produkte können glaubwürdig 
oder Mogelpackungen sein. Ökobetriebe oder die Mitarbeiterlnnen können politi- 
sche Gruppen unterstützen oder mißachten. Sie können sich sogar distanzieren, 
z.B. um ein bestimmtes Image zu behalten und so Umsätze zu sichern. All das hat 
Auswirkungen auf den Umweltschutz, auf das öffentliche Bewußtsein und das kon- 
krete Verhalten. 
In den Gründerjahren der Öko-Betriebe gab es fast immer direkte Beziehungen zu 
politischen Anrionsgruppen. Meist kamen diejenigen, die solche Betriebe gründe 
ten, auch aus politischen Gruppen und waren zunächst weiter dort aktiv. Die Be- 
triebe trugen oft den Protest mit, standen unter Aufrufen, stellten ihre Einrichtun- 
gen und Möglichkeiten zur Verfügung (Druckmaschinen, Werkzeug, Faxgeräte 
usw.) oder waren am Abend oder am Wochenende einfach Treffpunkt für Aktionc- 



vorbereitungen. Ein wichtiger Teil der Betriebsgründungen aus der aktiven Bewe- 
gung waren Dienstleisterlnnen, die ihre Fähigkeiten nach außen "verkauften" und 
nach innen, d.h. in der Umweltbewegung, oft unentgeltlich weitergaben. Einzelne 
tun das sogar bis heute. Beispiele sind einige Verlage, Druckereien und Institute 
wie das Öko-Institut," das Umweltinstitut, Katalyse oder die Gruppe Ökologie. E i  
gibt Betriebe, vor allem aber einzelne Personen in ihnen, die das alte Denken noch 
bis heute erhalten haben und sehr positiv auf umweltpolitische Aktionsgruppen 
reagieren, die um Hilfe fragen (z.B. mit Beratung oder Sachmitteln). Allerdings 
finden einige der Betriebe, die noch Kontakt mit Umweltgruppen suchen, kaum 
noch Partner: Die politisch aktive Szene von BIS oder unabhängigen Gruppen ist 
verschwunden, die verbandlichen Gruppen vor Ort haben kaum politische Aus- 
richtungen, sind nicht kooperationswillen und haben meist auch kein Interesse an 
ökologischen Betrieben,'' und die neugegründeten Aktionsgruppen, z.B. im Anti- 
AKW-Bereich, kennen die alten Betriebe entweder nicht oder haben keine Mittel, 
dort einzukaufen bzw. dorthin Aufträge zu vergeben. Allerdings ist erkennbar, daß 
erneut aus den wiederaufgeflammten Anti-Atom-Bewegung Betriebe gegründet 
werden, die engen Kontakt zu aktiven Gruppen halten.I9 
Trotz dieser Ausnahmen ist nicht zu übersehen, daß die meisten Betriebe politisch 
nicht mehr aktiv sind. Der Abbruch der Kontakte geschah über Etablierungspro- 
zesse, Rückzug ins Private oder den Wandel in der Umweltbewegung, d.h. den 
Zerfall unabhängiger Aktionsgruppen und der Aufbau etablierter Umweltverbände 
und -einrichtungen. Resignation der alten "Kämpferlnnen" und eine zunehmende 
Dominanz derer, die vor allem den wirtschaftlichen Erfolg des Betriebes in den 
Vordergrund rückten, schufen Veränderungen. Öko-Betriebe sind heute meist Er- 
füller ökologisch orientierter Konsumwünsche unter linken Bürgerlnnen. Klei- 
dung, Kosmetika, Möbel, biologische Baustoffe, Reiseangebote, Geldanlage und 
Versicherungen sind daher die Renner der Zeit. Dienstleister im Ök~lo~iebereich 
selbst, deren Auftraggeberlnnen vorher aktive Umweltgruppen waren (Druckerei- 
en, Institute), mußten sich umstellen und neue Zielgruppen erreichen (Firmen, 
Verwaltungen, Einzelhaushalte, etablierte Umweltverbände und grüne Parteiglie- 
derungen). Damit sind sie wirtschaftlich abhängig geworden von Kundlnnen, die 
auf eine politische Orientierung des Betriebes oft mit dem Entzug weiterer Aufträ- 
ge reagieren. Wenn sie aber für Regierungen oder konventionelle Firmen und Or- 
ganisationen arbeiten, zerbricht oft der Draht zu den letzten verbliebenen Aktions- 
gruppen." 
Die Veränderungen in den ökologischen Betrieben entsprechen dem Zeitgeist. 
Damit sind ökologische Betriebe Opfer und Täter zugleich. Sie orientieren sich am 
"Markt", d.h. an der bestehenden Nachfrage, verstärken diese aber selbst durch 
ihr Angebot und ihre Werbung. Ökologische Betriebe sind nur selten Trendsetter, 
d.h. sie bestimmen gesellschaftliche Vorgänge nicht aus ihrer idealen Überzeu- 
gung, sondern agieren marktorientiert, d.h. als "Fahne im Wind" gesellschaftli- 
cher Veränderungsprozesse und dadurch entstehender Nachfrage. 
Der beschriebene Ökokapitalismus zerbricht den bisher oft vorhandenen Zusam- 

menhang zwischen ökologischen Produkten/Dienstleistungen auf der einen und 
Selbstvenualtuna/Dezentralität auf der anderen Seite. "Öko" ist ein Vermark- 
tungsbegriff, de;sich mit konventionellen Betriebsstrukturen verbinden Iäßt.Z1 Da- 
her werden zum einen kommerzielle Betriebe den Öko-Bereich erobern, zum an- 
deren werden sich Öko-Betriebe kommerzialisieren. Da dabei auch grundsätzliche 
ideelle Schranken fallen und politische Ambitionen zurückgefahren werden, zu- 
dem rücken Staatsgelder in den Blickpunkt. Mit geschickten, rechtlichen Kon- 
struktionen werden Förderquellen erschlossen, Risiken begrenzt und große Kredi- 
te möglich. Das alles verändert die Oko-Betriebe als Teil der Umweltbewegung: 
- Der Drang nach Staatsgeldern führt bewußt oder unbewußt zu Verhaltenswei- 

sen, die die Chance von Förderungen erhöhen: Seriöse Kleidung und Auftre- 
ten, Ausdrucksform und Design sowie Verzicht auf radikale politische Arbeit. 

- Kredite führen zu einem Zwang, über lange Zeit gewinnorientiert zu arbeiten. 
Subsistenz ist genauso wenig möglich wie die Förderung politischer Arbeit 
durch betriebliche Einnahmen. Zudem wird die freie Zeit immer stärker ein- 
geengt, weil Mehrarbeit ein Weg zu mehr Geld ist. 

- Politische Aktionsgruppen oder alternative Lebensprojekte, die statt dem langsa- 
men Aufbau von unten und aus eigener Kraft auf betriebliche Risikostrategien 
wie Kredite und Zuschüsse setzen, werden jahrelang unter erheblichem Druck 
stehen, weil auch ihre sonstige Existenz vom betrieblichen Erfolg abhängt. Ple- 
na und andere Entscheidungsgremien werden gefüllt sein mit Debatten um wirt- 
schaftliche Fragen, Gewinnsteigerung, Kreditrückzahlung sowie, wenn es zu 
wirtschaftlichen Problemen kommt, das Ringen um zusätzliche Einnahmen, 
staatliche Förderungen oder Werbung (die früher für politische Ideen gemacht 
wurde). Politische Fragen werden kaum noch Platz in den Gesprächen und Ge- 
danken der Beteiligten haben. 

- Unklar ist, welche Geldmengen insgesamt verfügbar sind. Durch die Anlage- 
fonds werden erhebliche Geldmittel in große Projekte gebunden. Angesichts 
der Attraktivität von Öko-Geldanlagen ist nicht auszuschließen, daß binnen kur- 
zer Zeit riesige Summen in Gebäude, Windparks und Betriebe investiert werden 
(Hunderte von Millionen oder gar Milliarden DM). Noch leben politische Akti- 
onsgruppen und Umweltverbände auch von diesem Geld der linksbürgerlichen 
Kreisen, die sie als Spenden erhalten. Spürbar ist bereits, daß die Nachfrage 
z.B. nach Umweltschutzliteratur deutlich zurückgeht. Das könnte ein Signal 
sein, daß die verfügbaren Gelder nicht mehr direkt dem Umweltschutz (Aktio- 
nen, praktischer Umweltschutz im eigenen Umfeld) bereitgestellt werden, son- 
dern in rentable Oko-Anlageprojekte fließen. Dann aber wären diese sogar 
schon durch ihre Existenz ein direkter Schaden für die Sache Umweltschutz, 
weil vielleicht nicht mehr spendet, wer schon Geld angelegt hat." 

- Die Großprojekte werden in der Öffentlichkeit stehen. Das verschlechtert die 
Chancen für kleine Projekte. Millionenschwere Ökozentren oder Windanlagen 
dominieren die Presse und die Auslagen mit hochgestylten Flugblättern. Ihre 
Vertreterlnnen werden zu Seminaren und Tagungen geladen, während die klei- 



nen Projekte an den Rand gedrängt werden. G gibt keine Verbände  oder Agen- 
turen mehr, die e s  a ls  Aufgabe sehen, gerade Verände rungen  "von unten", de- 
zentral  und viel fäl t ig z u  fördern. Der Ö k o - G i g a n t i s m u s  st iehl t  so l chen  Projekten 
die Schau, die viel ehe r  geeignet wären, Ke imze l l en  für eine neue Gesel lschaf t  

z u  se in  -weil s ie  unabhängig bleiben und oft weiterhin po l i t i sch aktiv sind. 

Quellen zu 3.9 
I Abgesehen vom autonomen Teil der Umweltbew ung stammen heute fast alle Produkte der Offeniichkeihar- 

beit, seien es Zeitschiiften, Flugblötter oder bosüren,  aus professionellen Verlogen, Geschäftsstellen oder 
PR-Agenturen. 

2 Symbolisch &für steht das gmue Po ier dos einen bewubten Gegensatz zum strahlen4weiben Konsum- 
rausch darstellen solhe. Aber ouch dneinnchtunaen sowie fehlende oder ouf die '.6kos" aezielte Werbuna 
abten zum damaligen Stil. 

- 
3 ger hier verwendete Beadf des linken Büraerlnnentums umfaßt die Schicht der Gesellxhoft. die auf einem mitt- 

leren bis hohen ~inkominensniveau liegt und ein komforiables Lebemumfeld meist ei enes'Hous, ein bis meh- 
rere Aubs und Urlaubhhren oco Jahr usw.1 hat hochaebildet und dadurcL undder  durch das in der Ver- 
gan enheit lie nde, ei ene t n  gement über die sozialen und UmweltproMeme informiert ist. Diese Pem- 
nen%lten ~$agen ziolge p%sche Veröndenin en für nöti wahlen die Grünen oder die SPD und sind 
meist in einem Umwelt- oder sozialen Verband tditgi?ed bzw. ak i t en  s odisch mit. Tatsächlich schaffen sie 
mit ihrem kodreten Verholten die Probleme mit. deren Lösuna sie e in forG:  Umweltzersfinina durch ihren Le- 
bensstil, zudem sind vieie D~~pelverdienerlnnen und f~rdem"~le~hze i t i~  die gerechtere Vertei&ng der Arbeih- 
zeit. Zwischen Theorie und Praxis klaffen nesiae Lücken. In onderen Veröffentidunaen ist für eine öhnl'ch um- 
v t e  Schicht ouch der Beg& "Eildun bürgemim' verwendet. 

4 iele stodide Fördeninaen im ~ildunasEreich werden noch der Anzohl von Personen berechnet. die on Se- 
minaren teilnehmen. WeFdoher LktenäMlt mit zuatzlichen Namen erhalt mehr Geld. 

5 Selbsthilfegemeinxhahen in einigen Regionen, Pro'ekt '"Phönix" ~ n f a i ~  der Wer Jahre von Seiten des Bundes 
der Energieverbroucherlnnen so* ~reenpeace-Aktionen für Massenbestellungen Mitte der 90er Jahre. 

6 Immer mehr ökologisch interessierte iüngere Menschen wählten als Ausbikiun Jura, Betriebswirtschaft oder 
Wirtschoftswissenxhaft. Ihr Ziel wdren vor allem Manogementföhi Leiten. Sie%il&n den Ausgangspunkt des 
Umbaus großer Teile der Umweltbewe ung zu konzernöhnlichen fkukturen und Strategien. Im Zuge der Ver- 
öndening stellen Betriebe und ~ e r b ä n z  ouch manogementgexhultes Personal ein, das selbst keinen Bezug 
mehr zum Umweltschutz hatte. 

7 Das bekannteste Beispiel ist die Berliner "Tageszeitung" (tazl, tohachlich ereilte das Schicksal aber sehr viele 
Betriebe. 

8 Beispiel ist das ehemal l  Kd-ktiv "bl6?terwald" damaliger Sitz Weilmünster, spoter Franhrt. 
9 Je höher die Anlage, e to hoher die Zinsen. Je köher das Einkommen, desto höher die Steuerersparnis oder 

staatliche Förde~n en. bko-klagen begünstigen vor allem die Reichen. Die "6kos" werden in der soge- 
nannten Zwei -~r id~ese l lxhaf t  zum privilegierten Teil gehören. 

10 Es ibt Pro.ekte mit olitixher Zielrichtun , die ihre finanzielle G~ndausstaHun~ über Geldeinla en erwai-ben 
hapn, z.d eini, Rh Z e ! t u p  ode,r\erlage. Sie zehren ober inzwischen von dinem ~ e k f  d.h. sie sind 
wirtschaftlich nic t sdide, eina in1 e ist eher eine S nde als eine Rendite versprechende Anlage. 

I I Quellen: Sdbdanfeiiungm und% Situation im Eus .  Neben dem Eingang zum Restaurant hön (ver 
roB rt auf A3 ein Text aus der hanhrter Rundschau in dem ein Lob dofiir ausgesprochen wird, d g  nicht aer 8 t o - ~ ~ i ~ ~ I i ~  er zu finden isi sondern konventioneik Speisen. im Haus sitzen unter anderen die Reddmon 

von 6ko-Test, e h e  ~ n t e r ~ ~ i e d e ~ n  en der Grünen und das Grün-alternative Jugendbündnis, ein Tagungs- 
havs, Carc-Druck (dort entsteht z.B. J e  tozl „W. 

12 Nur eine von übern) Seiten enthdt Gerichte aus biologischem Anbau, daninter nur drei vegetarische. 
13 Ubehten werden diese Strukturen noch vom extra für das Verdener Zentnim eschaffenen BUNMonds Ar- 

beit und Umwelt, in dem es gar keine Kontrolle, keine Hahn der ~eschaftsfü?rerlnnen und eine direkte Be- 
ohlun derienigen ibt, die das Geld des Fonds eh l ten d%. Geldannehmen wird bezahlt - ein lukrativer 
. I o b r b  1.5% &r8nlage phht pro ~ah r  an die Geschö&fühning, das sind CO. IW.000 DM in zehn Jahren]. 

14 Aussogen,auf einem R ianotreffen von Eoland Mittelhessen. 
15 Siehe auch Text " ~ b l 2 v o n  den Rogmbo enk6mpfernn in: FR, 24.10.1995. 
16 Inzwischen steigern sich die 6ko-~anageinen aber und schaffen über neue Strategien, z.B. das Nutzen der 

Eigenheimzula e oder eine Kombination von Zuschüssen und Anla en höhere Renditen. 
17 Der Vontand des 6kc-lnstituts hat e en das Votum der meisten ditarbeiterlnnen und ohne Befragung der ei- 

Basis beschlossen bis zum ill!2.1598 alle kostenlmen Dienstleistungen für Umweltgru pen einzustel- 
en. Davon betroffen sind z.B. die Koordinations- und Beratungsstellen im Bereich irnmissionsscRutz, Gentech- 
nik und Energiewende. 

18 Die Verbondsspihen hingegen interessieren sich mehr für finonzstarkeGrobkonzeme als Partner. 
I9  Beispiele sind der Anti-Atom-Verlag Talstefanz im Wendlond, Büchrtische, seibstargonbierte Taschenkalen- 

der oder die anti atom aktuell. 
20 Einen interessanten Beleg des Verhölinisses von 6ko-Betrieben zu politisch aktiven Pmiekten bietet die Pmiekt- 

werkstatt im Kreis GieBen (Swsen). Durch regionale Zeitungen das Umwehmobil die unabhängige Volks- 
hochschule und viele Einzelprojekte prägt sie die ~mwelt-Offentliihkeitsarbeit in der ke ion seit Jahren. Davon 
profitieren 6kol ische Betriebe. Dennoch bestehen sehr unterschiedliche Kontakte. ausgrenzungen gibt es 
von Seiten der 3 einen lmagewechsel bedachten Bioläden, die teilweise nicht einmal mehr Informationsmate- 
nal auslegen oder die regionale Umweltzeitun verkaufen wollen, stattdessen aber im "lifestylen-Bereich eine 
gute Auswahl anbieten. Gute Kontakte bestefen dagegen zu Einzelperwnen die schon Iön er im ökologi- 
xhen Bereich arbeiten (aus Solar-, Boubiologiefirmen Dwckereien usw.). Von ihnen erhält die ?miektwerbtott 
Unterstutzung, so da0 kotz fehlender ~eld~eberlnnLn und Fördewn en der Ausbau eines gröberen Geböu- 
des moglich war. Eine Solarfirrna der Region begründete die SpendSe eines Solarkollektar sogar damit, dob 
die Proiektwerktott soviel für das oll emeine Umweltbewubtsein getan habe, da0 die Spende eine sinnvolle 
Gegen este sei. Obwohl es zum ~e i l ioo~erat ion gibt und Personen oder Proiekte aus der Pmiektwerkstottan- 
deren b p p e n  geholfen habenJ;.B. b*hte!s!ottung in der Regionalzeitung, direkte Mitarbeit], distanzjeren 
sich Einnchtungen wie der Eine. eltladen, einige Jugendzentren oder andere von der Proiektwerkstatt, neh- 
men die Hilfe aber an. G ~ n d  ist meist da0 bei ihnen de Kritik an rot-grüner Politik auf wenig Gegenliebe 
stöbt weil sie en mit Parteien und staahchen Stellen verfilzt sind. 

21 In den 70er und %er ~ahren dagegen war "äko" fast leichbedeutend mit links, kollektiv, selbsto anisieri und mehr - insgesa~t ein umfassender Politikansatz. ~ u c f  die 6ko-Betriebe solhen Baustein der (??sellschofb 
".=.rn"&"l"" <Cl" . - . -. . . -. - . - . .= - - . . . . 

22 Weil das Geld nur einmal ausge eben werden kann oder weil die Geldonlage reicht, das Umweltgewissen zu 
beruhigen, und Spenden oft aucfdazu dienen (siehe 151. 
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